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Vorwort 
 
Agieren können statt reagieren müssen 
 

Der demografische Wandel (Bevölkerungszunahme 

/ -abnahme, Alterung, Internationalisierung) hat viel-

fältige Auswirkungen auf staatliche und gesellschaft-

liche Strukturen, nicht zuletzt auf unsere Sicher-

heitsarchitektur. Er ist daher nicht nur eine gesamt-

staatliche, fachübergreifende Gestaltungsaufgabe, 

sondern  auch und ganz besonders eine Herausfor-

derung für die Sicherheitspolitik in Bund, Ländern 

und Gemeinden. 

Das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport hat frühzeitig agiert  und  

im August 2008 eine Projektgruppe zum Thema: „Sicherung des Brandschutzes in 

Niedersachsen unter besonderer Berücksichtigung des demografischen Wandels“ 

eingesetzt. Der vorliegende Abschlussbericht stellt die Bezüge zum demografischen 

Wandel für die Niedersächsischen Feuerwehren her, zeigt konkrete Umsetzungs-

maßnahmen auf und liefert Handlungsempfehlungen.  

Eine Politik, die das ehrenamtliche Engagement in den Freiwilligen Feuerwehren und 

den Feuerwehrberuf attraktiv hält, kann den Niedersächsischen Brandschutz nach-

haltig sichern und damit den Auswirkungen des demografischen Wandels begegnen. 

Diesen Wandel will das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport aktiv 

und vorausschauend gestalten. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, die kommunalen 

Spitzenverbände, die Gewerkschaften, aber auch alle Mitgliedsorganisationen der 

nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr, alle Feuerwehrangehörigen und alle, die an an-

derer Stelle für das Feuerwehrwesen Verantwortung tragen, sind aufgerufen, sich 

gemeinsam für die Weiterentwicklung des niedersächsischen Feuerwehrwesens ein-

zusetzen. Dabei soll das vorliegende Konzept als Grundlage für ihre Arbeit, für Pro-

jekte und weiterführende Diskussionen dienen. Für das Niedersächsische Ministeri-

um für Inneres und Sport selbst sollen mit diesem Programm auch verbindliche Ent-

scheidungen getroffen werden. 

Die Basis unserer konzeptionellen Überlegungen ist ein insgesamt fast zwei Jahre 

lang geführter, intensiver und facettenreicher Diskussionsprozess. Er hat auf ver-



schiedenen Arbeitsebenen und mit verschiedenen Beteiligten stattgefunden. Er wur-

de anfangs intern geführt und im zweiten Schritt allen Interessierten geöffnet. Diese 

Diskussion war zum Teil kontrovers und warf auch Widersprüche auf. Doch sie hat 

im Ergebnis – das ist entscheidend - den Weg für ein zukunftsfähiges Programm ge-

wiesen. Daher gilt allen Beteiligten mein besonderer Dank für ihre Mitarbeit, ihren 

engagierten Einsatz und ihre Kreativität.   

Der demografische Wandel wird die Feuerwehren gleichermaßen treffen. Die zu-

nehmende Konkurrenz um junge Erwerbspersonen und Nachwuchskräfte unter-

streicht die Notwendigkeit, alle Potenziale zu nutzen, um die Attraktivität der vorhan-

denen Strukturen nachhaltig zu fördern. Es gilt, das lokale Erwerbspersonen- und 

Nachwuchspotenzial durch zielgerichtete Bildungsangebote auf allen Ebenen ver-

stärkt auszuschöpfen. Innovationsansätze sind so zu fördern, dass sie für alle Helfe-

rinnen und Helfer des Brand- und Katastrophenschutzes ein attraktives Angebot dar-

stellen und die ungewollte Abwanderung klein gehalten werden kann.  

Wird der demografische Wandel frühzeitig aktiv gestaltet, dann ergeben sich 

größere Handlungsspielräume und mehr Optionen. Frühes Handeln setzt sys-

tematisch erarbeitete Zukunftsinformationen voraus. Die Kenntnis der abseh-

baren Entwicklungen und Problemkonstellationen, das Bewusstsein, dass der 

demografische Wandel eine fachpolitikübergreifende Herausforderung ist, sind 

notwendige, wenn auch nicht hinreichende Bedingungen, dem demografischen 

Wandel mit sachgerechten Antworten zu begegnen. Der vorliegende Ab-

schlussbericht liefert entsprechende Empfehlungen. 

 

Uwe Schünemann 

Niedersächsischer Innenminister 



Präambel 
Feuerwehr- und Katastrophenschutzleitbild 2020 

 
Die Niedersächsischen Feuerwehren gelten als Garanten für bürgerschaftliches En-

gagement und für Vertrauenswürdigkeit.  

Ehrenamtliches Engagement verdient besondere Unterstützung. Dies gilt insbeson-

dere für den Dienst in der Feuerwehr, bei dem die Kameradinnen und Kameraden 

einen Großteil ihrer Freizeit einsetzen und ihre Gesundheit bzw. ihr Leben riskieren, 

um anderen Menschen in Not zu helfen.  

Die herausgehobene Bedeutung des Niedersächsischen Brandschutzes mit den  

gefahrengeneigten Tätigkeiten der Feuerwehrangehörigen bedarf einer besonderen 

Wertschätzung und einer politischen Strategie zur dauerhaften Sicherung. Dank und 

Achtung für diese aufopferungsvolle Tätigkeit müssen angemessenen Ausdruck fin-

den. Die ehrenamtliche Mitwirkung einer großen Zahl von Helferinnen und Helfern ist 

für den Brand- und Katastrophenschutz sowie den gesamten Bevölkerungsschutz in 

Niedersachsen (in  ganz Deutschland) von zentraler Bedeutung. Mit Blick darauf soll-

te insbesondere das Ehrenamt im Brand- und Katastrophenschutz nachhaltig geför-

dert und damit die Basis für eine dauerhafte Sicherung und eine zukunftsorientierte 

Weiterentwicklung unseres Hilfeleistungssystems geschaffen werden.  

Die Förderung des Ehrenamtes erhält deshalb vor dem Hintergrund des demografi-

schen Wandels und den steigenden Anforderungen an die Qualität des Bevölke-

rungsschutzes eine hohe Priorität. 

Mit dem Abschlussbericht der Projektgruppe „Sicherstellung des Brandschutzes in 

Niedersachsen unter besonderer Berücksichtigung des demografischen Wandels“ 

liegt ein umfassendes Konzept vor, das konkrete Vorschläge zur 

 

1. Schutzzieldefinition 

2. Förderung des Ehrenamtes 

3. Aus- und Fortbildung  

4. Nachwuchsgewinnung 

5. Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 

6. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit unterbreitet. 



Es ist notwendig, dass diese Empfehlungen zur nachhaltigen Sicherung des nieder-

sächsischen Brandschutzes intensiv weiterverfolgt werden und eine entsprechende 

Umsetzung finden. 

Zur Orientierung, Motivation und Klarheit braucht das Feuerwehr- und Katastrophen-

schutzleitbild 2020 ein Leuchtturmprojekt, das allen den Weg zur nachhaltigen Siche-

rung des niedersächsischen Brandschutzes weist. Aufgrund der im Feuerwehralltag 

kontinuierlich anwachsenden Anforderungen und der erheblich gestiegenen Lehr-

gangsbedarfe durch die Träger des Brandschutzes ist es in deren Sinne erforderlich, 

das Angebot an Lehrgangsplätzen und an realitätsnahen Übungs- und Trainings-

möglichkeiten zu erweitern. Hier kann das Land mit der Realisierung einer moder-

nen, innovativen und einzigartigen  „Niedersächsischen Akademie für Brand- und 

Katastrophenschutz“ einen besonderen Beitrag zur Sicherung des niedersächsi-

schen Brandschutzes leisten. Gleichzeitig eröffnen sich somit für alle Helferinnen und 

Helfer des Bevölkerungsschutzes in Niedersachsen neue Möglichkeiten, um die 

Kommunikation zu optimieren, organisationsübergreifend in Stäben und Technischen 

Einsatzleitungen zu trainieren, ganzheitlich in realistischen Einsatzszenarien zu üben 

und insgesamt die Qualifikation der Einsatzkräfte in ihrem eigenen Wirkungskreis 

nachhaltig zu verbessern. 

Leitbild:  

„Wir können die Einsatzkräfte von heute, 

nicht mit den Einsatzmitteln von gestern, 

auf die Herausforderungen von morgen vorbereiten!“ 

 
Jörg Schallhorn 
Landesbranddirektor 
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1. Zusammenfassung 
Mit dem fortschreitenden demografischen Wandel ergibt sich für den Brandschutz in 
Niedersachsen folgende Problemlage: 
 

 Die Leistungsfähigkeit und Einsatzbereitschaft der Feuerwehren ist langfristig 
gefährdet.  

 Die Einsatzhäufigkeit und die täglichen Belastungen an die Einsatzkräfte wer-
den nicht proportional zur Bevölkerungsentwicklung zurückgehen. Im Gegen-
teil, die quantitativen und qualitativen  Anforderungen werden in den Städten 
und Gemeinden signifikant kontinuierlich steigen. 

 
Zur nachhaltigen und dauerhaften Sicherstellung des niedersächsischen Brand-
schutzes sind das ehrenamtliche Engagement in den Freiwilligen Feuerwehren und 
der Feuerwehrberuf von den Trägern des Brandschutzes gemeinsam attraktiv zu hal-
ten und kontinuierlich fortzuentwickeln.  
 
Mit einem umfassenden systematischen auf das Programm „Sicheres Niedersachsen 
2020“ abgestimmten Leitbild sind in den Handlungsfeldern Schutzziele, Förderung 
des Ehrenamtes, Aus- und Fortbildung, Nachwuchsgewinnung, Integration und Öf-
fentlichkeitsarbeit folgende Maßnahmen mit den Beteiligten abzustimmen: 
 
1. Novellierung des NBrandSchG mit Festlegung des niedersächsischen Sicher-

heitsstandards  durch Definition von Schutzzielen (Brandschutzbedarfsplan)  
2. Professionalisierung der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
3. Sicherung der Finanzierung durch die Feuerschutzsteuer 
4. Realisierung einer modernen, innovativen und einzigartigen Niedersächsischen 

Akademie für Brand- und Katastrophenschutz 
5. Einrichtung einer zentralen Koordinierungsstelle im MI und dezentralen Bera-

tungsteams in den Polizeidirektionen 
6. Umsetzung eines Maßnahmenpakets zur Förderung des Ehrenamtes durch das 

Land und die Träger (Beispiele und Empfehlungen: Dienstausweis mit Chipkarte; 
Anerkennung/Anrechnung ehrenamtlicher Ausbildungsleistungen und erworbener 
Qualifikationen in Ausbildung, Studium und Beruf; Anerkennung/Anrechnung be-
ruflicher Ausbildungsleistungen und erworbener Qualifikationen in der Feuerwehr; 
Anerkennung ehrenamtlicher Dienstzeiten/Tätigkeiten für in Ausbildung, Studium 
und Beruf geforderte Praktika; Grundsteuererlass/-ermäßigung, finanzielle Zu-
wendungen für Kinderbetreuungskosten, Kindergartengebühren; Bereitstellung 
von kostengünstigem Wohnraum optimalerweise in der Nähe des Feuerwehrhau-
ses; vergünstigter oder freier Eintritt in Schwimmbad, Fitness-Studio, Bibliothek u. 
a.; kostenlose Nutzung des ÖPNV in Uniform zur Stärkung der Präsenz von Feu-
erwehrangehörigen in der Gesellschaft; Beiträge zu einer „Sterbekasse“; finan-
zielle Zuwendungen, z. B. in der Form von Verzehrgutscheinen bei besonderen 
Leistungen, für langjährigen aktiven Dienst; vergünstigte Teilnahme an Volks-
hochschulkursen oder anderen Fortbildungsmöglichkeiten; Aufenthalt im Feuer-
wehrerholungsheim)  

7. Einführung von Steuerungsinstrumenten in einer modernen Verwaltung. 
 
Mit diesem Leitbild zur Sicherung des Brand- und Katastrophenschutzes in Nieder-
sachsen vor dem Hintergrund des demografischen Wandels sind die Maßnahmen 
hinterlegt worden, die unter Berücksichtigung von gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
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und technischen Entwicklungen sowie der Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger, 
der Landesregierung und des Parlaments kontinuierlich überprüft und fortgeschrie-
ben werden können.  
 
 
Hinweise Der Inhalt dieses Berichtes stellt die Sichtweise der in den Pro-

jekt- und Arbeitsgruppen mitwirkenden Vertreter der Verbände, 
Institutionen, Organisationen, Berufsvertretungen und Behörden 
dar.  

  Die gesetzliche Pflicht zur Anhörung der kommunalen Spitzen-
verbände, des Landesfeuerwehrverbandes und der Berufsvertre-
tungen bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen, die sich 
aus diesem Bericht ergeben, bleibt unberührt.  
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2. Kurzfassung 

2.1. Ursachen 
Zentrale Ursachen 
Mit der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland werden 
die folgenden demografischen Entwicklungen vorausgesagt: 

 Die Geburtenhäufigkeit nimmt ab, die Sterbefälle nehmen zu. 
 Das rasant wachsende Geburtendefizit kann von der Nettozuwanderung 

nicht kompensiert werden. 
 Es erfolgt ein Bevölkerungsrückgang von 82,5 Mio. Einwohnern in Deutsch-

land im Jahre 2005 auf 74 bis knapp 69 Mio. im Jahr 2050. 
 Es stehen immer weniger junge Menschen immer mehr älteren Menschen 

gegenüber und das Durchschnittsalter der Erwerbstätigen sowie der Bevöl-
kerung insgesamt nimmt deutlich zu. 

 Es erfolgt ein deutlich schnellerer Rückgang in der Altersgruppe der unter 
20-Jährigen. 

 
Niedersachsen 
Für das Land Niedersachsen werden die folgenden Auswirkungen seitens des Lan-
desamtes für Statistik und Kommunikation Niedersachsen gesehen: 

 Es erfolgt ein Bevölkerungsrückgang in Niedersachsen von 7,98 Mio. Ein-
wohnern im Jahre 2007 auf 6,55 bis 6,93 Mio. im Jahr 2050, das entspricht 
einer Verringerung der Einwohnerzahl um 13 bis 18%. 

 Die Zahl der Kinder und Jugendlichen wird erheblich weniger werden. Die 
Bevölkerungszahl in der Altersgruppe der unter 20-Jährigen im Jahr 2050 im 
Vergleich zum Jahr 2007 verringert sich um 39%.  

 Es erfolgt eine Verringerung der Erwerbsfähigen im Alter von 20 bis unter 65 
Jahren um 28% bis zum Jahr 2050 in Verbindung mit einer erheblichen 
Überalterung dieser Altersgruppe. 

 Der auf Landesebene festgestellte Trend kann nicht auf kleinere regionale 
Einheiten übernommen werden, da die Bevölkerungsentwicklung regional 
sehr uneinheitlich verläuft. Insbesondere die kreisfreien Städte und die 
Landkreise im Süden Niedersachsens sollten jedoch von einer Abnahme der 
Bevölkerungszahlen ausgehen. 

 Eine fortschreitende Internationalisierung und Heterogenisierung der Wohn-
bevölkerung nach ihrer ethnischen Zugehörigkeit, ihrer Sprache oder ihrem 
Bildungsstand durch Migrationsgewinne wird in Zukunft auch bei rückläufi-
gen Wanderungsüberschüssen aus dem Ausland weiter an Bedeutung ge-
winnen. 

2.2. Problemlage 
 
Einschätzungen zu den Auswirkungen auf das niedersächsische 
Feuerwehrwesen 
 
Sofern keine den oben prognostizierten demografischen Trends entgegenwirkenden 
Maßnahmen getroffen werden, können folgende Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf das niedersächsische Feuerwehrwesen angenommen werden: 
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 Die Leistungsfähigkeit und Einsatzbereitschaft der Feuerwehren ist langfristig 

gefährdet.  
 Die Verfügbarkeit der ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen und die Ab-

kömmlichkeit vom Arbeitsplatz werden zunehmend eingeschränkt.    
 Die Annahme, dass mit dem Rückgang der Bevölkerung ein deutlicher Rück-

gang der Anforderungen an die Feuerwehren einhergeht, ist falsch. Im Gegen-
teil, die Anforderungen an die Feuerwehren werden durch die signifikante Zu-
nahme des Durchschnittsalters der Bevölkerung sowohl in qualitativer als 
auch in quantitativer Hinsicht deutlich steigen. Neben den erhöhten fachlichen 
Qualifikationen durch den zunehmenden Grad an Technisierung, müssen so-
ziale und interkulturelle Kompetenzen zusätzlich vorhanden sein oder erwor-
ben werden. Der Umgang mit älteren Menschen in Gefahrensituationen, wie 
Bränden oder Verkehrsunfällen, erfordert ein erhöhtes Maß an Sensibilität und 
Einfühlungsvermögen. Darüber hinaus wird die Einsatzhäufigkeit stetig stei-
gen, da vor allem Wohnungsbrände, insbesondere mit Menschengefährdung,  
Notfälle im Wohnumfeld oder Straßenunfälle in Verbindung mit hilflosen, ver-
einsamten oder verwirrten Menschen zunehmen werden.     

 Es erfolgen ein weiterer Rückgang der Mitgliederzahlen der aktiven Feuerweh-
rangehörigen und ein Rückgang der Bewerberzahlen mit zunehmender Ten-
denz. 

  Das Durchschnittsalter der aktiven Feuerwehrangehörigen wird deutlich an-
steigen. In der Folge stehen weniger körperlich geeignete Einsatzkräfte, ins-
besondere Atemschutzgeräteträger, zur Verfügung. 

 Es erfolgt ein weiterer Rückgang bei den Mitgliederzahlen in den Jugendfeu-
erwehren. 

 Die Auswirkungen des demografischen Wandels und damit die Auswirkungen 
auf die Feuerwehren sind lokal und regional deutlich unterschiedlich ausge-
prägt. Im Süden des Landes werden die Auswirkungen zuerst zu verspüren 
sein. 

 Die gesellschaftlichen Einflussfaktoren, wie z.B. ständiger Wandel im Arbeits-
leben, höhere Mobilität oder zunehmende Technisierung, führen in Verbin-
dung mit dem demografischen Wandel zu erhöhten Anforderungen an die 
Qualifikation der Feuerwehrangehörigen und insbesondere der Führungskräfte 
von morgen. 

 

2.3. Antworten auf die Herausforderungen  
  - 6 Handlungsfelder 
(Die nachfolgenden 6 Handlungsfelder stehen gleichwertig nebeneinander. Die Reihenfolge stellt keine Gewich-
tung dar.) 

 
Handlungsfeld 1: Schutzziele 
Eine Kernaufgabe kommunalen Handelns ist, ein für die Bürger lebenswertes und 
sicheres Umfeld zu schaffen. Ein Baustein ist als gesetzlicher Auftrag (NBrandSchG) 
den Gemeinden mit der Sicherstellung eines bedarfsgerechten Brandschutzes durch 
eine leistungsfähige und einsatzbereite Feuerwehr als Pflichtaufgabe im eigenen 
Wirkungskreis übertragen. Auf die Veränderungen der äußeren Rahmenbedingun-
gen und des Gefährdungspotenzials innerhalb der Gemeinde wird durch den regel-
mäßigen Abgleich des Brandschutzbedarfs reagiert. Der Träger der Feuerwehr 
(Gemeinde) legt die Leistungs- und Finanzziele für die Feuerwehr fest. Zentrales 
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Element ist die Definition von Schutzzielen. Die Feuerwehren sind für den effektiven 
und wirtschaftlichen Einsatz der Ressourcen verantwortlich und stellen die Errei-
chung der vorgegebenen Ziele sicher. Für die Sicherstellung des niedersächsischen 
Brandschutzes vor dem Hintergrund des demografischen Wandels bedarf es des-
halb der Definition von Kriterien, an denen die Erreichung der Leistungsfähigkeit ei-
ner Feuerwehr gemessen und bewertet werden kann.  
 
Maßnahme: 
Erstellen eines gemeinsamen Hinweises des Niedersächsischen Ministeriums für 
Inneres und Sport, der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände und 
des Landesfeuerwehrverbandes zur Durchführung der Brandschutzbedarfplanung in 
Niedersachsen. Auf der Grundlage dieses Hinweises soll erreicht werden, dass in 
Niedersachsen ein auf gleichem Niveau liegender und vergleichbarer Sicherheits-
standard für den Brandschutz und die Hilfeleistung gewährleistet wird.  
 
 
Handlungsfeld 2: Förderung des Ehrenamtes 
Die uneingeschränkte persönliche Einsatzbereitschaft der Niedersächsischen Feu-
erwehren gilt für die Ehrenamtlichkeit als Garant bürgerschaftlichen Engagements 
und für die Hauptberuflichkeit als Garant für Vertrauenswürdigkeit.  
Ehrenamtliches Engagement verdient besondere Unterstützung. Dies gilt insbeson-
dere für den Dienst in der Feuerwehr, bei dem die Kameradinnen und Kameraden 
einen Großteil ihrer Freizeit einsetzen und ihre Gesundheit bzw. ihr Leben riskieren, 
um anderen Menschen in Not zu helfen.  
Die herausgehobene Bedeutung des Niedersächsischen Brandschutzes mit den  ge-
fahrengeneigten Tätigkeiten der Feuerwehrangehörigen bedarf einer besonderen 
Wertschätzung und einer nachhaltigen Strategie zur dauerhaften Sicherung. Dank 
und Achtung für diese aufopferungsvolle Tätigkeit müssen angemessenen Ausdruck 
finden. Die ehrenamtliche Mitwirkung einer großen Zahl von Helferinnen und Helfern 
ist für den Brand- und Katastrophenschutz sowie den gesamten Bevölkerungsschutz 
in Niedersachsen (in ganz Deutschland) von zentraler Bedeutung. Mit Blick darauf 
sollte insbesondere das Ehrenamt im Brand- und Katastrophenschutz nachhaltig ge-
fördert und damit die Basis für eine dauerhafte Sicherung und eine zukunftsorientier-
te Weiterentwicklung unseres Hilfeleistungssystems geschaffen werden.  
Die Förderung des Ehrenamtes erhält deshalb vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels und den steigenden Anforderungen an die Qualität des Bevölke-
rungsschutzes eine hohe Priorität. 
 
Maßnahmen: 
Die Fördermaßnahmen bauen auf einem Fundament aus angemessenen Rahmen-
bedingungen (Ausstattung, Unterbringung, Qualifikation) in der Freiwilligen Feuer-
wehr auf. Sie setzen sich zusammen aus zentralen (landesweit koordinierten Maß-
nahmen), und individuellen (kreativ, zielgenau, und nach den Möglichkeiten der Auf-
gabenträger) Fördermaßnahmen.  
Konzeptionell sollen die Fördermaßnahmen durch eine zentrale Stelle koordiniert und 
durch  dezentrale Beratungsteams  vor Ort in den Polizeidirektionen umgesetzt wer-
den. 
Der Maßnahmenkatalog ist im Abschnitt 3.4.2 im Detail aufgeführt. Als Schwer-
punktmaßnahmen sind beispielhaft drei Themen zu nennen: 
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 Novellierung des NBrandSchG, um die organisatorischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen zu schaffen (Bsp. Doppelmitgliedschaft, Unvereinbarkeit 
von Beruf und Ehrenamt, Kinderfeuerwehren)  

 gegenseitige Anerkennung der in Beruf und Feuerwehr erworbenen Ausbil-
dung und Qualifikation, um eine win-win Situation für den Arbeitgeber und den 
Feuerwehrangehörigen zu schaffen 

 Einführung eines Dienstausweises mit Chipkarte, um eine zeitgemäße und att-
raktive Form eines solchen Berechtigungsausweises, insbesondere für junge 
Menschen zu etablieren. 

 
Handlungsfeld 3: Aus- und Fortbildung 
Die strategische Entwicklung der Aus- und Fortbildung und deren permanente, pra-
xisorientierte Anpassung zur Nachwuchssicherung der Niedersächsischen Feuer-
wehren stellt vor dem Hintergrund des demografischen Wandels das zentrale Hand-
lungsfeld für die Zukunft dar. Die bestehende Organisation an den Standorten Celle 
und Loy bietet die strukturellen Voraussetzungen, um die Niedersächsische Landes-
feuerwehrschule in Hinblick auf die Anforderungen von morgen weiter zu entwickeln. 
Aufgrund der im Feuerwehralltag kontinuierlich anwachsenden Anforderungen und 
der erheblich gestiegenen Lehrgangsbedarfe durch die Träger des Brandschutzes ist 
es in deren Sinne erforderlich, das Angebot an Lehrgangsplätzen und an realitätsna-
hen Übungs- und Trainingsmöglichkeiten zu erweitern. Hier kann das Land in einer 
modernen, innovativen und einzigartigen  „Niedersächsischen Akademie für Brand- 
und Katastrophenschutz“ einen ganzheitlichen und praxisnahen Ausbildungsansatz 
realisieren. 
An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass der Katastrophenschutz gem. §2 (1) 
NKatSG als Aufgabe des übertragenen Wirkungskreises den Landkreisen und kreis-
freien Städten (Katastrophenschutzbehörden) obliegt. Die Kostenträger des Katast-
rophenschutzes sind im § 31 NKatSG festgelegt, so dass die Finanzierung der in 
diesem Bericht genannten Maßnahmen für den Katastrophenschutz unter diesem 
Vorbehalt steht. 
 
Maßnahme durch das Land: 
Zur Orientierung, Motivation und Klarheit braucht das Feuerwehr- und Katastrophen-
schutzleitbild 2020 ein Leuchtturmprojekt, das allen den Weg zur nachhaltigen Siche-
rung des niedersächsischen Brandschutzes weist. Mit der Realisierung einer moder-
nen, innovativen und einzigartigen  „Niedersächsischen Akademie für Brand- und 
Katastrophenschutz“ wäre ein derartiges Leuchtturmprojekt gegeben. Gleichzeitig 
eröffnen sich somit für alle Helferinnen und Helfer des Brand- und Katastrophen-
schutzes in Niedersachsen neue Möglichkeiten, um die Kommunikation zu optimie-
ren, organisationsübergreifend in Stäben und Technischen Einsatzleitungen zu trai-
nieren, ganzheitlich in realistischen Einsatzszenarien zu üben und insgesamt die 
Qualifikation der Einsatzkräfte nachhaltig zu verbessern. 
Leitbild:  

„Wir können die Einsatzkräfte von heute, 
nicht mit den Einsatzmitteln von gestern, 

auf die Herausforderungen von morgen vorbereiten!“ 
 
Handlungsfeld 4: Nachwuchsgewinnung 
Die Etablierung von Kinder- und Jugendfeuerwehren  als Nachwuchsorganisation ist 
ein wichtiger Baustein in der Nachwuchsgewinnung. Allerdings ist allein mit Jugend-
feuerwehren eine nachhaltige Stabilisierung der Mitgliederentwicklung insbesondere 
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im Einsatzdienst nicht zu erreichen. Es gilt, möglichst alle Bevölkerungsschichten 
entsprechend ihrer persönlichen Interessen und Befähigung in die Feuerwehr einzu-
binden. Dieses Potenzial, bislang unterrepräsentierte Bevölkerungsgruppen in die 
Feuerwehr zu integrieren,  gilt es zu nutzen. 
Für die Berufs- und Werkfeuerwehren werden durch neue Einstiegsmöglichkeiten 
und Berufsbilder die Zugangsmöglichkeiten erweitert. 
 
Maßnahmen: 

 Die Einrichtung von Kinder- und Jugendfeuerwehren ist durch Schaffung von 
Anreizen verstärkt zu fördern. Grundsätzlich ist der Weg zum Erhalt der Frei-
willigen Feuerwehren der Weg über Kinderfeuerwehren und Jugendfeuerweh-
ren. Dieser Weg muss so angelegt bzw. ausgebaut werden, dass Freiwillige 
Feuerwehren ihren Nachwuchsbedarf dadurch sicher decken können.  

 Kinder- und Jugendfeuerwehren können nur mit geeigneten Betreuern betrie-
ben werden. 

 Der Weg über die Brandschutzerziehung und andere Schulaktivitäten den 
Bürgern die Freiwilligen Feuerwehren näher zu bringen und auf die Möglich-
keiten aufmerksam zu machen, sich aktiv zu engagieren, ist konzeptionell fest 
zu verankern. 

 
Handlungsfeld 5: Integration 
Migration und demografischer Wandel verändern zunehmend die Zusammensetzung 
unserer Gesellschaft. In Niedersachsen leben ca. 1,3 Millionen Menschen mit Migra-
tionshintergrund, dies entspricht etwa 17 % der Bevölkerung. Diese Bevölkerungs-
gruppe ist durch Heterogenität und unterschiedlich starke regionale Ausprägung ge-
kennzeichnet. In der für Nachwuchsgewinnung wichtigen Altersgruppe von 6 bis 18 
Jahren beträgt der Anteil bereits 23 %. Trotz des hohen Bevölkerungsanteils sind 
Menschen mit Migrationshintergrund in den Feuerwehren deutlich unterrepräsentiert. 
Da in den Statistiken der Feuerwehren bisher der Migrationshintergrund nicht erho-
ben wird, sind detaillierte Daten nicht verfügbar, einzelne Studien gehen lediglich von 
2 bis 4 % aus. 
Sowohl unter integrationspolitischen Aspekten als auch als Teil der Maßnahmen zur 
Sicherstellung des Brandschutzes ergeben sich aus einer stärkeren interkulturellen 
Öffnung der Feuerwehren Potenziale für beide Seiten: 

 Ein Engagement von mehr Menschen mit Migrationshintergrund in den 
Feuerwehren trägt zu einer besseren gesellschaftlichen Integration in 
den Städten und Gemeinden bei. 

 Die Feuerwehren erschließen sich durch eine weitere Öffnung neue 
Nachwuchskräfte, die bisher keinen Zugang gefunden haben. 

 
Maßnahmen: 
Folgende Maßnahmen sind für die Erhöhung des Anteils von Feuerwehrangehörigen 
mit Migrationshintergrund geeignet:  

 Entwicklung von kultursensiblen Werbekonzepten 
 Unterstützung von überregionalen Medienkampagnen (z.B. Werbespots 

im Rundfunk und überregionalen Printmedien, Internetforen) 
 Kommunikation mit Landesverbänden der Migranten 
 Kommunikation mit örtlichen Migrantenverbänden, Integrations-

beratungsstellen und Jugendarbeit (z.B. Tag der offenen Tür, Besuch bei 
örtlichen Migrantenorganisationen /- vereinen / -treffpunkten)  
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 Information und Besuche der Feuerwehr in Integrationskursen und in 
Quartieren der „Sozialen Stadt“ anbieten 

 Brandschutzerziehung nutzen, um Informationen und örtliche Feuer-
wehrkontakte auch an Migranteneltern etc. weiterzuleiten (z.B. mehr-
sprachige Flyer). 

 
Handlungsfeld 6: Öffentlichkeitsarbeit 
Die Feuerwehr genießt mit 93% das höchste Vertrauen als Dienstleister in der Deut-
schen Bevölkerung (GfK 2008, Readers Digest 2009). Aber der Wert und das Anse-
hen der Freiwilligen Feuerwehren sind in der Bevölkerung nicht mehr ausreichend 
nachhaltig verankert. Die Freiwilligen Feuerwehren stellen zu wenig von innen her-
aus dar. Es gibt offensichtlich neben den traditionellen Gründen zu wenig Anreize, 
warum eine Bürgerin oder ein Bürger Mitglied bei der Freiwilligen Feuerwehr werden 
möchte und warum Arbeitgeber die Freistellung vom Dienst akzeptieren sollten. Alle 
Handlungsfelder 1 – 5 benötigen eine offensive lokale Kommunikation mit zentraler 
Botschaft und Steuerung. 
 
Maßnahme durch das Land: 
Es ist durch eine professionelle PR und Marketingfirma ein Leitmotiv als Grundphilo-
sophie und Versprechen zugleich zu entwickeln und den Feuerwehren/Trägern zur 
Verfügung zu stellen. Es soll als Werte  
- Glaubwürdigkeit, 
- Präsenz,  
- Transparenz, 
- Teamfähigkeit,  
- Kompetenz,  
- Tatkraft und  
- Mut der Feuerwehren transportieren.  
 
Dieses Leitmotiv in Form eines Claims soll idealerweise auch ein Signal sein für 
schnelles Handeln, Nähe und Emotion. Diese Attribute bestimmen das Profil, wie 
sich die Feuerwehren in Niedersachen in Werbung, PR und Marketing zukünftig dar-
stellen.  
 

2.4. Finanzierung 
Durch das neu gefasste Feuerschutzsteuergesetz, geändert durch Art. 12 des Be-
gleitgesetzes zur Föderalismusreform vom 10.08.2009 – BGBl. I S. 2702 – sollen 
spürbare Auswirkungen auf das Feuerschutzsteueraufkommen erzielt werden: 

• Das Aufkommen soll zur Sicherung der Finanzierung der Brandschutzaufga-
ben in den Ländern auf einem deutlich erhöhten Niveau verstetigt werden. 

• Die Steuersätze werden verändert; im Ergebnis soll ein um 25 % höheres 
Steueraufkommen ab 2011 entstehen (Anm.: Die Erhöhung des FSchSt-
Anteils geht zu Lasten des dem Bund zufließenden Versicherungssteueran-
teils). 

• Die Verwaltungszuständigkeit geht auf die Bundessteuerverwaltung über. 
• Die Verteilung des Steueraufkommens auf die Länder erfolgt ab 01.07.2010 

durch monatliche Zahlungen auf der Grundlage des Länderanteils am Ge-
samtaufkommen (deutliche Verringerung der Ausgleichsbeträge und des Ver-
waltungsaufwands im Zerlegungsverfahren). 
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Abschätzung der verfügbaren FSchSt-Einnahmen 2011 ff 
 
Das bundesweite Feuerschutzsteueraufkommen ist nach den Erfahrungen der letz-
ten Jahre relativ konstant und schwankt um einen Betrag von 320 Mio. €. Das im 
Jahr 2011 verfügbare Steueraufkommen (Erhebungsmonate Dezember 2010 bis No-
vember 2011) lässt sich wie folgt abschätzen (Basis: von MF mitgeteilte Ist-Werte für 
das Steuerjahr 2009): 
 
FSchSt-Aufkommen bundesweit (Ist 2009) 323,0Mio. € 
FSchSt-Aufkommen 2010 (geschätzt, 2011 = 2009 + 25 %) 403,8 Mio. € 
Anteil Niedersachsen (9,8226 %, wie 2008)   39,7 Mio. €. 
 
Planungsgrundlage für den Haushalt (HPE 2011)   34,0 Mio. € 
voraussichtliche Mehreinnahmen +  5,7 Mio. € 
 
Maßnahme: 
Es ist ein Finanzierungsweg zu erarbeiten, der die Maßnahmen zur Sicherung des 
niedersächsischen Brandschutzes ermöglicht. 

2.5. Ziele 
 
Mit diesem Leitbild zur Sicherung des Brand- und Katastrophenschutzes in Nieder-
sachsen vor dem Hintergrund des demografischen Wandels sind die Maßnahmen 
hinterlegt worden, die unter Berücksichtigung von gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und technischen Entwicklungen sowie der Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger, 
der Landesregierung und des Parlaments kontinuierlich überprüft und fortgeschrie-
ben werden können.  
Der Prozess der Umsetzung und Realisierung dieser strategischen Ziele wird im We-
sentlichen über ein umfassendes Qualitätsmanagement gesteuert, das zum Aufbau, 
zur Sicherung und zur Fortentwicklung moderne Instrumente benötigt. Daher sind 
Berichtspflichten, Zielvereinbarungen, Controlling-, Budget- und Evaluationsinstru-
mente einzusetzen. 
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3. Bericht 

3.1. Einleitung 
 

„Stell Dir vor, es brennt und keiner kommt löschen....“. Dieser abgewandelte Satz von 
Bertold Brecht mag auf die Helfersituation in den Feuerwehren derzeit sicherlich 
übertrieben klingen — gleichwohl  sind die Zeichen des demografischen Wandels 
auch im Brand- und Katastrophenschutz unübersehbar und geben Anlass, sich mit 
der mittel- und langfristigen Verfügbarkeit ausreichender ehrenamtlicher Helferpoten-
ziale in Niedersachsen Gedanken zu machen. Mittlerweile kann hier auf zahlreiche 
Studien und Prognosen zurückgegriffen werden, die die Zukunft diesbezüglich sehr 
kritisch beurteilen.  
Eine herausragende Studie der Bertelsmann Stiftung bringt es auf den Punkt: Die 
Zahl der aktiven Helfer im Bevölkerungsschutz schmilzt bereits und wird kontinuier-
lich weiter abschmelzen. Gegenmaßnahmen sind dringend erforderlich.  
 
Was bereits lange Zeit vielfach eher unterschwellig auf Fachforen und Workshops 
thematisiert, untersucht und diskutiert worden ist, gewinnt jetzt mit jedem weiteren 
Jahr mehr Gesicht, Gewicht, Aufmerksamkeit und Brisanz: Niedersachsens Bevölke-
rung verändert sich, wird immer älter, einsamer, hat einen zunehmenden Migrations-
hintergrund und wird im Zuge der sich verändernden Arbeitswelt mobiler. Damit wird 
die Frage, wie die Gesellschaft sich mit einer zahlenmäßig geringer werdenden Ju-
gend organisiert, für viele wichtige gesellschaftliche Bereiche erstmals Ziel führend 
zu klären sein. Ohne den jugendlichen Nachwuchs und auch längerfristig verfügbare 
menschliche Ressourcen können viele Strukturen nicht mehr in gewohnter Weise 
fortgeführt werden bzw. nicht mehr verlässlich funktionieren.  
 
Diese Fragestellung gilt es auch für den Brandschutz in Niedersachen zu klären. 
Auch hier wird es immer fraglicher, wer in Zukunft die zahlreichen Positionen in den 
Einsatzdiensten besetzten soll, in denen bisher wie selbstverständlich die Jugend 
nach- und einrückte. Wie soll der Brandschutz der Zukunft überhaupt aussehen? Wie 
kann er sich den zahlreichen Unbekannten einer sich in der Zukunft stark wandeln-
den alternden Gesellschaft stellen? Welche Maßnahmen sind zu ergreifen, um den 
Brandschutz auch langfristig erfolgreich zu sichern? 
 
Die vorliegende Untersuchung erstellt zunächst eine Situationsanalyse sowie mittel- 
und langfristige Prognosen für die Feuerwehren in Niedersachsen bezogen auf den 
demografischen Wandel. Vor diesem Hintergrund sind dann auf der Basis der Ar-
beitsgruppenergebnisse Handlungsfelder identifiziert worden, die die Grundlagen für 
das Gesamtkonzept darstellen. 
 
Die Arbeit  der Projektgruppe stützt sich auf die Berichte der  
Enquete – Kommissionen vom Deutschen Bundestag („Demografischer Wandel –
Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den Einzelnen und an 
die Politik“, 2002) und vom Niedersächsischen Landtag („Demografischer  
Wandel – Herausforderung an ein zukunftsfähiges Niedersachsen“, 2007).  
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Die Feuerwehren waren schon immer ein Abbild des Bevölkerungsquerschnittes. Sie 
werden es auch bei einem geänderten Querschnitt sein. Übertragen auf den Bereich 
der niedersächsischen Feuerwehren, bedeutet der Wandel mit Blick auf die Mitglie-
der- bzw. Bewerberzahlen im Einzelnen: Weniger Kinder, Jugendliche und junge 
Menschen werden für die ehrenamtliche oder auch die hauptberufliche Tätigkeit zur 
Verfügung stehen („weniger“). Das Durchschnittsalter der Angehörigen der Feuer-
wehren wird steigen („grauer“). Die sozialen Strukturen verändern sich. Partnerschaft 
und Familie erhalten eine andere Wertigkeit. Single-Haushalte werden zunehmen 
(„vereinzelter“). Die Gemeinschaft, insbesondere der freiwilligen Feuerwehren mit 
ihrem bürgerschaftlichen Engagement, wird an Bedeutung gewinnen. Mit der Interna-
tionalisierung der Bevölkerung und der Integration der Bevölkerungsgruppe mit 
Migrationshintergrund und deren relativ junger Altersstruktur wird die Personalstruk-
tur der Feuerwehren vielfältiger („bunter“). 
 
Bereits ab dem Jahre 2011 muss daher mit signifikanten Einbrüchen bei der Gewin-
nung des Nachwuchses für die Feuerwehren und den Katastrophenschutz gerechnet 
werden.  
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3.2. Grundlagen (Ursachen) 
 

Bevölkerungsentwicklung 
 

Die Weltbevölkerung überstieg 1804 erstmals die Milliardengrenze. Die Intervalle 
verkürzten sich daraufhin stetig. 1927 auf zwei, 1960 auf drei, 1974 auf vier, 1987 auf 
fünf und 1999 auf sechs Milliarden. Zurzeit (2009) leben 6,8 Milliarden Menschen auf 
unserem Planeten. Prognosen der UNO gehen von einer Weltbevölkerung um 2025 
von 8 und 2050 von 9,2 Milliarden Menschen aus.  
 
In der Bundesrepublik Deutschland findet ein gegenläufiger Trend, wie er auch bei 
anderen Wohlstandsgesellschaften mit sozialen Sicherungssystemen zu finden ist, 
statt. Die Vorausberechnungen des statistischen Bundesamtes prognostizieren einen 
Rückgang der Bevölkerung auf ca. 70 Mio. Einwohner in der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 2050. 
 
Um eine Aussage zur zukünftigen Bevölkerungsentwicklung in Niedersachsen treffen 
zu können, werden u.a. die derzeitigen Geburtenziffern und Wanderungssalden der 
Landkreise als Basis herangezogen. Die Bevölkerungsentwicklung wurde vom Lan-
desbetrieb für Statistik, Kommunikationstechnologie Niedersachsen (LSKN) mit einer 
Bevölkerungsvorausberechnung ermittelt. 
 

 
Grafik 1: Anzahl der Geborenen je 1000 Frauen 
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Insbesondere in den Landkreisen im Südwesten Niedersachsens sind derzeit hohe 
Geburtenzahlen festzustellen, während diese Zahlen in den östlich gelegenen Land-
kreisen eher niedrig sind. 

 
Grafik 2: Wanderungssaldo 

Eine positive Zahl heißt, dass mehr Bürger in einen Landkreis ziehen, als wegziehen. 
Eine negative Zahl bedeutet, dass mehr weg- als zuziehen. Zurzeit gewinnen die 
Städte Hannover, Braunschweig und Oldenburg sowie die Landkreise Grafschaft 
Bentheim, Emsland, Cloppenburg, Vechta, Ammerland, Osterholz, Harburg und Lü-
neburg Einwohner hinzu. 
 
Der regionalen Bevölkerungsvorausberechnung liegen Annahmen, wie z.B. Gebur-
tenhäufigkeit bis zum Jahr 2050, Wanderungen und Lebenserwartungen sowie be-
stimmte Rechenmodelle, zugrunde. 
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Grafik 3: Lebendgeborene und Gestorbene in Niedersachsen 

Das Ergebnis zeigt u.a. insgesamt bis 2050 ein kumuliertes Geburtendefizit von 1,77 
Mio. Einwohnern. 
 
Das bedeutet, dass der Bevölkerungsbestand Niedersachsens weiter sinken wird. 
Eine Differenzierung für die Landkreise ergibt folgendes Bild:  
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Grafik 4: Prozentuale Bevölkerungsvorausberechnung 

Bevölkerungsentwicklung in den niedersächsischen Kreisen bis 2021:  
• In 21 Landkreisen und kreisfreien Städten kann von einem Anstieg der Bevölke-

rungszahlen ausgegangen werden. 
• Deutlicher Anstieg der Bevölkerung in: LK Lüneburg, LK Vechta, LK Ammerland, 

LK Cloppenburg, LK Oldenburg, LK Grafschaft Bentheim, Stadt Oldenburg  
• Deutlicher Rückgang der Bevölkerung in: LK Osterode am Harz, LK Holzminden, 

LK Northeim, LK Goslar, LK Helmstedt, Stadt Salzgitter 
 
Deutlich wird, dass die Auswirkungen der Bevölkerungsentwicklung regional unter-
schiedlich sein werden. 
 

 
Jahr  1997 2000 2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 2040 2045 2050 

EW. (Mio) 7.831 7.911 7.994 7.933 7.835 7.709 7.561 7.398 7.219 7.021 6.796 6.549 

Tabelle 1: Prognose der Bevölkerungsentwicklung in Niedersachsen 1997 bis 2050 (Quelle: LSKN) 

Der Bevölkerungsrückgang in Niedersachsen beläuft sich von 2009 bis 2050 nach 
den vorliegenden Zahlen auf ca. 18 %. Absolut reduziert sich die Zahl der Nieder-
sachsen von ca. 7.98 Mio. (Stand 31.12.2008) auf ca. 6,55 bis 6,93 Mio. Einwohner. 
Die Schwankungsbreite ist durch unterschiedliche Annahmen für einzelne Parameter 
(z.B. Geburtenrate, Wanderungssaldo etc.) verursacht. Die Verteilung zwischen den 
Geschlechtern ist ausgeglichen. 
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Ansteigen des Durchschnittsalters 
 

Das Durchschnittsalter der Weltbevölkerung im Jahr 2004 betrug gemäß WHO 27,6 
Jahre und wird nach UNO-Angaben bis zum Jahr 2050 voraussichtlich auf 38,1 Jah-
re steigen. Die UNO erwartet bis zum Jahr 2050 einen weltweiten Zuwachs bei den 
Über-60-Jährigen von jetzt gut 10 % auf dann knapp 22 % bei gleichzeitigem Rück-
gang des Bevölkerungsanteils der Kinder bis 15 Jahre von jetzt knapp 30 % auf 
knapp 20 %.  
 
Der Lebensbaum mit der normalen Verteilung vieler junger Bürgerinnen und Bürger 
um 1910 wandelt sich zu einem kopflastigen Gebilde mit vielen älteren Mitbürgerin-
nen und Mitbürgern.  
 

 
Grafik 5:Veränderung des Lebensbaumes für Niedersachsen bis 2050 (Quelle LSKN) 
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Bei Betrachtung der Anteile bestimmter Altersgruppen an der Bevölkerung Nieder-
sachsens, differenziert für die Jahre 2006, 2020, 2035 und 2050, fällt deutlich auf, 
dass  
 

1. das Lebensalter steigt (zunehmend mehr Hochbetagte) und 
2. immer mehr Alte immer weniger Jungen gegenüber stehen. 

 
 

 
Grafik 6: Zusammensetzung der Bevölkerung in Niedersachsen 2006 bis 2050 

 

Die Bevölkerungsveränderung nach Altersgruppen wird in der Vorausberechnung für 
2050 so aussehen: 
 
- Kinder und Jugendliche :  1,02 Mio.  etwa -39 % 
- Erwerbsalter:    3,38 Mio.  etwa -28 % 
- Senioren über 65:   2,15 Mio.  etwa +35 % 
- Hochbetagte über 80:   0,98 Mio  etwa +156 % 
 
Zwischen den Landkreisen und Städten gibt es regionale Unterschiede in der Alters-
gruppenzusammensetzung der Bevölkerung. Die Bevölkerungsgruppen unter 20 
Jahre und über 60 Jahre sind in den nachfolgenden Grafiken dargestellt. 
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Grafik 7:Anteil der Personen unter 20 Jahren an der Gesamtbevölkerung 

 

 
Grafik 8: Anteil der Personen ab 60 Jahren 
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Vereinsamung/Singularisierung 
 

Die Bedürfnisse in einer hochentwickelten Gesellschaft entfernen sich von den 
Grundbedürfnissen hin zur sogenannten Selbstverwirklichung (Bedürfnispyramide 
nach Maslow). 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 
Unsere Gesellschaft nähert sich dabei immer mehr der Spitze der Pyramide an, dar-
aus resultiert auch der Begriff der Spaßgesellschaft. Es setzt ein Rückzug in die 
Anonymität ein. Wir bewegen uns in virtuellen Räumen, die persönliche Kontaktfä-
higkeit nimmt ab. 
 

Mitbürger mit Migrationshintergrund/Integration 
 
Die Gesellschaft in Deutschland ist durch Zuwanderung geprägt. Sie ist Teil der Viel-
falt kulturellen Lebens. In Niedersachsen leben ca. 1,3 Millionen Menschen mit 
Migrationshintergrund, dies entspricht etwa 17 % der Bevölkerung. Jedes dritte in 
unserem Land neu geborene Kind hat einen Migrationshintergrund. Nach Aussage 
des LSKN lebten 2005 in Deutschland 6,8% Ausländer und 9,1% Staatsbürgerinnen 
und –bürger mit Migrationshintergrund. Diese Bevölkerungsgruppe ist durch Hetero-
genität gekennzeichnet und regional unterschiedlich stark ausgeprägt. 
 

Grafik 9:  
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 Grafik 10: Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund an der Bevölkerung in Niedersach-
sen 
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3.3. Auswirkungen auf die Feuerwehren (Problemlage) 
 

These 1: Wir werden weniger  
- Die Einsatzfähigkeit der niedersächsischen Feuerwehren ist langfristig 
gefährdet  
 

Die allgemeinen Entwicklungen in der Bevölkerung sind auch in den niedersächsi-
schen Feuerwehren zu finden. Dieser Rückgang für die Feuerwehren wird in der 
nächsten Tabelle deutlich. Untersucht werden in den folgenden Fällen nur die ehren-
amtlichen Freiwilligen Feuerwehren. Die Fragestellung zur Gewinnung von kompe-
tenten und qualifizierten hauptamtlichen Feuerwehrmitgliedern gewinnt in diesem 
Zusammenhang zunehmend an Bedeutung. Hier stehen die Berufs-, Freiwilligen 
Feuerwehren mit hauptamtlichen Kräften und Werkfeuerwehren in direkter Konkur-
renz zur freien Wirtschaft. Anhand des Anteils Hauptamt zu Nebenamt mit ca. 1,4 % 
wird diese Thematik in den folgenden Ausführungen zurückgestellt. 
 

 

Jahr Kameraden Kameradinnen Summe 
1997 130.029 6.904 136.933 
1998 128.373 7.353 135.726 
1999 126.507 7.818 134.325 
2000 125.892 8.508 134.400 
2001 121.635 8.497 130.132 
2002 123.359 8.972 132.331 
2003 121.561 9.786 131.347 
2004 121.020 10.196 131.216 
2005 120.416 10.693 131.109 
2006 119.496 11.092 130.588 
2007 118.677 11.537 130.214 
2008 116.946 11.666 128.612 

Tabelle 2:Mitgliederentwicklung der Freiwilligen Feuerweh-
ren von 1997 bis 2008 (Quelle: statistische Jahres-
berichte MI) 

 
Im Zeitraum von 1997 bis 2008 nahmen die freiwilligen Feuerwehrmitglieder in Nie-
dersachsen in der Summe um 6,1 % ab (gr Anfrage 0,22 % p.a.). Dabei laufen dem 
Trend der Abnahme der Kameraden um 10,1 % eine Zunahme der Kameradinnen 
von 6.904 (1997) auf 11.666 (2008) um 69% entgegen. Dieser massive Anstieg an 
Feuerwehrfrauen geht primär auf eine Gründungswelle von Jugendfeuerwehren in 
den achtziger und neunziger Jahren zurück. Immer mehr Mädchen fanden den Ein-
stieg in die Feuerwehren. Als Folge stieg auch die Zahl der Übertritte von Jugend-
feuerwehrmädchen in die aktive Wehr an. Eine Fortsetzung der Steigerungsrate in 
diesen Dimensionen wird zukünftig nicht mehr zu erwarten sein. 
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Um eine Prognose der Entwicklung der Mitgliederzahlen der Freiwilligen Feuerwehr 
aufzustellen, werden folgende Grundannahmen gemacht: In der obigen Grafik wird 
durch die obere magentafarbene Linie die Mitgliederentwicklung nur am Bevölke-
rungsrückgang dargestellt. Über die letzten zehn Jahre gemittelt waren 1,64 % der 
Gesamtbevölkerung in Niedersachsen in der Freiwilligen Feuerwehr. Prognostiziert 
man somit die Entwicklung, dann werden 2050 die Mitgliederzahlen auf ca. 105.000 
gesunken sein.  
 
Von 1997 bis 2006 hat es einen jährlichen Rückgang von 0,7% an Mitgliedern der 
niedersächsischen Feuerwehren gegeben. Hält dieser Trend an, dann wird der zur-
zeit 1,64%ige Bevölkerungsanteil an Brandschützern zukünftig nicht mehr erreicht. 
Die untere blaue Linie in der Grafik 11 stellt neben dem Gesamtrückgang der Bevöl-
kerung noch eine jährliche Verringerung der Mitgliederzahlen um diese 0,7% dar. In 
diesem Fall werden 2050 nur noch ca. 80.000 Brandschützer in Niedersachsen ver-
fügbar sein. Eine Reduzierung des IST - Zustandes um ca. 38% wäre die Folge. 
 
Diese beiden Rechnungen stellen eine reine Prognose dar. Die Annahmen wurden 
auf linearer Basis gemacht. Die Realität zeigt oftmals, dass bei kleiner werdender 
Gesamtmenge die Abnahme exponentiell greift. Somit wäre im Worst-Case-Fall von 
einer noch geringeren Anzahl als 80.000 Mitgliedern auszugehen. 
 

Prognose der Entwicklung der Feuerwehrmitglieder von 
2000 bis 2050
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Grafik 11:Entwicklung der Feuerwehrmitglieder von 2000 bis 2050 
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Grafik 12: Mitgliederentwicklung der niedersächsischen Feuerwehren von 2000 bis 2008, diffe-
renziert nach Landkreisen (Quelle: statistische Jahresberichte MI) 
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Werden anhand der absoluten Zahlen die Mitgliederentwicklungen der niedersächsi-
schen Landkreise von 2000 zu 2008 verglichen, dann fallen regionale Unterschiede 
auf. In den Bereichen der Polizeidirektionen Oldenburg, Osnabrück und Hannover 
bleiben die Zahlen im Mittel konstant, in den Bereichen der Polizeidirektionen Braun-
schweig, Göttingen und Lüneburg sind die Zahlen rückläufig.  

 

 
Im Untersuchungszeitraum von 2000 bis 2008 haben sich die Bevölkerungszahlen 
nicht maßgeblich verringert, so dass hier nicht die Ursache liegen kann.  
 
Als eine der Hauptursachen des Mitgliederrückganges wurde die Einbindung in den 
Beruf ausgemacht. Heutzutage hat die Sicherheit um den Arbeitsplatz eine sehr ho-
he Gewichtung bei der Planung der „Freizeitaktivitäten“. Die Einstellung der Arbeit-
geber zur Feuerwehr ist zwiespältig. Zum einen profitiert der Arbeitgeber von den 
Kompetenzen seiner ehrenamtlich tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Zum an-
deren steht diesem aber durch Einsätze und notwendige Aus- und Fortbildungen der 
zeitweise Verlust von Arbeitskapazität gegenüber. Die wirtschaftliche Situation der 
Betriebe und der kontinuierlich steigende Wettbewerb führen zu einer dünnen Perso-
naldecke, die derartige Ausfälle kaum noch kompensieren kann. Zunehmend wird ein 
immer größer werdendes Spektrum an „Freizeitaktivitäten“ angeboten, mit dessen 
Attraktivität die Feuerwehren konkurrieren müssen. 

Mitgliederentwicklung der niedersächsischen 
Feuerwehren von 2000 bis 2008 
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Grafik 13: Mitgliederentwicklung der niedersächsischen Freiwilligen 
Feuerwehren, aufgeteilt nach Polizeidirektionen (Quelle: 
statistische Jahresberichte MI) 
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Jahr männlich weiblich gesamt 
1997   29.981 
1998   31.672 
1999   32.924 
2000   33.682 
2001 25.496 9.242 34.738 
2002 28.592 9.493 38.085 
2003 26.063 9.839 35.902 
2004 25.496 9.695 35.191 
2005 24.861 9.570 34.431 
2006 24.286 9.482 33.768 
2007 24.008 9.291 33.299 
2008 23.435 8.918 32.353 

Tabelle 3: Mitgliederentwicklung der Freiwilli-
gen Feuerwehren von 1997 bis 2008 
(Quelle: statistische Jahresberichte 
MI) 

Bei der differenzierten Betrachtung der Mitgliederzahlen der niedersächsischen Ju-
gendfeuerwehren - die bisherigen Darstellungen beinhalteten nur die reinen aktiven 
Kameradinnen und Kameraden – kann bis zum Jahr 2002 ein stetiger Anstieg ver-
zeichnet werden, der in den folgenden Jahren abknickt. Die Gründungswellen neuer 
Jugendfeuerwehren ebben in den letzten Jahren ab, ein Angleichen an die normale 
Bevölkerungsentwicklung findet statt. 
 
Der Steigerung von 21% von 1997 bis 2002 steht eine Abnahme von 15% in den 
Jahren 2002 bis 2008 gegenüber. Seit 2002 fallen die Zahlen durchschnittlich um 

Entwicklung der niedersächsischen Jugenfeuerwehren von 
1997 bis 2008

(Quelle: Statistische Tätigkeitsberichte MI)
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Grafik 14: Entwicklung der niedersächsischen Jugendfeuerwehr von 1997 bis 2008 
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2,5% jährlich. Der Geburtenrückgang der letzten zehn Jahre beträgt nach dem Lan-
desbetrieb für Kommunikation und Statistik jährlich ca. 2,5%. 
 

Entwicklung der niedersächsischen Jugendfeuerwehren 
(Prognose) von 2008 bis 2050

(Quelle: Statistische Tätigkeitsberichte MI)
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Grafik 15: Prognose der Entwicklung der niedersächsischen Jugendfeuerwehr bis 2050 

 
Setzt sich dieser Trend bis zum Jahr 2050 fort, dann sind nur noch ca. 10.000 Mit-
glieder in den Jugendwehren aktiv, eine Abnahme um 2/3 des heutigen Bestandes. 
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Grafik 16: Mitgliederentwicklung der niedersächsischen Jugendfeuerwehren von 2000 bis 

2008, differenziert nach Landkreisen 
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Analog des Vergleiches der absoluten Zahlen der aktiven Kameradinnen und Kame-
raden fällt auch bei den Zahlen der Jugendfeuerwehren in den Landkreisen und 
kreisfreien Städte ein Rückgang in den Bereichen der Polizeidirektion Braunschweig, 
Göttingen und Lüneburg auf. Die Bereiche der Polizeidirektionen Oldenburg und Os-
nabrück zeigen ebenfalls analog der Zahlen der Aktiven (Grafik 17) eine positive Bi-
lanz. Lediglich die Region Hannover fällt durch eine starke negative Tendenz gegen-
über der Tabelle der aktiven Kameradinnen und Kameraden auf. Diese Parallelitäten 
deuten auf eine strukturelle Tendenz hin. 
 

 
Es wird allgemein beklagt, dass nur ein geringer Anteil an Jugendlichen in die aktive 
Feuerwehr übertritt.  
 

 
In der Grafik wird dargestellt, wie viele Jugendfeuerwehrmitglieder im Laufe ihrer Ju-
gendfeuerwehrlaufbahn aus der Wehr ausscheiden. Es tritt ein Verlust von 65% der 
Jugendlichen ein. Bei einer differenzierten Betrachtung der Geschlechter liegt der 
Verlust an Jungen bei 60%, der bei den Mädchen bei 74%. 
 

Mitgliederentw icklung der niedersächsischen 
Jugendfeuerwehren von 2000 bis 2008 
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Grafik 17: Mitgliederentwicklung der niedersächsischen Jugendfeuerwehr, 
aufgeteilt nach Polizeidirektionen 

Grafik 18: Fluktuation der niedersächsischen Jugendfeuerwehr 2008 
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Die niedersächsische Jugendfeuerwehr hat in ihrer Statistik die Gründe des Austrit-
tes abgefragt. Darin wird deutlich, dass in dem Entwicklungsprozess der Jugendli-
chen besonders stark andere Interessen aber auch der Punkt „keine Lust mehr“ für 
eine große Zahl an Verlusten steht. Ein interessanter und abwechselungsreicher 
Übungsdienst sowie der kameradschaftliche Zusammenhalt sind für die Jugendli-
chen ausschlaggebend, um in der freiwilligen Feuerwehr zu bleiben. Hier fällt den 
Führungskräften eine besonders verantwortungsvolle Rolle zu. Bei der Auswahl und 
Qualifikation von Führungskräften muss dies ausdrücklich berücksichtigt werden. 
 
Ein häufig gebrauchtes Argument ist die zunehmende Einsatzbelastung der Einsatz-
kräfte und die Inanspruchnahme bei Bagatellen.  
 

 

Austrittsgründe aus den niedersächsischen 
Jugendfeuerwehren 2008 

(Quelle: Jahresbericht Nds. JFw)
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(Quelle: Tätigkeitsberichte MI)
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Grafik 19: Austrittsgründe aus den niedersächsischen Jugendfeuerwehren 2008 

Grafik 20: Einsatzzahlen der Freiwilligen Feuerwehren von 1997 bis 2008 
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Die Brandeinsätze schwanken auf einem Level von ca. 14.500 Einsätzen pro Jahr. 
Die Technischen Hilfeleistungen liegen durchschnittlich bei 30.000 Einsätzen pro 
Jahr. Mit 8.000 sonstigen Einsätzen pro Jahr verstetigen sich die Werte für z. B. Blin-
de Alarme auf diesem Niveau. 
 
Werden die Einsatzzahlen auf die Grundausstattungs-, Stütz- und Schwerpunktfeu-
erwehren reflektiert, dann ergeben sich Mehrbelastungen für die Stütz- und Schwer-
punktfeuerwehren.  
 
 Grundausstattungs-

Feuerwehr 
Stützpunkt-
Feuerwehr 

Schwerpunkt-
Feuerwehr 

 Anzahl 
Ofw. 

Einsätze Anzahl 
Ofw. 

Einsätze Anzahl 
Ofw. 

Einsätze 

Stadt Uelzen 11 87 1 2 1 216 
SG Bevensen 24 57 2 23 1 130 
EG Bienenbüttel 8 15 2 46 0  
SG Bodenteich 4 19 2 63 0  
SG Ebsdorf 12 29 2 71 0  
SG Rosche 13 43 3 61 0  
SG Suderburg 11 22 3 36 0  
SG Wrestedt 10 34 3 48 0  
Stadt Salzgitter 26 397 4 196 BF  
Stadt Seelze 8 93 2 139 1 142 

Tabelle 4:  Verteilung der Einsatzzahlen auf Grundausstattungs-, Stütz- und Schwerpunktfeu-
erwehren anhand einiger Beispiele. 

 

Allerdings veränderte sich die Einsatzqualität in den letzten Jahren stark. Die Feuer-
wehren werden immer mehr mit Einsätzen konfrontiert, wie z. B. hilflose Person in 
Wohnung oder einfache technische Hilfeleistungen, die vor einigen Jahren noch kei-
nen Einsatz der Feuerwehr erfordert hätten oder durch die Mitbürger selbstständig 
abgewickelt wurden. Es zeichnet sich darüber hinaus ein Trend ab, dass insbeson-
dere ältere Menschen zunehmend in Gefahrensituationen verwickelt werden. De-
menz, Verwirrtheit oder Hilflosigkeit sind hier die ausschlaggebenden Gründe.  
 
Resümierend kann gesagt werden, dass die Ursachen des Mitgliederrückganges der 
Feuerwehren in der schwindenden Anzahl an Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu su-
chen ist. Allerdings sich nur darauf zu berufen, ist nicht ausreichend. Weitere Gründe 
liegen vielfältig auch im beruflichen und privaten Umfeld der Feuerwehrangehörigen 
aber auch in der Führungskultur der Feuerwehren und deren „Motivatoren“. 
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These 2: Wir werden älter/grauer  
– Die Einsatzhäufigkeit und die Einsatzbelastung werden kontinuierlich 
steigen. Die Nachwuchsgewinnung wird zunehmend schwieriger 
 
Die Zunahme des Anteils älterer Mitglieder betrifft auch die Freiwilligen Feuerwehren. 

 

 
Im Jahr 2008 lagen erstmalig belastbare Zahlen bezüglich der einzelnen Altersgrup-
pen innerhalb der Freiwilligen Feuerwehren vor. Aufgezeigt sind im rechten (magen-
tafarbenen) Balken die aktiven Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren. Im linken 
(blauen) kommen noch die Jugendfeuerwehrmitglieder hinzu. Überschneidungen gibt 
es nur im Zeitintervall 16 bis 20 Jahre, da hier ein fließender Übergang von der Ju-
gendfeuerwehr in die aktive Wehr zwischen 16 und 18 Jahren möglich ist. 
 
In der unteren Grafik werden die heutigen Mitgliederzahlen auf das Jahr 2015 und 
2023 gekoppelt an den Rückgang der Bevölkerung projiziert (vergleiche Grafik 11, 
obere (magentafarbene) Linie). 

Anzahl an Feuerwehrmitgliedern differenziert nach Altersgruppen 
bezogen auf das Jahr 2008
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Grafik 21: Anzahl der Feuerwehrmitglieder, differenziert nach Altersgruppen 
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In nachfolgender Tabelle wird die Entwicklung in den nächsten 15 Jahren dargestellt.  
 

 

Altersgruppe Mitgliederentwicklung bis 2023 

16 bis 20 Jahre 27% Abnahme 

21 bis 27 Jahre 6,5% Abnahme 

28 bis 40 Jahre 8,7% Abnahme 

41 bis 50 Jahre 34% Abnahme 

51 bis 61 Jahre 24% Zunahme 

Durchschnitt 11,8% Abnahme 

Tabelle 5: Prognose der Entwicklung bestimmter Altersgruppen 
bis 2023 innerhalb der Freiwilligen Feuerwehr 

 
Die letzten geburtenstarken Jahrgänge vor dem Pillenknick um 1965 liegen heute im 
Alterssegment 44 Jahre und älter. In der Auswertung finden sich diese Gruppen im 
Segment der über 40jährigen wieder. Durch die fortschreitende Entwicklung ver-
schiebt sich dieses Maximum in Richtung der über 50jährigen. Die Mitgliederstärke 
im Segment 28 bis 40 Jahre muss dahingehend relativiert werden, dass in diesem 
Zeitintervall – durch das System vorgegeben – drei Jahre mehr erfasst werden als in 
den oberen und fünf Jahre mehr als im Intervall von 21 bis 27 Jahren. 
 

Anzahl an Feuerwehrmitgliedern differenziert nach Altersgruppen 
basierend auf dem Jahr 2008, prognostiziert auf die Jahre 2015 und 2023
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Grafik 22: Prognose der quantitativen Entwicklung der Altersgruppen in den Freiwilligen Feuer-
wehren bis 2023 
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Das altersbedingte Ausscheiden der letzten „geburtenstarken“ Jahrgänge kann durch 
die fortschreitende Demografie durch die jüngeren Generationen nicht gepuffert wer-
den. Maßnahmen zur Kompensation durch altersgerechte Verwendung bzw. Förde-
rung von älteren Kameradinnen und Kameraden sind umzusetzen. 
 
Folgend soll eine Annahme gemacht werden, ob eine Anhebung der Altersgrenze 
von 62 auf 65 Jahre Abhilfe schaffen könnte. Diese Prognose soll rein quantitativ 
durchgeführt werden, ohne auf die Leistungsfähigkeit der Kameradinnen und Kame-
raden einzugehen. Reale Zahlen der ehemals aktiven Kameradinnen und Kamera-
den, die heute zwischen 62 und 65 Jahre alt sind, liegen nicht vor, es wird eine Nä-
herungsrechnung durchgeführt. 
 

 
Innerhalb der Altersgrenzen von 16 bis 61 Jahre liegt der Anteil der Feuerwehrmit-
glieder bei 2,2% (Daten von 2008) bezogen auf die Gesamtbevölkerung (16 bis 61 
Jahre) in Niedersachsen. Somit würden heute 5.157 weitere Kameradinnen und Ka-
meraden für die Brandbekämpfung zur Verfügung stehen, wenn das Alterssegment 
62 bis 65 analog der Gesamtbevölkerungszahl Dienst tun würde. Dieses wären 2008 
5% des Gesamtbestandes. Bis 2023 erhöht sich der Anteil auf 7%.  
 
Die Prognose unterliegt vielen Parametern und die Annahme von 2,2% ist sicherlich 
sehr optimistisch, da die älteren Kameraden aufgrund Dienstuntauglichkeit oftmals 
eher aus der aktiven Feuerwehr ausscheiden. Dieses Maximum wird in der Realität 
sicherlich weit unterschritten. 
 
In Einzelfällen könnten Kameradinnen und Kameraden sicherlich auch in diesem Al-
ter noch effektiv die Feuerwehr unterstützen, aber zur generellen Lösung des Prob-
lems trägt der Ansatz einer Erhöhung der Altersgrenze nicht bei. 

Mitgliederzahlen der niedersächsischen Feuerwehren bei einer 
Altersgrenze von 65 Jahren mit 2,2 % Mitgliedschaft an der 

Gesamtbevölkerung
(basierend auf den Zahlen LSKN 2008)
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Grafik 23: Spekulation über die quantitative Entwicklung der Mitgliederzahlen bei Erhö-
hung der Altersgrenze von 62 auf 65 Jahre 
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These 3: Wir werden vereinzelter/einsamer 
– Die Einsatzhäufigkeit und die Einsatzbelastung werden kontinuierlich 
steigen. Die Nachwuchsgewinnung wird zunehmend schwieriger 
 
Die soziale und gesellschaftliche Kompetenz der Feuerwehren wird an Bedeutung 
gewinnen. In den letzten zehn Jahren ist die Zahl der allein stehenden Männer um 
zehn Prozent angestiegen. Dies hat sicherlich unterschiedliche Gründe. 
 

 
Es gibt keine statistischen Untersuchungen, ob gerade allein stehende Männer oder 
Frauen den Kontakt zur Feuerwehr suchen oder ob die vereinzelten Bürgerinnen und 
Bürger für die Feuerwehr gewonnen werden können. Für die Feuerwehren bedeutet 
dies zum einen, dass der Zusammenhalt in der Gemeinschaft – die Kameradschaft – 
einen noch höheren Stellenwert erhält. Zum anderen hat die Vereinsamung gravie-
renden Einfluss auf das Einsatzgeschehen. In Gefahrensituationen im häuslichen 
Bereich kann keine weitere Person das Ereignis entdecken, melden und erste Hilfs-
maßnahmen durchführen. In der Folge werden durch die verspätete Entdeckung und 
Meldung die Schäden für Menschen, Tiere und Sachwerte größer. Die Einsatzzahlen 
werden kontinuierlich steigen, da die Selbsthilfefähigkeit insbesondere der häusli-
chen Gemeinschaft signifikant abnehmen wird. 

Alleinlebende Männer und Frauen in Niedersachsen (in %)
(Quelle: NLS - Mikrozensus 1975, 1985, 1995 und 2005)
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Grafik 24: Allein lebende Männer und Frauen in Niedersachsen in Bezug auf die 
Gesamtbevölkerung in Niedersachsen. 
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These 4: Wir werden bunter 
– Die Einsatzhäufigkeit und die Einsatzbelastung werden kontinuierlich 
steigen. Vielfalt und die interkulturellen Besonderheiten werden die Feu-
erwehren verändern. 
 
Die Hauptfrage, wie viele Migranten bei den niedersächsischen Feuerwehren ihren 
Dienst versehen, kann aufgrund des verfügbaren Materials nicht ermittelt werden. 
Eine gesonderte Erfassung war bisher auch aus moralischer Sicht nicht vorgesehen. 
Die teilweise Tabuisierung des Themas, nicht nur auf das Feuerwehrwesen be-
grenzt, verhindert eine belastbare Analyse des IST-Zustandes. Einzig die Nieder-
sächsische Jugendfeuerwehr hat in ihren Erhebungen die ausländischen Mitglieder 
ausgewiesen. 
 

 
Der Anteil über die letzten zehn Jahre ist sehr niedrig und hat sich zudem noch über 
die ausgewertete Zeitspanne auf weit unter ein Prozent an der Gesamtmitgliederzahl 
halbiert. Da die Freiwilligen Feuerwehren einen Spiegel der Gesellschaft darstellen, 
ist hier eine Unterrepräsentation um eine Zehnerpotenz zum Anteil an der Gesamt-
bevölkerung festzustellen. 

ausländische Mitglieder der niedersächsischen 
Jugendfeuerwehren (absolute Zahlen)

(Quelle: Niedersächsische Jugendfeuerwehr)
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Grafik 25: Anzahl der ausländischen Jugendfeuerwehrmitglieder der Feu-
erwehren in Niedersachsen. 
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Jahr Mitglieder ausländische 

Mitglieder 
Prozentualer 

Anteil (%) 
1997 29.981 225 0,8 
1998 31.672 216 0,7 
1999 32.924 251 0,8 
2000 33.682 276 0,8 
2001 34.738 263 0,8 
2002 38.085 225 0,6 
2003 35.703 208 0,6 
2004 35.234 187 0,5 
2005 34.482 164 0,5 
2006 32.991 124 0,4 
2007 33.299 118 0,4 
2008 32.353 113 0,3 

Tabelle 6: Prozentualer Anteil ausländischer Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern in den Jugendfeuerwehren in Nie-
dersachsen 

 
Der Anteil der ausländischen Mitglieder ist in den letzten Jahren zwar gesunken, je-
doch ist der Anteil mit Jugendlichen mit Migrationshintergrund nicht erfasst. Der An-
teil der Jugendlichen mit Migrationshintergrund liegt derzeit grob geschätzt weit unter 
dem vergleichbaren Wert der Gesamtbevölkerung. Ausschlaggebende Gründe für 
die Zurückhaltung, Mitglied in einer Feuerwehr zu werden, sind Unkenntnis und kul-
turelle Vorbehalte aus dem Herkunftsland. Es ist von einer Zunahme des prozentua-
len Anteils auszugehen. Die Entwicklung verläuft analog zur Entwicklung des Anteils 
der Feuerwehrfrauen. Die Mitgliedschaft in örtlichen Gemeinschaften, wie z.B. den 
Freiwilligen Feuerwehren, unterstützt und fördert die gegenseitige Akzeptanz (inter-
kulturelle Öffnung) von Zuwanderern und Einheimischen. Das Zusammenleben wird 
verbessert und eine gleichberechtigte Teilnahme am örtlichen Gemeinwesen ermög-
licht.  
 
Zugleich müssen sich die Feuerwehren darauf einstellen, dass neue Anforderungen 
auf sie zukommen. Immer mehr ältere Migrantinnen und Migranten entscheiden sich 
dafür, ihren Lebensabend dort zu verbringen, wo auch ihre Kinder und Enkel ihren 
Lebensmittelpunkt haben. Die Feuerwehren müssen sensibler sein für die spezifi-
schen Bedürfnisse dieser wachsenden Zielgruppe. Der aufgezeigte Trend, dass ins-
besondere ältere Menschen zunehmend in Gefahrensituationen verwickelt werden, 
wird durch die sprachliche und kulturelle Vielfalt zusätzlich verstärkt. Die Anforderun-
gen an die Qualität in der Einsatzabwicklung der Feuerwehren steigen. 
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3.4. Handlungsfelder 
 
Die anhand der Grundlagen und den damit verbundenen Auswirkungen ermittelten 
Herausforderungen für die Feuerwehren werden in sechs herausgehobenen Hand-
lungsfeldern strukturiert. Die Reihenfolge stellt keine Gewichtung dar. 
  

3.4.1. Handlungsfeld 1: Schutzziele 
 
Eine Kernaufgabe kommunalen Handelns ist, ein für die Bürger lebenswertes und 
sicheres Umfeld zu schaffen. Ein Baustein ist als gesetzlicher Auftrag (NBrandSchG) 
den Gemeinden mit der Sicherstellung eines bedarfsgerechten Brandschutzes durch 
eine leistungsfähige und einsatzbereite Feuerwehr als Pflichtaufgabe im eigenen 
Wirkungskreis übertragen. Auf die Veränderungen der äußeren Rahmenbedingun-
gen und des Gefährdungspotenzials innerhalb der Gemeinde wird durch den regel-
mäßigen Abgleich des Brandschutzbedarfs reagiert. Allein der Träger der Feuerwehr 
(Gemeinde) legt die Leistungs- und Finanzziele für die Feuerwehr fest. Zentrales 
Element ist die Definition von Schutzzielen. Die Feuerwehren sind für den effektiven 
und wirtschaftlichen Einsatz der Ressourcen verantwortlich und stellen die Errei-
chung der vorgegebenen Ziele sicher. Für die Sicherstellung des niedersächsischen 
Brandschutzes vor dem Hintergrund des demografischen Wandels bedarf es deshalb 
der Definition von Kriterien, an denen die Erreichung der Leistungsfähigkeit einer 
Feuerwehr gemessen und bewertet werden kann.  
 
Die Gemeinden haben für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dem Niedersäch-
sischen Brandschutzgesetz (NBrandSchG) eine Feuerwehr vorzuhalten. Diese Feu-
erwehr ist den örtlichen Verhältnissen entsprechend leistungsfähig aufzustellen, aus-
zurüsten, zu unterhalten und einzusetzen. Die Angehörigen der Feuerwehr sind aus- 
und fortzubilden. Die für die Brandbekämpfung erforderlichen Anlagen, Mittel und 
Geräte hat die Gemeinde bereitzuhalten. Die Kosten, die der Gemeinde für die Si-
cherstellung von Brandschutz und Hilfeleistung entstehen, haben die Gemeinden zu 
tragen. Ihre Aufgaben nehmen die Gemeinden im eigenen Wirkungskreis, d. h. ei-
genverantwortlich im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung, wahr. 
 
Die neue „Verordnung über die Organisation der kommunalen Feuerwehren – Feu-
erwehrverordnung“ vom 30.04.2010 gibt den Verantwortungsträgern eine Richt-
schnur in der Beantwortung der Frage zur Sicherstellung des Brandschutzes vor. So 
sind Freiwillige Feuerwehren (außer in Städten mit Berufsfeuerwehr) in Ortsfeuer-
wehren zu gliedern, die hinsichtlich ihrer Stärke und Ausrüstung dreistufig aufgebaut 
sind. Festgelegt werden die Mindestvorgaben. Eine Vorgabe, wie viele Ortsfeuer-
wehren eine Gemeinde insgesamt aufzustellen, auszurüsten, zu unterhalten und ein-
zusetzen hat, enthält die Verordnung nicht. Eine abschließende Antwort gibt die Ver-
ordnung insofern nicht. Eine Gemeinde hat auch bei Einhaltung der Mindestvorgaben 
regelmäßig zu prüfen, ob Brandschutz und die Hilfeleistung sichergestellt werden 
kann.  
 
Um allen Bürgerinnen und Bürgern eine vergleichbare Hilfe bei Bränden und Un-
glücksfällen bieten zu können, bedarf es deshalb der Definition von Kriterien, an de-
nen die Stärke und Ausrüstung einer Feuerwehr sowie die Erreichung der Leistungs-



46   Bericht 

 

fähigkeit einer Feuerwehr gemessen und bewertet werden kann. Diese allgemeinen 
Kriterien sind erstmals in Deutschland 1998 in einer Empfehlung der Arbeitsgemein-
schaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in der Bundesrepublik Deutschland (AGBF-
Bund) als „Qualitätskriterien für die Bedarfsplanung von Feuerwehren in Städten“ 
beschrieben worden. Diese Empfehlungen haben sich seitdem zu einer bundesweit 
anerkannten Regel der Technik entwickelt. Sie werden auch als AGBF-Schutzziele 
bezeichnet. 
 
Die Schutzziele beinhalten jeweils die Festlegung 
 

• von zeitlichen Randbedingungen (Hilfsfrist),  
• von für den Einsatz benötigten Kräften (taktische Einheiten) und 
• des prozentualen Anteils der Fälle, in denen die zeitlichen Randbedingungen 

und die benötigten Kräfte eingehalten bzw. erreicht werden (Erreichungsgrad). 
 
 

3.4.1.1. Erläuterung und Festlegung der Schutzziele 
 

3.4.1.1.1. Brandbekämpfung 

 

Zunächst gilt es, ein repräsentatives und standardisiertes Schadenereignis als Be-
zugs- und Bemessungsgröße festzulegen. Als sogenanntes „kritisches“ Schadener-
eignis ist in Deutschland der Brand in einer Wohnung im ersten oder zweiten Ober-
geschoss eines mehrgeschossigen Wohngebäudes mit verrauchten Rettungswegen 
anerkannt. 
 
In einem solchen Ereignis ist die vorrangige Aufgabe „Menschenrettung“ als zeitkri-
tisch zu bewerten. Der einsatztaktische Grundsatz lautet: Menschenrettung geht vor 
Brandbekämpfung. Aber auch bei der Durchführung der Menschenrettung dürfen die 
eigenen Einsatzkräfte nicht gefährdet werden. Deshalb ist parallel zur Menschenret-
tung mit der Brandbekämpfung zu beginnen. 
 
Zeitliche Randbedingungen: 
Als zeitliche Parameter müssen zunächst zwei Zeitgrenzen beachtet werden: 
 

• Für die Menschenrettung gilt seit der O.R.B.I.T.-Studie (1978) als wissen-
schaftlich fundiert und allgemein anerkannt: 
=> 13 Minuten als Erträglichkeitsgrenze für eine Person im Brandrauch, 
=> 17 Minuten als Reanimationsgrenze für eine Person im Brandrauch. 

• Für die Sicherheit der Einsatzkräfte und zur Verhinderung der schlagartigen 
Brandausbreitung muss der Löscheinsatz vor dem „Flash-Over“ (Durchzün-
dung) liegen. Er kann bei einem Wohnungsbrand ca. 18 Minuten nach Brand-
ausbruch auftreten. 

 
Weitere zeitliche Parameter zeigen, dass bei einem kritischen Wohnungsbrand die 
Zeit vom Entdecken des Brandes bis zum Eingang der Meldung in der Feuer-
wehreinsatzleistelle (FEL) ca. dreieinhalb Minuten beträgt. Als Gesprächs- und Dis-
positionszeit in der FEL können eineinhalb Minuten unterstellt werden. 
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Unter Berücksichtigung der Erträglichkeitsgrenze von 13 Minuten stehen somit nach 
der Alarmierung als Eintreffzeit (=Ausrücke- und Anfahrzeit) für die (ersten) mit ei-
nem Feuerwehrfahrzeug eintreffenden Einsatzkräfte acht Minuten zur Verfügung. 
Unter Berücksichtigung der „Flash-Over“ - Grenze von 18 Minuten stehen als Ein-
treffzeit für (weitere) Einsatzkräfte 13 Minuten zur Verfügung.  
 
Für den Einsatz benötigte Kräfte: 
Um die Menschenrettung rechtzeitig durchführen zu können, sind bei einem kriti-
schen Wohnungsbrand die ersten 9 Funktionen (eine Gruppe = 0/1/8/9), innerhalb 
von acht Minuten nach der Alarmierung erforderlich. Hierdurch ist die Einleitung der 
Menschenrettung unter Vernachlässigung der Eigensicherung möglich. Nach weite-
ren fünf Minuten sind zusätzlich sechs Funktionen (eine Staffel) = 1/5/6) zur Unter-
stützung bei der Menschenrettung, zur Brandbekämpfung, zur Entrauchung sowie 
zur Eigensicherung der Einsatzkräfte erforderlich. Für die Leitung des Einsatzes ist 
ein Einsatzleiter (Zugführerqualifikation) notwendig. 
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Der zeitliche Ablauf stellt sich wie folgt dar: 

 

 
Erreichungsgrad: 
Der Erreichungsgrad sagt aus, in wie viel Prozent aller Einsatzfälle zur Menschenret-
tung bei gleichzeitiger Brandbekämpfung die Kriterien „Anzahl der Funktionen“ und 
„Hilfsfrist“ eingehalten werden. Die Parallelität des Eintretens bestimmter Ereignisse 
wird dabei berücksichtigt. Je höher der Erreichungsgrad sein soll, desto mehr 
Einsatzpersonal wird benötigt.  
 
Der Höhe des Erreichungsgrades ist eine Kenngröße für den Grad an Sicherheit, der 
der Bevölkerung in einer Gemeinde gegeben werden soll. Sie ist insofern eine Grö-
ße, die über eine (politische) Entscheidung des Aufgabenträgers festgelegt werden 
muss. 
 
3.4.1.1.2. Hilfeleistung 

 
Werden die Schutzziele für die Brandbekämpfung eingehalten, ist mit hinreichender 
Sicherheit davon auszugehen, dass die Aufgabe „Hilfeleistung“ ebenfalls als sicher-
gestellt angesehen werden kann. Als „kritisches“ Ereignis ist der PKW-Unfall mit 
eingeklemmter Person zugrunde zu legen. Da die Gewährleistung des Schutzzieles 
„Hilfeleistung“ im gleichen Maße von  der Erfüllung der Parameter  

• Hilfsfrist,  
• Kräftepotenzial und 
• Erreichungsgrad 

abhängt, ergibt sich die Sicherstellung aus der Vorhaltung für die Sicherstellung des 
Schutzzieles „kritischer Wohnungsbrand“. 
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Zusammenfassend ist als Definition der Schutzziele für Niedersachsen festzuhalten: 
 

1. Hilfsfrist 
Die Hilfsfrist umfasst einen Zeitraum von maximal 13 Minuten. Der Zeitraum 
beginnt mit der Alarmierung der jeweiligen Feuerwehr und endet mit dem Ein-
treffen der alarmierten Kräfte am Einsatzort. 

2. Taktische Einheiten 
Die erste Einheit, die am Einsatzort eintreffen muss, ist die Löschgruppe 
(0/1/8/9)). Sie muss in einer Hilfsfrist von 8 Minuten am Einsatzort eintreffen. 
Die zweite Einheit, die am Einsatzort eintreffen muss, ist die Löschstaffel 
(0/1/5/6). Sie muss in einer Hilfsfrist von 13  Minuten, d. h. 5 Minuten nach der 
ersten Einheit, eintreffen. 
Für die Leitung des Einsatzes ist ein Einsatzleiter (Zugführerqualifikation) not-
wendig. 

3. Erreichungsgrad 
Der Erreichungsgrad ist der prozentuale Anteil der Einsätze, bei denen die 
Zielgrößen Hilfsfrist und taktische Einheiten eingehalten werden. 
 

Diese Schutzziele gelten gleichermaßen in Gemeinden mit Freiwilliger Feuerwehr 
und in Gemeinden mit Berufsfeuerwehr. 
 

3.4.1.2. Brandschutzbedarfsplanung 
 
Mit der Brandschutzbedarfsplanung – treffender wäre vielleicht der Begriff „Feuer-
wehrbedarfsplanung“ – kann überprüft werden, ob mit den vorhandenen Strukturen 
die festgelegten Schutzziele ([Hilfsfrist, taktische Einheiten] im vorgegebenen Um-
fang [Erreichungsgrad]) eingehalten werden können.  
 
Inhaltlich sollte die Brandschutzbedarfsplanung folgende Bereiche umfassen: 

• Allgemeine Beschreibung des Inhaltes und der Ziele der Planung, 
• Beschreibung der Aufgaben der Feuerwehr, 
• Allgemeine Beschreibung der Gemeinde, 
• Beschreibung der Gefahren in der Gemeinde mit einer Bewertung, 
• Festlegung der Schutzziele, 
• Ermittlung der Soll-Struktur der Feuerwehr (Standorte, Ausrüstung, Personal-

stärke) 
• Vergleich der Soll- mit der Ist-Struktur, 
• Bewertung und Maßnahmen. 

 
Im Vergleich und der Bewertung sollten, gerade im Hinblick auf die Ausrüstung für 
spezielle Gefahren oder die Einhaltung der Schutzziele in Randbereichen einer Ge-
meinde, die Möglichkeiten der interkommunalen Zusammenarbeit berücksichtigt 
werden. 
 
Maßnahme: 
Dem Abschlussbericht sind als Anlage die „Hinweise zur Durchführung der 
Brandschutzbedarfsplanung in Niedersachsen“ beigefügt. Die Hinweise werden 
als Arbeitshilfe durch Erlass MI eingeführt. 
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Hinweis des  Gegen die in dieser Arbeitsgruppe erarbeiteten Hinweise für eine 
niedersäch- Brandschutzbedarfsplanung für die Feuerwehren in Nieder- 
sischen Städte- sachsen werden keine grundsätzlichen Bedenken erhoben,  
tages wenn sichergestellt ist, dass hierdurch keinerlei aufsichtbehördli-

che Maßnahmen seitens der Landesregierung gegenüber Städ-
ten und Gemeinden ergriffen werden. Es ist zu beachten, dass 
Brandschutz und Hilfeleistung Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungskreises sind.  

 
 Eine für die Städte und Gemeinden verpflichtende Brandschutz-

bedarfsplanung wird allerdings abgelehnt. Dies würde eine 
Ratsbefassung voraussetzen, die für problematisch gehalten 
und deshalb abgelehnt wird.  
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3.4.2. Handlungsfeld 2: Förderung des Ehrenamtes 
 
Für die zukünftige Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements sind vor allem 
zwei Prozesse entscheidend: Zum einen die Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf die Größe und die Struktur des Potenzials an freiwillig Engagierten, zum 
anderen der Wandel des Engagements selbst. 
 
Statt eines lebenslangen Engagements, das sich aus der Zugehörigkeit zu einem 
sozialen Milieu ergibt, wird ein lebensphasenbezogenes Engagement, das mit der 
jeweiligen individuellen Lebenssituation vereinbar ist, wichtiger. 
 
Engagement findet heute also nicht mehr nur dauerhaft, verbunden mit einer langjäh-
rigen Mitgliedschaft in einem Verband oder in einem Verein, statt, sondern auch zeit-
lich befristet und wird häufig projektförmig organisiert. Neben die klassischen Organi-
sationsformen des Vereins oder des Verbands sind neue informelle Formen des bür-
gerschaftlichen Engagements getreten. Diese sind insbesondere in den Bereichen 
Kultur, Schule, Kindergarten, Gesundheit, Ökologie und im sozialen Umfeld zu finden 
 
Ehrenamt und 
Motivation 

Ehrenamtliche Tätigkeit definiert sich als freiwillige und nicht 
vergütete Tätigkeit in einem öffentlichen Amt. Die ehrenamtliche 
Tätigkeit in der Feuerwehr ist auch heute noch von Motiven der 
gegenseitigen Hilfe bei Feuer und Unfall innerhalb einer örtli-
chen Gemeinschaft geprägt. Diese Motivation ist der Entste-
hungsgedanke der Feuerwehren. Daneben sind Anerkennung 
zu erfahren und sich unterstützend und helfend in eine Organi-
sation einbringen zu wollen, grundlegende Motive für eine eh-
renamtliche Tätigkeit in der Feuerwehr. Um Bürgerinnen und 
Bürger in unserer modernen Gesellschaft in ausreichender An-
zahl davon zu überzeugen, sich der Feuerwehr zuzuwenden, 
reichen diese Motive allein nicht mehr aus. Hinzu kommen die 
nachteiligen Auswirkungen der demografischen Entwicklung auf 
das Feuerwehrwesen. 

 
 
Pflichtaufgabe 

Feuerwehren und die in dieser Organisation tätigen Feuerweh-
rangehörigen nehmen eine hoheitliche Aufgabe der kommuna-
len Gefahrenabwehr wahr. Die Aufgabe des abwehrenden 
Brandschutzes und der Hilfeleistung ist durch das niedersächsi-
sche Brandschutzgesetz den Gemeinden als Pflichtaufgabe im 
eigenen Wirkungskreis zugewiesen. In dieser gesetzlichen Auf-
gabenzuweisung unterscheidet sich das Ehrenamt in der Feu-
erwehr deutlich von anderen Ehrenämtern. 

„Rund-um-die-
Uhr“ 

Ein weiterer wesentlicher Unterschied besteht darin, dass es 
sich bei der ehrenamtlichen Tätigkeit in der Freiwilligen Feuer-
wehr um eine „Rund-um-die-Uhr-Tätigkeit“ handelt. Freiwillige 
Feuerwehrangehörige stehen zu jeder Zeit, ob Tag oder Nacht, 
ob Werktag, Wochenende oder Feiertag für den Alarmfall zur 
Verfügung. Diese Verfügbarkeit bedeutet eine wesentliche Ein-
schränkung des privaten Lebensumfeldes und jede/r Freiwillige 
Feuerwehrangehörige kann persönliche Erlebnisse schildern, in 
welcher jeweils unpassenden Situation ihn/sie ein Alarm erreicht 
hat. Würden die Stunden der Verfügbarkeit ggf. auch nur antei-
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lig der ehrenamtlichen Tätigkeit des/der Feuerwehrangehörigen 
hinzugerechnet, so hätte ausnahmslos jede/r einzelne der etwa 
130.000 aktiven Feuerwehrangehörigen in Niedersachsen die 
für 250 Jahresstunden gemeinwohlorientierte, freiwillige und 
unbezahlte Tätigkeit vergebene Ehrenamtskarte verdient. 

Gesundheits-
risiko 

Darüber hinaus setzen sich Feuerwehrangehörige durch die 
Einsatztätigkeit einem Gesundheitsrisiko aus, das bei der Be-
wertung dieser Art der ehrenamtlichen Tätigkeit besonders zu 
berücksichtigen und zu würdigen ist. 

„freiwillig und 
unbezahlbar“ 

Der Grundgedanke der ehrenamtlichen Aufgabenwahrnehmung 
in der Feuerwehr soll, und darüber besteht Einvernehmen 
in der AG, ganz nach dem Motto „freiwillig und unbezahlbar“, in 
seinem Wesen unverändert bleiben. Maßnahmen zur Förderung 
des Ehrenamtes in der Feuerwehr müssen deshalb  zunächst 
dort ansetzen, wo es um die Schaffung vernünftiger Rahmen-
bedingungen in der Feuerwehr geht, und dort, wo es um den 
Ausgleich eines Aufwandes oder Nachteils durch Ausübung des 
Ehrenamtes in der Feuerwehr geht. Reichen diese Maßnahmen 
nicht aus, so wird sich zwangsläufig der Aufgabenträger Gedan-
ken über weitere ideelle Fördermaßnahmen aber auch materiel-
le Anreize machen müssen. Für Aufgabenträger des Brand-
schutzes, die sich mit ihrer Freiwilligen Feuerwehr bereits in 
dieser Situation befinden, schränkt sich der Handlungsspielraum 
deutlich ein. 

Zielsetzung Es wird durch Fördermaßnahmen seitens des Landes und der 
Träger konkret das Ziel verfolgt, den bereits ehrenamtlich täti-
gen Feuerwehrangehörigen die Ausübung des Ehrenamtes zu 
erleichtern und eine langfristige Bindungswirkung an die Orga-
nisation Feuerwehr zu erreichen. Bei der Förderung des Ehren-
amtes in der Feuerwehr geht es deshalb vielmehr darum, den 
kommunalen Gestaltungsspielraum zu erhalten und das bezahl-
te Hauptamt zu vermeiden – so stellt z. B. die Stadt Lüneburg 
Freiwilligen Feuerwehrangehörigen und deren Familien in einem 
eigens dafür errichteten Mehrfamilienhaus in unmittelbarer Nähe 
zum Feuerwehrhaus Wohnraum zur Verfügung. 

Entlastung im 
Ehrenamt 

Fördermaßnahmen, die von Freiwilligen Feuerwehrangehörigen 
auch als Fördermaßnahmen empfunden werden sollen, müssen 
sich außerdem in einer Entlastung von Zeit und Aufgaben ins-
besondere bei den Führungskräften bemerkbar machen. Ideen 
zur Förderung des Ehrenamtes, die ausschließlich in der Feu-
erwehr selbst ansetzen, sind nicht zielführend, weil sie vor allem 
den Führungskräften weitere Aufgaben zuweisen und Aufwand 
abverlangen. 
Ehrenamtlich tätige Feuerwehrangehörige leisten einen wichti-
gen Beitrag zur Ordnung und Sicherheit in unserer Gesellschaft 
und nehmen zusätzlich eine zentrale Rolle in der gelebten bür-
gerschaftlichen Gemeinschaft ein. Dieses ehrenamtliche Enga-
gement in der Feuerwehr gilt es zu erhalten und zu fördern, um 
auch langfristig den kommunalen Brandschutz und die Hilfeleis-
tung auf ehrenamtlicher Basis sicherstellen zu können. 
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3.4.2.1 Förderung des Ehrenamtes in den Kommunen heute 
 
Berichte in den 
Medien 

Einen Eindruck zur gegenwärtigen Situation der Förderung des 
Ehrenamtes liefern zahlreiche Zeitungsberichte, die beispielhaft 
über Aktivitäten kommunaler Aufgabenträger berichten. Ausge-
wählte Berichte sind als Anlage 4 diesem Bericht beigefügt. 

Umfrage  
Gemeinde  
Lilienthal 

Das Bild, das die Medien beschreiben, wird durch die Ergebnis-
se einer Umfrage der Gemeinde Lilienthal zur Förderung des 
Ehrenamtes im Feuerwehrwesen bestätigt. In der Auswertung 
der Umfrage, an der sich 88 Kommunen beteiligt haben, kann für 
die gegenwärtige Situation folgendes festgestellt werden1: 

 Der überwiegenden Anzahl der kommunalen Aufgabenträger 
ist es bewusst, dass die Bereitschaft zur ehrenamtlichen Tä-
tigkeit allgemein und im Feuerwehrwesen sinkt. 

 Eine Förderung des Ehrenamtes ist bei vielen kommunalen 
Aufgabenträgern in der Beratung. 

 Sie erfolgt im Einzelfall. 
 Überwiegend wird aber noch kein akuter Handlungsbedarf 

gesehen. 
 Ein landesweit abgestimmtes Vorgehen zur Förderung des 

Ehrenamtes findet zurzeit nicht statt 
 

 Die Bewertung der Ausgangssituation hat einen bereits heute 
notwendigen und auch zukünftig erforderlichen Handlungsbedarf 
zur Förderung des Ehrenamtes im Feuerwehrwesen aufgezeigt. 
Diesem Handlungsbedarf soll mit dem im Folgenden dargestell-
ten Konzept zur Förderung des Ehrenamtes begegnet werden. 

 

3.4.2.2 Konzeptioneller Ansatz zur Förderung des Ehrenamtes 
 

Übersicht zur 
Förderung des 
Ehrenamtes 

Die Förderung des Ehrenamtes im Feuerwehrwesen kann nicht 
aus einer Einzelmaßnahme bestehen, sondern stellt sich im Ge-
samtkonzept als ein Maßnahmenbündel dar, das sehr vielfältig 
und kreativ gestaltet werden kann. 
Einen Überblick über das Umfeld in dem Maßnahmen zur Förde-
rung des Ehrenamtes stattfinden können, liefert folgende tabella-
rische Übersicht. 

 

                                                 
1 Ergebnisse zur Umfrage der Gemeinde Lilienthal, LK Osterholz, zu kommunalen Vergünstigungen 
für Feuerwehrangehörige, Eildienst-NSGB Nr. 218/09 – Az. 37 12 - er – 
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Träger von Fördermaßnahmen Art der Fördermaßnahmen 
Empfänger von Fördermaß-

nahmen 
 
Aufgabenträger 

• Land 
• Landkreise 
• Städte/Gemeinden 

 
Arbeitgeber von ehrenamtlich 
tätigen Feuerwehrangehörigen 
 
Feuerwehr-Unfallkasse Nieder-
sachsen 
 
Ggf. sonstige Dritte 

• Medien 
• Wirtschaftsunter-

nehmen 
• Privatpersonen 
• Vereine 
• Stiftungen 
• Europäische Union 

 

 
Ideelle Maßnahmen als 

• Ehrung und Auszeich-
nung 

• Wertschätzung durch 
Anwesenheit der Auf-
gabenträger bei Ausbil-
dung, Übung, Einsatz 
und Veranstaltungen 

 
Entlastung im Ehrenamt durch 
stärkere Unterstützung durch 
die Aufgabenträger. 
 
Verbesserung der wechselseiti-
gen Anerkennung beruflich wie 
auch ehrenamtlich erworbener 
Qualifikationen und Dienstzei-
ten. 
 
Finanzielle Anreize, die bei In-
anspruchnahme der Förder-
maßnahme zu einer Vergünsti-
gung führen. 
 
Finanzielle Anreize, die zur 
Auszahlung an den ehrenamt-
lich tätigen Feuerwehrangehöri-
gen kommen. 
 

 
Der / Die ehrenamtlich tätige 
Feuerwehrangehörige. 
 
Ehrenamtlich tätige Führungs-
kräfte der Feuerwehren. 
 
Familienangehörige der ehren-
amtlich tätigen Feuerwehrange-
hörigen. 
 
Arbeitgeber, die ehrenamtlich 
tätige Feuerwehrangehörige 
beschäftigen. 
 
Aufgabenträger  

• Land 
• Landkreise 
• Städte/Gemeinden 

 
 

Tabelle 7: Übersicht Maßnahmen zur Förderung des Ehrenamtes 

 
Konzeptioneller  Der konzeptionelle Ansatz zur Förderung des Ehrenamtes  
Ansatz besteht darin, die vielfältigen, heute in Teilen schon vorhandenen 

Ansätze und bereits begonnenen Maßnahmen zu bündeln und in 
eine gemeinsame Richtung zu lenken. Diese Bündelung und 
Richtungsvorgabe kann durch die folgenden Schritte bzw. Maß-
nahmen erfolgen. 

  
  1. Vereinbarung von Grundpositionen und Leitlinien zur Förde-

rung des Ehrenamtes im Feuerwehrwesen zwischen den Aufga-
benträgern (siehe 3.4.2.3). 

 
  2. Fundament ehrenamtlicher Tätigkeit in der Feuerwehr (siehe 

3.4.2.4) 
 Basismaßnahmen  
 Pflichtaufgaben des jeweiligen Aufgabenträgers 
 Feuerwehr-Unfallkasse (FUK) Niedersachsen 
 Landesfeuerwehrschule 

 
  3. Zentrale, landesweit koordinierte Maßnahmen (siehe 3.4.2.5) 
 
  4. Individuelle Maßnahmen (siehe 3.4.2.6) 
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  5. Einrichtung dezentraler Beratungsteams (siehe 3.4.2.7) 
 
 6. Mittel- und langfristige Weiterentwicklung des Themas durch 

eine zentrale und koordinierende Stelle zur Förderung des Eh-
renamtes (siehe 3.4.2.8) 

 
  Der im Folgenden detailliert vorgestellte konzeptionelle Ansatz 

berücksichtigt den unterschiedlichen Bedarf der Aufgabenträger 
nach Fördermaßnahmen, ist durch Freiwilligkeit geprägt und in 
hohem Maße flexibel. Insofern sind die in diesem Bericht vorge-
schlagen Fördermöglichkeiten und -maßnahmen nicht als ab-
schließend zu betrachten. Die Bündelung der Maßnahmen in 
dem Konzept bietet eine gute Basis für die begleitend notwendi-
ge Öffentlichkeitsarbeit. Die richtunggebende konzeptionelle 
Vorgehensweise erhöht die Ernsthaftigkeit sowie die Glaubwür-
digkeit der Darstellung zur Förderung des Ehrenamtes und berei-
tet den Boden für eine entsprechende Akzeptanz. 

 

3.4.2.3 Grundpositionen und Leitlinien 
 

 Gemeinsam zwischen den jeweiligen Aufgabenträgern vereinbar-
te und erklärte Grundpositionen und Leitlinien zur Förderung des 
Ehrenamtes sorgen für eine gleiche Richtung und geben Orien-
tierung für das eigene Handeln. Sie helfen außerdem bei der 
kreativen Suche nach ggf. neuen Fördermöglichkeiten. Bei ent-
sprechender Anwendung bzw. Beachtung bieten sie Gewähr für 
eine bedarfsgerechte, zielgenaue und erfolgreiche Förderung 
des Ehrenamtes in der Feuerwehr. 

 
 Folgende Grundpositionen und Leitlinien werden zur Vereinba-

rung zwischen den Aufgabenträgern vorgeschlagen: 
 
Grundpositio-
nen und Leitli-
nien 
 

 Die Förderung des Ehrenamtes ist zur langfristigen Sicher-
stellung der Einsatzbereitschaft und Leistungsfähigkeit der 
Freiwilligen Feuerwehren im Land Niedersachsen erforder-
lich. 

 Die Förderung des Ehrenamtes ist gemeinsame Aufgabe der 
Träger des Brandschutzes. Sie soll freiwillig und bedarfsori-
entiert erfolgen. Eine „Ampel-Förderbedarfs-Landkarte“ soll 
im Abstand von 5 Jahren erstellt werden. 

 Maßnahmen zur Förderung des Ehrenamtes setzen ange-
messene Rahmenbedingungen in der Freiwilligen Feuerwehr 
als Basis voraus.  

 Zentrale Fördermaßnahmen sind landesweit koordinierte 
Maßnahmen. Sie sollten einen Schwerpunkt mit Signalwir-
kung im Konzept zur Förderung des Ehrenamtes bilden. 

 Individuelle Fördermaßnahmen sind Einzelmaßnahmen, 
die kreativ, zielgenau und auch lokal unterschiedlich nach 
den Möglichkeiten der Aufgabenträger vorgenommen werden 
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können.  
 Fördermaßnahmen verfolgen das Ziel, die Mitgliedergewin-

nung und die Integration zu unterstützen sowie eine langfris-
tige Bindungswirkung an die Freiwillige Feuerwehr zu entfal-
ten. 

 Fördermaßnahmen sollen das Verhältnis von Ehrenamt zu 
Familie und Beruf (Arbeitgeber) positiv beeinflussen. 

 Fördermaßnahmen sollen die gesellschaftliche Präsenz und 
Akzeptanz der Freiwilligen Feuerwehren stärken. 

 Fördermaßnahmen sollen keinen unverhältnismäßig hohen 
administrativen oder sonstigen zusätzlichen Aufwand insbe-
sondere nicht beim Ehrenamtlichen selbst verursachen. 

 Fördermaßnahmen sollten einen inhaltlichen Bezug zur Auf-
gabe der Feuerwehren haben. 

 
 
„Ampel-
Förderbedarfs-
Landkarte“ 

Erläuterungen zur „Ampel-Förderbedarfs-Landkarte“ 
Die Untersuchungen zum demografischen Wandel sehen eine 
“regional stark unterschiedliche Entwicklung und in Verbindung 
damit regional unterschiedliche Auswirkungen auf das Feuer-
wehrwesen voraus, was mit dem seitens der kommunalen Auf-
gabenträger unterschiedlich geäußerten Handlungsbedarf ein-
hergeht. Die regional unterschiedlichen Auswirkungen sind im 
Ergebnis an der Mitgliederentwicklung einer Gemeindefeuerwehr 
ablesbar. Die „Ampel-Förderbedarfs-Landkarte“ soll auf der 
Grundlage einer Niedersachsenkarte diese Entwicklungen auf 
gemeindlicher Ebene visualisieren. Die Zuordnung der Mitglie-
derentwicklung zu den drei Ampelfarben könnte folgendermaßen 
erfolgen: 

 
 
  Mitgliederzahl wachsend in 5 Jahren 
 
  Mitgliederrückgang bis zu 2% in 5 Jahren 
 

Mitgliederrückgang um mehr als 2% in 5 Jahren 
 

Unterschreitung der Mindeststärke 
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Grafik 26: Ampel-Förderbedarfslandkarte 

 
 Der gewählte 5-Jahres-Zeitraum sowie die gewählte Grenze von 

2% vor dem Hintergrund des gegenwärtigen Mitgliederrück-
gangs (siehe 3.2) erscheinen geeignet, um die eher langjährigen 
Trends erfassen zu können. Gleichwohl wird empfohlen die Pa-
rameter durch eine fachkundige Stelle ebenfalls einschätzen zu 
lassen bzw. nach erstmaliger Durchführung der Datenerhebung 
erforderlichenfalls anzupassen.  
Innerhalb der Bereiche, in der die Mindeststärke zur Aufrechter-
haltung eines den örtlichen Verhältnissen entsprechenden 
Brandschutzes unterschritten wird, wird das Gebiet dieser Ge-
meindefeuerwehr durch die Farbe „rot“ gekennzeichnet. Dort wo 
diese Grenze unterschritten wird, ist die weitere prozentuale 
Veränderung der Mitgliederzahl unerheblich. 
Die „Ampel-Förderbedarfs-Landkarte“ ist ausreichend einfach zu 
erstellen, zeigt Handlungsbedarf und regionale Zusammenhänge 
auf. Sie kann die oben vorhergesagten demografischen Auswir-
kungen auf das Feuerwehrwesen bestätigen oder im Gegensatz 
dazu aufzeigen, dass die demografischen Entwicklungen und die 
Mitgliederstärke einer Gemeindefeuerwehr nicht unmittelbar in 
Verbindung stehen. 
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3.4.2.4 Fundament ehrenamtlicher Tätigkeit in der Feuerwehr 
 

Basismaßnah-
men 

Die Maßnahmen zur Schaffung angemessener Rahmenbedin-
gungen in den Freiwilligen Feuerwehren sollen hier als Basis-
maßnahmen bezeichnet werden. Aufgabenträger müssen demo-
grafischen Auswirkungen auf die Feuerwehren zunächst immer 
mit der Schaffung angemessener Rahmenbedingungen in den 
Feuerwehren begegnen. Erst wenn diese Voraussetzungen ge-
schaffen sind, ist es sinnvoll und zweckmäßig, über weitere Maß-
nahmen zur Förderung des Ehrenamtes im Feuerwehrwesen 
nachzudenken. 
Basismaßnahmen, die beispielhaft sowohl von den jeweiligen 
Aufgabenträgern als auch von der Organisation Feuerwehr selbst 
vorgenommen werden, können z. B. sein: 

 Bereitstellung und Instandhaltung angemessener Räumlich-
keiten für die Feuerwehr; wenn seitens des Aufgabenträgers 
hierzu Eigenleistung der Feuerwehr erwartet wird, sollten An-
reize geschaffen werden. 

 Bereitstellung zeitgemäßer Fahrzeug- und Gerätetechnik. 
 Bereitstellung der kompletten Dienstkleidung. 
 Einrichtung und Förderung von Kinderfeuerwehren und Ju-

gendfeuerwehren. 
 Patenschaften innerhalb der Feuerwehr für neue Mitglieder 

und für Übergänger aus der Jugendfeuerwehr. 
 Leistung zielgenauer und angemessener Aufwandsentschä-

digungen. 
 Sozialversicherungsfreiheit der Aufwandsentschädigungen 

und keine Anrechnung auf das Arbeitslosengeld 2.2  
 Schaffung von Freistellungsregelungen für Aufgaben der 

Brandschutzerziehung. 
 Anpassung gesetzlicher Regelungen zur Förderung von 

Doppelmitgliedschaften.3 
 Entlastung der Führungskräfte von z.B. administrativen Tä-

tigkeiten durch den Aufgabenträger. 
 Einbeziehung der Altersabteilung für unterstützende Tätigkei-

ten 
 

Pflichtaufgaben 
des Aufgaben-
trägers 

Zur Schaffung angemessener Voraussetzungen gehört es au-
ßerdem, dass Maßnahmen, die den Pflichtaufgaben des Aufga-
benträgers hinzu zu rechnen sind, erfüllt werden. An folgende 
Pflichtaufgaben, deren angemessene Beachtung und Erfüllung in 
den Feuerwehren für Zufriedenheit und Motivation sorgen kön-
nen, sei an dieser Stelle erinnert: 

 Vollständige Bereitstellung persönlicher Schutzausrüstung. 
 

                                                 
2 Es handelt sich hierbei um eine Forderung, die sich an den Bundesgesetzgeber richtet. Das Land 
kann über den Bundesrat jederzeit eine entsprechende Initiative ergreifen. 
3 Wird bei der Novellierung/Änderung des NBrandSchG berücksichtigt 
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 Übernahme der Kosten für den erforderlichen Führerschein-
erwerb. 

 Übernahme von Fahrtkosten für feuerwehrdienstliche über-
gemeindliche Fahrten mit privaten KFZ. 

 Regelungen und Vereinbarungen zur Verpflegung der 
Einsatzkräfte. 

 Ausreichende Ruhezeiten nach Einsätzen. 
 

 

Hinweis der  Die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände weisen  
Vertreter der   darauf hin, dass die kommunalen Träger des Brandschutzes  
KomSpV   ihren gesetzlichen Pflichten nachkommen. 
 
FUK  
Niedersachsen 

Neben den oben beschriebenen Basismaßnahmen und Pflicht-
aufgaben ist auch die Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen als 
gesetzlicher Unfallversicherungsträger für ehrenamtlich tätige 
Feuerwehrangehörige eine unverzichtbare Einrichtung von be-
sonderer Bedeutung und Wichtigkeit. Die FUK Niedersachsen 
war in der Vergangenheit allerdings auch immer wieder Prüfun-
gen ausgesetzt, die das Ziel der Aufhebung der Eigenständigkeit 
als FUK Niedersachsen verfolgten. Das nur in der Organisations-
form einer eigenständigen FUK Niedersachsen mögliche Mitbe-
stimmungsrecht der Feuerwehren, das Mehrleistungsprinzip und 
die auf Feuerwehren zielgerichtete präventive Arbeit sind für ei-
ne ehrenamtlich ausgeübte Tätigkeit im Feuerwehrwesen unver-
zichtbar. 
Unter der Überschrift „Soziale Sicherheit = Attraktives Ehrenamt 
– 10 Thesen zur FUK Niedersachsen“ hat die FUK Niedersach-
sen 10 Thesen zur Förderung des Ehrenamtes formuliert und 
diesem Bericht als Anlage 6 beigefügt. 
Vor dem Hintergrund der Förderung des Ehrenamtes werden 
bezüglich der FUK Niedersachsen folgende Forderungen aufge-
stellt: 
 

 Das Land Niedersachsen bleibt aufgefordert, wie bisher die 
Eigenständigkeit der FUK Niedersachsen zu gewährleisten. 

 An die Kommunen wird appelliert, das Prinzip der Gefahren-
ausgleichszulagen durch Mehrleistungen auch in Zeiten 
knapper Kassen weiterhin zu unterstützen. 

 An Vorstand und Vertreterversammlung der FUK Nieder-
sachsen wird appelliert, wie bisher das Mehrleistungssystem 
regelmäßig auf Zielgenauigkeit zu überprüfen und es da, wo 
es der sozialen Wirklichkeit nicht mehr entspricht, anzupas-
sen. 

 
Landesfeuer-
wehrschule 

Die niedersächsische Landesfeuerwehrschule mit den Standor-
ten Celle und Loy führt als zentrale Einrichtung des Landes die 
Ausbildung der kommunalen Feuerwehrangehörigen durch. Sie 
hat in Verbindung mit der Förderung des Ehrenamtes im Feuer-
wehrwesen in mehrfacher Hinsicht eine große Bedeutung. Ins-
besondere sind zu nennen: 
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 Entlastung des Ehrenamtes durch die Ausbildung der Feuer-

wehrangehörigen an zentraler Stelle durch hauptberufliches 
Personal. 

 Motivation und Anreiz für ehrenamtliches Engagement durch 
fachliche Ausbildung und Erwerb persönlicher Schlüsselqua-
lifikationen (s. Abschnitt 3.4.3). 

 
 Entlastung des Ehrenamtes  

Jeder Lehrgang, jede Ausbildung von Feuerwehrangehörigen, 
die an den Feuerwehrschulen stattfindet, bedeutet im Ergebnis 
eine Entlastung des Ehrenamtes im Feuerwehrwesen. 

 
 

3.4.2.5 Zentrale Maßnahmen 
 

Zentrale Maß-
nahmen 

Zentrale, landesweit koordinierte Maßnahmen zur Förderung des 
Ehrenamtes sollen einen Schwerpunkt im Konzept bilden und 
eine öffentlichkeitswirksame Signalwirkung haben. In diesem Be-
reich sind folgende Maßnahmen denkbar: 

  Erweiterung der vom Land Niedersachsen für die Anerken-
nung besonderer Verdienste zu verleihender Orden und Eh-
renzeichen (siehe 3.4.2.). 

 Ersatz des bisherigen Feuerwehrdienstausweises durch ei-
nen zeitgemäßen, landesweit gleichartig gestalteten Dienst-
ausweis im Scheckkartenformat (siehe 3.4.2.12). 

 Anerkennung/Anrechnung ehrenamtlicher Ausbildungs-
leistungen und erworbener Qualifikationen in Ausbildung, 
Studium und Beruf (siehe 3.4.2.13). 

 Anerkennung/Anrechnung beruflicher Ausbildungsleistungen 
und erworbener Qualifikationen in der Feuerwehr (siehe 
3.4.2.13). 

 Anerkennung ehrenamtlicher Dienstzeiten/Tätigkeiten für in 
Ausbildung, Studium und Beruf geforderte Praktika (siehe 
3.4.2.13). 
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3.4.2.6 Individuelle Maßnahmen 
 

Individuelle 
Maßnahmen 

Individuelle Fördermaßnahmen sind Maßnahmen, die ein Auf-
gabenträger für seinen eigenen, örtlichen Zuständigkeitsbereich 
beschließt. Sie bieten die Möglichkeit der bedarfsorientierten und 
zielgenauen Förderung und das unter Berücksichtigung der 
Möglichkeiten, über die ein Aufgabenträger verfügt. Im Bereich 
der individuellen Fördermaßnahmen können durch Kreativität 
sehr individuelle Lösungen gefunden werden. Dadurch entste-
hen Positivbeispiele, über die es sich zu berichten lohnt und die 
dann zur Nachahmung empfohlen werden können. 

 Grundlage der individuellen Fördermaßnahmen durch den Auf-
gabenträger muss die ideelle Wertschätzung der ehrenamtlichen 
Tätigkeit sein. Die Anwesenheit des Aufgabenträgers bei Veran-
staltungen und auch bei größeren Übungen und Einsatzereig-
nissen gehört mindestens dazu. 

 Wie individuelle Fördermöglichkeiten weiterhin aussehen kön-
nen, zeigt beispielhaft die Richtlinie der Stadt Winnenden4, Ba-
den-Württemberg. Dort sind die folgenden individuellen Förder-
maßnahmen vereinbart worden: 

 Die Nutzung des gemeindlichen Mitteilungsblattes für die Öf-
fentlichkeitsarbeit der Feuerwehr. 

 Die Darstellung von Informationen zur eigenen Feuerwehr in 
Informationsmappen und –angeboten für „Neubürger“. 

 Die Unterstützung durch den Aufgabenträger bei der Wer-
bung für die Feuerwehr in Schulen. 

 Die Werbung bei Arbeitgebern um Verständnis und Unter-
stützung z. B. durch 

o gemeinsame, regelmäßige Gesprächsrunden 
mit Aufgabenträger, Feuerwehr und Arbeitge-
ber, 

o jährliches Dank- und Informationsschreiben des 
Aufgabenträgers an die Arbeitgeber, 

o Information relevanter Arbeitgeber von Zeit zu 
Zeit über die Aufgaben der Feuerwehr und 
Werben um Unterstützung, 

o schriftliche Information der Arbeitgeber über 
Neuaufnahmen in die Feuerwehr und 

o Ausstellung einer Bestätigung über die Aus-
übung des Feuerwehrdienstes an den Arbeit-
geber auf Anforderung. 

 
 Um weitere Möglichkeiten zur Förderung des Ehrenamtes im 

Feuerwehrwesen durch individuelle Fördermaßnahmen zu 
schaffen, können finanzielle Anreize gegeben werden. Hinter 
diesen finanziellen Anreizen steht das Interesse des kommuna-
len Aufgabenträgers, dass der Feuerwehrangehörige seinen 

                                                 
4 http://www.winnenden.de/index_1.htm dort Bürgerservice/Stadtrecht, I 7/37 „Richtlinie zur Förderung 
des Ehrenamtes in der Freiwilligen Feuerwehr Winnenden“ 
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Wohnsitz und Lebensmittelpunkt in der Gemeinde behält, sich 
feuerwehrdiensttauglich und damit körperlich fit hält und sich der 
Feuerwehr langfristig verpflichtet. Alle finanziellen Anreize, die 
diese Interessenlage bedienen, sind zur Förderung des Ehren-
amtes im Feuerwehrwesen zweckmäßige und geeignete Maß-
nahmen. Vorbehaltlich der juristischen Umsetzbarkeit, die für die 
genannten Beispiele zu prüfen wäre, können finanzielle Anreize 
z. B. sein: 

 Grundsteuererlass/-ermäßigung. 
 Finanzielle Zuwendungen für Kinderbetreu-

ungskosten, Kindergartengebühren. 
 Bereitstellung von kostengünstigem Wohnraum 

optimalerweise in der Nähe des Feuerwehrhau-
ses. 

 Vergünstigter oder freier Eintritt in Schwimm-
bad, Fitness-Studio, Bibliothek u. a.. 

 Kostenlose Nutzung des ÖPNV in Uniform zur 
Stärkung der Präsenz von Feuerwehrangehöri-
gen in der Gesellschaft. 

 Beiträge zu einer „Sterbekasse“. 
 Finanzielle Zuwendungen z. B. 

o in der Form von Verzehrgutscheinen bei 
besonderen Leistungen, 

o für langjährigen aktiven Dienst. 
 Vergünstigte Teilnahme an Volkshochschulkur-

sen oder anderen Fortbildungsmöglichkeiten. 
 Aufenthalt im Feuerwehrerholungsheim. 

Für den Erhalt von Vergünstigungen ist es erforderlich, sich als 
Feuerwehrangehörige/r auszuweisen. Hierzu wird die Einführung 
eines Feuerwehrdienstausweises im Scheckkartenformat vorge-
schlagen (siehe 3.4.2.12). 

  
 Wie vielfältig die individuellen Möglichkeiten zur Förderung des 

Ehrenamtes durch die Feuerwehren selbst sein können, zeigt 
beispielhaft und vorbildlich der Leitfaden zur Gewinnung und 
Stärkung von Freiwilligen für die Feuerwehren in Hessen5 auf. 
Dieser Leitfaden gibt den Feuerwehren Hilfestellung mit vielen 
guten Ideen und praktischen Umsetzungskonzepten in den zent-
ralen Handlungsfeldern 

 Öffentlichkeitsarbeit, 
 Anerkennungskultur, 
 Zielgruppenarbeit, 
 Aufwertung von Gemeinschaft und Lebensqua-

lität in den Einsatzabteilungen und 
 Coaches oder Mentoren. 

 
Der Leitfaden wurde in Hessen durch eine Expertengruppe unter 
verantwortlicher Leitung des Landesfeuerwehrverbandes erar-

                                                 
5 http://lfv.feuerwehr-hessen.de/download/Infomaterialien/Leitfaden_Mitgliedergewinnung.pdf, Leitfa-
den zur Stärkung und Gewinnung von Freiwilligen für die Feuerwehren in Hessen – Empfehlungen für 
die Feuerwehren vor Ort und für landesweit koordinierte Aktivitäten, Oktober 2006 
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beitet. 
 

 

Leitfaden zur 
Förderung des 
Ehrenamtes 

Die Erstellung eines vergleichbaren Leitfadens ist auch für Nie-
dersachsen zweckmäßig und sinnvoll. Allerdings sollte dieser 
Leitfaden nicht allein die Feuerwehren ansprechen, sondern glei-
chermaßen die Aufgabenträger im Blick haben. Dieser Leitfaden 
kann darüber hinaus Grundlage für eine Unterstützung der kom-
munalen Aufgabenträger durch die dezentralen Beratungsteams 
(siehe 3.4.2.7) sein. Der niedersächsische Leitfaden zur Förde-
rung des Ehrenamtes ist durch die zentrale Stelle (siehe 3.4.2.6) 
zu erstellen und fortzuschreiben. 

 

3.4.2.7 Dezentrale Beratungsteams 
 

 Ein dezentrales Beratungsteam kann die kommunalen Aufga-
benträger und die Freiwillige Feuerwehr im Hinblick auf ihre be-
sonderen Bedarfslagen beim Ehrenamt beraten und unterstüt-
zen. Dabei soll die Situation analysiert und die Implementierung 
und Verbreitung der im vorliegenden Bericht genannten Maß-
nahmen vor Ort unterstützt werden. Auf diesem Wege sollen die 
ehrenamtlichen Führungskräfte entlastet und zugleich für die 
Zukunft qualifiziert werden (sog. „Training on the Job“). 

  Ein Beratungsteam soll die Aufgabenträger und die Freiwillige 
Feuerwehr auf diesem Wege sensibilisieren und zur Verbreitung 
der Thematik vor Ort beitragen. Bei der Priorisierung der Gebiete 
kann die Ampel-Förderbedarfs-Landkarte (siehe 3.4.2.3) heran-
gezogen werden. Letztlich wird das Beratungsteam aber nur auf 
Anforderung des Aufgabenträgers tätig. Dabei handelt es sich 
um unterstützende und beratende Tätigkeiten. Aufsichtsaufga-
ben werden nicht wahrgenommen. 

  Idealerweise wären in den Beratungsteams geeignete ehrenamt-
liche und hauptamtliche Kräfte der Feuerwehren die einen engen 
Kontakt zum Landesfeuerwehrverband und den kommunalen 
Spitzenverbänden halten, sofern diese nicht unmittelbar mitwir-
ken. 

  Aus Sicht einer Kosten/Nutzen-Analyse kann man feststellen, 
dass hier im Bereich der hauptamtlich Mitwirkenden Kosten für 
die entsprechenden Arbeitszeitanteile und für die ehrenamtlich 
Mitwirkenden ggf. zu erstattende Lohnkosten entstehen. Im Üb-
rigen entstehen Reisekosten. Der Nutzen liegt in der individuel-
len Förderung und Qualifizierung vor Ort, der Entlastung der 
Führungskräfte durch Entfall von Fortbildungsmaßnahmen z.B. 
an der LFS, Entlastung der örtlichen Ebene bei der „Bestands-
analyse“ und insgesamt eines zielorientierten Vorgehens. Daher 
überwiegen die ressourcenschonenden Aspekte und stellen aus 
sich heraus eine Förderung des Ehrenamtes dar. 
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3.4.2.8 Zentrale Stelle zur Förderung des Ehrenamtes 
 

  Zur Förderung des Ehrenamtes im Feuerwesen ist es insbeson-
dere wegen der langfristigen Bedeutung der Thematik zweckmä-
ßig, eine zentrale Stelle zu schaffen, die sich langfristig damit be-
fasst. Diese Stelle soll insbesondere 

 den konzeptionellen Ansatz fortschreiben, 
 koordinieren, 
 informieren, z. B. durch Publikation von Positivbeispielen, 
 Anstöße für Neues geben, 
 eine Plattform des Austauschs bieten und 
 die regionalen Beratungsteams vernetzen. 

 
  Bei entsprechender personeller/finanzieller Unterstützung bietet 

es sich an, diese Stelle im Innenministerium einzurichten.  
 

3.4.2.9 Arbeitgeber und Förderung des Ehrenamtes 
 

Arbeitgeber- 
organisationen 

Arbeitgeberorganisationen haben sich trotz mehrfacher Anspra-
che mit Ausnahme eines Vertreters der Industrie- und Handels-
kammer nicht in die AG Arbeit eingebracht. Es wird daher für er-
forderlich gehalten, auf allen Ebenen der Aufgabenträger des 
Brandschutzes aktiv auf Arbeitgeberorganisationen und Arbeit-
geber im Einzelnen zuzugehen, um aktiv für das Ehrenamt im 
Feuerwehrwesen zu werben. Die Stadt Winnenden zeigt mit ih-
rem Beispiel eine gangbare Lösung auf (siehe 3.4.2.6). 
 

VW pro  
Ehrenamt 
 
 
 
 

 

Ein weiteres positives und nachahmenswertes Beispiel ist die 
Initiative „Volkswagen pro Ehrenamt“, die der Volkswagen Kon-
zern in den letzten drei Jahren ins Leben gerufen hat.6 Das Un-
ternehmen möchte mit diesem Projekt Verantwortung für aktive 
und auch ehemalige Mitarbeiter/innen übernehmen sowie eh-
renamtliche Tätigkeit im Allgemeinen fördern und unterstützen. 
Es verspricht sich dadurch eine Motivation der Mitarbeiter/innen 
und eine tiefe Durchdringung des Unternehmens mit Wertevor-
stellungen wie z. B. Respekt, Verantwortung und Nachhaltigkeit, 
die das Unternehmen u. a. für sich als Leitwerte vereinbart hat 
und die auch in der ehrenamtlichen Tätigkeit vielfach eine große 
Rolle spielen. Speziell für ehemalige Mitarbeiter/innen schafft die 
Vermittlung in eine ehrenamtliche Tätigkeit einen Ausgleich zum 
Wegfall der Berufstätigkeit. Konkret vermittelt, fördert und wür-
digt das Unternehmen ehrenamtliche Aufgaben unter den Mitar-
beitern und Mitarbeiterinnen und auch deren Lebenspartnern. Es 
hat zur Umsetzung des Projektes Gespräche mit den Standort-
kommunen geführt, eine Homepage als Informations- und Aus-
tauschplattform eingerichtet und durch Medienarbeit, Vorträge  

                                                 
6 Pressemitteilung „Volkswagen startet Initiative für das Ehrenamt“, Wolfsburg 30.08.2007 – 
http:/www.volkswagenag.com/vwag/vwcorp/info_center/de/news/2007/08/Volkswagen_startet_Initiativ
e_fuer_das_Ehrenamt.html  
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 und Workshops die Projektidee bekanntgemacht. Ehrenamtliches 
Engagement wird unter den Mitarbeitern z. B. durch das Logo 
„VW pro Ehrenamt“ als Anstecknadel transparent gemacht, wo-
durch sich bisher Fremde zu einer gemeinsamen Aufgabe aus-
tauschen können und Vorgesetzte vielfach das ehrenamtliche 
Engagement ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen überhaupt 
erst erkennen. 

Arbeitgeber als 
Empfänger von 
Fördermaß-
nahmen 

Arbeitgeber im Allgemeinen als Empfänger von Fördermaß 
nahmen z.B. über eine finanzielle/steuerliche Förderung zur För-
derung des Ehrenamtes zu bewegen, erscheint eher un-
realistisch. Die aufzuwendenden Finanzmittel, die einen nen-
nenswerten Effekt beim Arbeitgeber bewirken könnten, wären 
mit großer Wahrscheinlichkeit unverhältnismäßig hoch. 

Ideelle Förder-
maßnahmen 

Maßnahmen der ideellen Förderung von Arbeitgebern wie oben 
bei den individuellen Fördermaßnahmen beschrieben (siehe 
3.4.2.6), erscheinen zur Erzielung eines gegenseitigen Ver-
ständnisses und der Erhöhung der Bereitschaft beim Arbeitgeber 
zur Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit deutlich aussichtsreicher. 
Ein gutes Beispiel ist hier die vom Land Niedersachsen und dem 
LFV jährlich an vorbildliche Unternehmen vergebene Plakette 
„Partner der Feuerwehr“. 

 

3.4.2.10 Maßnahmen zur Förderung des Ehrenamtes im Feuerwehr-
wesen im Einzelnen 
 

3.4.2.11 Ehrenzeichen im Feuerlöschwesen 
 

Ausgangssitua-
tion 

Die Angehörigen der niedersächsischen Feuerwehren erhalten 
für langjährige Dienste ein Ehrenzeichen (drei Stufen, 25, 40 und 
50 Jahre Dienstzeit). Das Ehrenzeichen wird ausschließlich 
dienstzeitabhängig verliehen. 
Darüber hinaus kann ein Ehrenzeichen der Sonderstufe verlie-
hen werden. Es kann für hervorragende Leistungen bei der 
Brandbekämpfung, bei Unglücksfällen und Notständen oder bei 
besonders anerkennungswürdigen Verdiensten auf dem Gebiete 
der Wissenschaft, Technik oder Organisation des Feuerschutz-
wesens verliehen werden.  
Das Ehrenzeichen der Sonderstufe ist seit seiner Stiftung vor 55 
Jahren 59mal verliehen worden. 

Feuerwehr-
ehrenzeichen 

Es erfolgt eine Erweiterung der Feuerwehrehrenzeichen für 
besondere Verdienste als kleines Steckkreuz in Bronze und 
Silber, durch die ein überdurchschnittliches ehrenamtliches En-
gagement im Brandschutzwesen oder eine besondere Leistung 
in der Gefahrenabwehr auf lokaler oder regionaler Ebene ge-
würdigt werden kann. 

Vorteile Die Ergänzung übernimmt die gewachsene Tradition und erwei-
tert die Auszeichnungspalette durch zusätzliche Auszeichnungs-
stufen, die zusätzlich zu dem an sich schon anerkennungswür-
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digen ehrenamtlichen Engagement eine Würdigung besonderer 
Verdienste erlaubt. Mit der Einführung einer zweiten und dritten 
Stufe für das Steckkreuz wird einerseits die Möglichkeit geschaf-
fen, Verdienste auf lokaler und regionaler Ebene in einer ange-
messenen Breite zu würdigen, andererseits bleibt der Charakter 
des Feuerwehrenzeichens der Sonderstufe auf Landesebene 
erhalten. 

Nachteile Vom Grundsatz bestehen keine Nachteile bei der Erweiterung 
der Feuerwehrehrenzeichen um zwei Stufen. Allerdings könnten 
theoretisch bei der Abstufung der einzelnen Stufen Abgrenzung-
sunschärfen auftreten. 

Kosten Auf der Grundlage, dass neue Feuerwehrehrenzeichen in Bron-
ze auf lokaler Ebene (Gemeinde) und das neue Feuerwehreh-
renzeichen in Silber auf regionaler Ebene (Landkreis, kreisfreie 
Stadt) jährlich rund 500-fach zu verleihen, entstehen Kosten für 
die Beschaffung und Verwaltung von ca. 15.000 € pro Jahr. 

Bewertung Die Erweiterung der Feuerwehrehrenzeichen um zwei Stufen 
stellt eine besondere Möglichkeit dar, das herausragende eh-
renamtliche Engagement in den Freiwilligen Feuerwehren wert-
zuschätzen und anzuerkennen. Die bestehenden dienstzeitbe-
zogenen Feuerwehrehrenzeichen würdigen langjähriges, dauer-
haftes und verlässliches Engagement und sind unverändert bei-
zubehalten. 

 

 

3.4.2.12 Feuerwehrdienstausweis im Scheckkartenformat 
 

 Feuerwehrangehörige können durch die Aufgabenträger mit ei-
nem Feuerwehrdienstausweis ausgestattet werden, wovon aller-
dings zurzeit kaum Gebrauch gemacht wird. Es wird deswegen 
davon kein Gebrauch gemacht, weil die Notwendigkeit sich aus-
zuweisen für eine/n einzelne/n Feuerwehrangehörige/n heute 
eigentlich nicht gegeben ist. Möchte ein kommunaler Aufgaben-
träger die Angehörigen seiner Freiwilligen Feuerwehr z. B. durch 
einen vergünstigten Eintritt in das kommunale Schwimmbad för-
dern, so wird die Vorlage eines Berechtigungsausweises 
zwangsläufig erforderlich. 

Feuerwehr- 
dienstausweis 

Als Feuerwehrdienstausweis wird heute folgendes, seit mehre-
ren Jahrzehnten nahezu unverändertes Dokument genutzt: 
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Dienstausweis 
im Scheck-
kartenformat 

Es wird vorgeschlagen, diesen Dienstausweis durch einen mo-
dernen und attraktiv gestalteten Dienstausweis im Scheckkarten-
format zu ersetzen. Dabei besteht in der Gestaltung dieses 
Dienstausweises sowohl die Möglichkeit, sich auf ein landeswei-
tes „Feuerwehr-Layout“ zu einigen, als auch die Möglichkeit, den 
kommunalen Aufgabenträgern die Gestaltung nach eigenen lo-
kalen Wünschen zu überlassen.  Inhaber des Dienstausweises 
weisen sich als Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr aus. 

Vorteile Die zeitgemäße und attraktive Form eines solchen Berechti-
gungsausweises spricht insbesondere junge Menschen an. Er  
wirkt sowohl im kommunalen Bereich als auch bei landesweit 
einheitlicher Gestaltung identitätsstiftend. Der Dienstausweis 
kann optional z. B. als Chipkarte mit einer Vielzahl weiterer 
Funktionalitäten ausgestattet werden. Ein solcher Berechti-
gungsausweis könnte z. B. nach dem erfolgreich absolvierten 
Lehrgang Truppmann 1 ausgegeben werden. Bei entsprechen-
der Hinterlegung seitens der Kommune mit Leistungen schafft 
der Dienstausweis im Scheckkartenformat einen Anreiz sowohl 
in die Feuerwehr einzutreten als auch langfristig dabei zu blei-
ben. 

Nachteile Die Veränderung zum Dienstausweis im Scheckkartenformat 
könnte auf Ablehnung stoßen, weil geradezu inflationär neue 
Karten aufgelegt werden. Bei einer im Layout landesweit einheit-
lichen Gestaltung darf der so gestaltete Feuerwehrdienstausweis 
keine Konkurrenz zur Ehrenamtskarte darstellen. Die Abgren-
zung zu hauptberuflichen Feuerwehrangehörigen, die gleicher-
maßen mit einem Dienstausweis ausgestattet werden müssen, 
ist zu prüfen. 

Kosten Die Kosten, die für die Erstellung und Verwaltung des Dienst-
ausweises im Scheckkartenformat entstehen, sind eher gering 
einzustufen und unterscheiden sich nicht wesentlich von den 
Kosten für den bisherigen Dienstausweis. 

Bewertung Die Vorteile bezüglich der Einführung eines Feuerwehrdienst-
ausweises im Scheckkartenformat überwiegen. Die Kosten sind 
als eher gering zu betrachten und verhalten sich im Vergleich zu 
den Kosten, die mit dem bisherigen Dienstausweis verbunden 
waren, kostenneutral. Ein Dienstausweis ist als Nachweis zur 
Inanspruchnahme von Fördermaßnahmen erforderlich. 

 

3.4.2.13 Anerkennung von Dienst- und Ausbildungszeiten 
 

Feuerwehr-
angehörige 

Qualifikationen, Kenntnisse und Fertigkeiten, die ein Feuerwehr- 
angehöriger z. B. in der Kinder- und Jugendarbeit sowie durch 
die Führungsausbildung und Ausübung seiner ehrenamtlichen 
Tätigkeit erwirbt, sind in großen Teilen inhaltlich deckungsgleich 
mit Voraussetzungen oder zu erbringenden Qualifikationen, die 
für bestimmte Berufe in der Berufsausbildung, im Studium oder 
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bei der Ausübung des Berufs erwartet werden. Vorteilhaft im 
Sinne der Förderung des Ehrenamtes wäre es daher, wenn das 
Land die Voraussetzungen für im Ehrenamt erbrachte Leistun-
gen schaffen würde, um eine verbindliche Anerkennung auch für 
die berufliche Seite zu erzielen. Als Beispiele sind die Ausbil-
dung zum Brandschutz- und Gefahrgutbeauftragten sowie die 
Ableistung erforderlicher Praktika im Bereich von Ausbildung 
und Erziehung zu nennen. 

Nicht-
Feuerwehran-
gehörige 

Nicht-Feuerwehrangehörige, die für die Aufgaben in der Feuer 
wehr über geeignete berufliche Qualifikationen verfügen, möch-
ten sich gerade wegen ihrer besonderen Qualifikation in der 
Feuerwehr engagieren.  Allerdings werden durch Feuerwehr-
dienstvorschriften und andere rechtliche Regelungen, die mit ei-
ner bestimmten Funktion und Aufgabe in der Feuerwehr verbun-
den sind, ggf. Hürden aufgebaut, die im Einzelfall nicht sinnvoll 
sind und eher abschreckend wirken. Als Beispiel ist auch hier 
der Aufgabenbereich der Kinder- und Jugendarbeit sowie der 
Ausbildung in der Feuerwehr zu nennen. 

Vorteile Für den/die Feuerwehrangehörige/n zahlt sich das ehrenamtli-
che Engagement in anerkannter beruflicher Zusatzqualifikation 
aus. Er/Sie zeichnet sich in seinem/ihrem Beruf durch sein/ihr 
ehrenamtliches Engagement als solches und durch seine/ihre im 
Ehrenamt erworbene Zusatzqualifikation gegenüber anderen 
Kolleginnen und Kollegen aus und erfährt dadurch optimalerwei-
se durch den Arbeitgeber besondere Wertschätzung. Durch den 
Doppelnutzen der ehrenamtlich erbrachten Ausbildungsleistung 
und Dienstzeit wird für die Feuerwehrangehörigen ein Anreiz zu 
weiterer Ausbildung und das ggf. in Verbindung mit der Über-
nahme von Führungsverantwortung in der Feuerwehr geschaf-
fen. 
Der/Die in Bezug auf die Aufgaben in der Feuerwehr in geeigne-
ter Weise beruflich Qualifizierte erhält durch die Anerkennung 
seiner/ihrer Qualifikation einen vereinfachten Zugang zu einer 
ehrenamtlichen Aufgabe und wird wegen dieses einfacheren 
Zugangs eher bereit sein, sich ehrenamtlich zu engagieren. 

Nachteile In beiden Fällen, d. h. bezüglich des qualifizierten Feuerwehran-
gehörigen und des in für die Feuerwehr geeigneter Weise beruf-
lich Qualifizierten, ist der Empfängerkreis dieser Förderung zah-
lenmäßig klein im Verhältnis zur Gesamtzahl der ehrenamtlich 
tätigen Feuerwehrangehörigen. Das Anerkennungsverfahren 
stellt vielfach eine Einzelfallprüfung dar und ist daher relativ auf-
wändig. 

Bewertung Die verbindliche Anerkennung der ehrenamtlich erbrachten Aus-
bildungsleistung und Dienstzeit stellt eine Wertschätzung 
des/der ehrenamtlich Tätigen dar. Im Verhältnis zur Gesamtzahl 
aller ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen erreicht diese För-
dermaßnahme allerdings nur einen kleinen Empfängerkreis. Die 
Maßnahme wirkt allerdings gezielt in Richtung der Führungskräf-
te und ist deswegen von besonderer Bedeutung und sollte mit 
dem Ziel, einfach anzuwendende Anerkennungsverfahren zu 
schaffen, durch das Land weiter verfolgt werden. 
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3.4.2.14 Feuerwehrrente 
 

Feuerwehrrente Eine in den Feuerwehren und im politischen Raum viel diskutier-
te und in den Ländern Thüringen und Sachsen-Anhalt bereits 
eingeführte zentrale Fördermaßnahme für das Ehrenamt im 
Feuerwesen ist die sogenannte Feuerwehrrente. 
Die Feuerwehrrente soll über eine vollständig oder teilweise 
durch die Aufgabenträger für Brandschutz und Hilfeleistung fi-
nanzierte zusätzliche Altersversorgung einen Anreiz für ehren-
amtliche Tätigkeit in den Feuerwehren schaffen. 
Kostenträger der Fördermaßnahme sind je nach Modell und 
Ausgestaltung der Feuerwehrrente die Aufgabenträger Land und 
Gemeinden sowie der Feuerwehrangehörige selbst. Im Zuge der 
Arbeit wurden die Feuerwehrrentenmodelle Thüringen und 
Sachsen-Anhalt erörtert und Modelle für Niedersachsen disku-
tiert. Hieraus ist eine Synopse entstanden, die zwei diskutierte 
Modelle vorstellt und vergleicht. Die Synopse ist als Anlage 3 
diesem Bericht beigefügt. 
Durch die Einführung einer Feuerwehrrente soll insbesondere für 
junge Menschen ein Anreiz geschaffen werden, in die Feuer-
wehr einzutreten, und für bereits aktive Feuerwehrangehörige 
selbst, soll sie langfristig bindend wirken. 

Vorteile Die Zielsetzung der langfristigen Bindung an die Feuerwehr kann 
je nach Ausgestaltung der Feuerwehrrente erreicht werden. Es 
wird für den einzelnen Freiwilligen Feuerwehrangehörigen eine 
zusätzliche Altersversorgung mit vergünstigten Sonderkonditio-
nen geschaffen. Auch wenn die Rentenfrage für viele Feuerweh-
rangehörige noch nicht das große Gewicht haben sollte, so er-
hält die Versorgungsfrage spätestens dann großes Gewicht, 
wenn Familie und Ehrenamt in Konkurrenz treten. Gerade auch 
im Hinblick auf den Verbleib der aktiven Feuerwehrleute und den 
gewünschten Seiteneinstieg stellt die Feuerwehrrente eine viel-
fach gewünschte Option dar. 
Die zu erwartende Entwicklung wird auch von materiellen Fra-
gen berührt sein, die nicht außer Acht gelassen werden dürfen. 
Auch die Einkommenssituation von Feuerwehrleuten wird sich 
analog der Einkommensentwicklung der Gesamtbevölkerung 
ungünstiger entwickeln. Die Notwendigkeit zusätzlicher Alters-
versorgung ist bereits jetzt politisch geforderte Maßnahme und 
wird bei den ehrenamtlich Tätigen vermehrt Beachtung finden. 
Feuerwehrangehörige, die ihren ehrenamtlichen Dienst zeitauf-
wändig und langjährig ausführen, haben nicht die Möglichkeit 
einer zusätzlichen Nebenbeschäftigung, die heute in der Gesell-
schaft vielfach gefordert und diskutiert wird. 
Die Feuerwehrrente ist insoweit nicht als zusätzliche Einkom-
mensquelle zu bewerten, sondern sie schafft ansatzweise einen 
Ausgleich für den bewussten Verzicht auf zusätzliche Erwerbs-
einkünfte, die durch das ehrenamtliche Engagement verursacht 
wird. 
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Nachteile Die Feuerwehrrente wird von jungen aktiven Feuerwehrangehö-
rigen und von Angehörigen der Jugendfeuerwehren wegen der 
Langfristigkeit dieser Fördermaßnahme nicht als Förderung 
empfunden. In dieser Altersgruppe werden sofort und unmittel-
bar wirkende Maßnahmen / Vergünstigungen eindeutig bevor-
zugt. Eine nennenswerte ergänzende Rentenversorgung je Feu-
erwehrangehörigen ist durch die Aufgabenträger allein nicht oder 
nur schwer zu finanzieren – sie kann ggf. durch eigene, zusätzli-
che Beitragsleistung des Feuerwehrangehörigen erreicht wer-
den. Das Ziel, einen jungen Menschen durch Hinweis auf die 
Feuerwehrrente zum Eintritt in die Freiwillige Feuerwehr zu be-
wegen, wird eher nicht erreicht. Die Gruppe der lebensälteren 
Feuerwehrangehörigen ist in Verbindung mit der Einführung ei-
ner Feuerwehrrente zu einem Stichtag besonders zu betrachten, 
weil sie auf Grund ihres Lebensalters keine oder nur eine gerin-
ge Rentenversorgung erwerben können. Die Feuerwehrrente ist 
nicht leistungsbezogen, sondern sie pauschaliert in der ehren-
amtlichen Tätigkeit und führt zu Kritik unter den Feuerwehrange-
hörigen, wegen der fehlenden Verteilungsgerechtigkeit. Eine zu-
nehmend differenzierende Bewertung der ehrenamtlich erbrach-
ten Leistung führt allerdings zu einem deutlich ansteigenden 
administrativen Aufwand. Die Feuerwehrrente hat keinen ein-
deutigen bzw. besonders starken Bezug zu den Aufgaben der 
Feuerwehr und der exklusive Anspruch der Feuerwehrangehöri-
gen lässt sich nur schwer gegenüber Ansprüchen anderer eh-
renamtlicher Organisationen begründen. 

Kosten Um eine überschlägige Kostenbetrachtung vornehmen zu kön-
nen, bietet sich eine vergleichende Betrachtung zu der im Land 
Thüringen eingeführten Feuerwehrrente an. Im Land Thüringen 
ist eine Feuerwehrrente durch das Thüringer Brand- und Katast-
rophenschutzgesetz eingeführt worden, deren monatliche Bei-
träge Land und Gemeinden jeweils mit 6 Euro je aktivem Feuer-
wehrangehörigen finanzieren. Die Beitragskosten der kommuna-
len Aufgabenträger werden in Thüringen darüber hinaus seitens 
des Landes über den kommunalen Finanzausgleich zurück er-
stattet7. Das Land Thüringen wendet auf der Basis von etwa 
42.000 aktiven Feuerwehrangehörigen im Land jährliche Bei-
tragskosten in einer Gesamthöhe von 6 Mio. Euro auf. Gleiches 
Feuerwehrrentenmodell vorausgesetzt, würde sich in Nieder-
sachsen bei etwa 130.000 aktiven Feuerwehrangehörigen für 
das Land als einzigem Kostenträger ein jährlicher Aufwand von 
18,72 Mio. Euro ergeben. Die in Thüringen eingezahlten Ren-
tenbeiträge führen je nach Kapitalmarktentwicklung zu einer er-
gänzenden Altersversorgung für einen Feuerwehrangehörigen in 
einer Höhe von etwa 50 bis 70 Euro monatlich. 

Bewertung Aufgrund der aufgeführten Nachteile und der hohen Kosten stellt 
die Einführung einer Feuerwehrrente nur eine prinzipielle Mög-
lichkeit der Förderung des Ehrenamtes im Feuerwehrwesen dar. 
Fest steht auch, dass sie als alleinstehende Maßnahme das ge-

                                                 
7 Fernmündliche Auskunft von BrD Manfred Borchardt, MI Thüringen, 10.12.2009. 
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wünschte Ziel der Förderung des Ehrenamtes nicht erreichen 
kann. Aus diesen Gründen ist die Einführung einer landesweiten 
Feuerwehrrente abzulehnen. 

 
Hinweis der  Die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände halten an dem 
Vertreter der  Ergebnis der Arbeitsgruppensitzung vom 26.10.2009 fest.  
KomSpV Danach erscheint es fraglich, ob die verfolgten Ziele durch Ein-

führung einer Feuerwehrrente, als persönliche finanzielle Förde-
rung für die Erbringung von Dienstleistungen, erreicht werden 
können. Daneben setzt eine abschließende Bewertung – sowohl 
innerhalb der o.g. Punkte als auch eine Gesamtbewertung – 
zwingend Finanzierungshinweise bzw. eine realistische Darstel-
lung von in Niedersachsen denkbaren Finanzierungsmöglichkei-
ten voraus. Gleiches gilt für eine steuer- und sozialversiche-
rungsrechtliche Betrachtung. Im Übrigen wären die Unterschiede 
zwischen einer rein örtlichen Entscheidungskompetenz oder ei-
nem Landesgesetz wie z.B. in Thüringen darzustellen. 

 
 
Hinweis des  Die in der Arbeitsgruppe erörterte Einführung einer 
niedersäch-  Feuerwehrrente lehnt der Niedersächsische Städtetag ab. Die im 
sischen Städte- Bericht enthaltenen finanziellen Anreize werden aus grund- 
tages sätzlichen Erwägungen, darüber hinaus auch aus rechtlichen 

und/oder finanziellen Gründen ebenfalls abgelehnt. Die im Um-
setzungskonzept erwähnten Maßnahmen werden grundsätzlich 
akzeptiert. Ob und inwieweit sie umgesetzt werden, hat jeder 
kommunale Träger des Brandschutzes eigenverantwortlich zu 
entscheiden (Prinzip der Freiwilligkeit). 

 
 

3.4.2.15 Umsetzungskonzept 
 

  Folgende Schritte und Maßnahmen sind zur Umsetzung des 
Konzeptes zur Förderung des Ehrenamtes im Feuerwehrwesen 
erforderlich, die zeitlich ggf. parallel erfolgen können: 

 
 Neufassung des Erlasses zur Verleihung von Orden und Eh-

renzeichen im Feuerlöschwesen (siehe 3.4.2.11.). 
 Neuauflage des Feuerwehrdienstausweises im Scheckkar-

tenformat (siehe 3.4.2.12). 
 Erarbeitung eines Leitfadens in dem beispielhaft eine Förde-

rung des Ehrenamtes im Feuerwehrwesen aufgelistet wird 
(siehe 3.4.2.6), der sich an die Aufgabenträger und die Feu-
erwehren gleichermaßen richtet. 

o Grundlage sind die Leitlinien zur Förderung des Eh-
renamtes (siehe 3.4.2.3). 

o Der Leitfaden soll landesweit koordinierte (zentrale) 
Maßnahmen erklären und erläutern (siehe 3.4.2.5) 
und die Erarbeitung individueller Fördermaßnahmen 
unterstützen (siehe 3.4.2.6). 
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o Der Leitfaden muss einfache und praxisnahe Lö-
sungsansätze bieten. 

o Der Leitfaden selbst muss professionell aufgelegt und 
optisch ansprechend erstellt werden, um die notwen-
dige Akzeptanz zu erzielen. 

 Einrichtung einer zentralen Stelle (durch das Land), die die 
Förderung des Ehrenamtes federführend und zukünftig bear-
beitet (siehe 3.4.2.8). 

 Einrichtung dezentraler Beratungsteams (durch das Land) 
(siehe 3.4.2.7). 

 Mittel- bis langfristige Veränderung rechtlicher Rahmenbe-
dingungen im Sinne der Förderung des Ehrenamtes, z. B. zur 
gegenseitigen Anerkennung von Dienst- und Ausbildungszei-
ten (siehe 3.4.2.13). Diese Veränderungen können z. B. 
durch die federführende, zentrale Stelle (siehe 3.4.2.8) weiter 
verfolgt und begleitet werden. 

 Darstellung und Bekanntmachung des Konzeptes zur Förde-
rung des Ehrenamtes in der Öffentlichkeit, bei den kommuna-
len Aufgabenträgern und in der Feuerwehr durch Pressear-
beit, regionale Beratungsteams, Vorträge, Workshops usw.. 

 
Das Land Niedersachsen als Arbeitgeber wird weiterhin bei der Förderung des Eh-
renamtes vorbildlich vorgehen. Dies ist in vielen Fällen durch die Gestaltung von fle-
xiblen Arbeitszeitmodellen, Freistellungsreglungen und dem Verzicht auf die Kosten-
erstattung für die Entgeltfortzahlung schon erfolgt. 
 
 

3.4.3. Handlungsfeld 3: Aus- und Fortbildung 
 
 
Landesfeuer- Die niedersächsische Landesfeuerwehrschule mit den Stand- 
wehrschule  orten Celle und Loy führt als zentrale Einrichtung des Landes die 

Ausbildung der kommunalen Feuerwehrangehörigen durch. Ne-
ben der Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtung des Landes zur 
Bereitstellung von zentralen Ausbildungskapazitäten sprechen 
folgende Aspekte für die Zentralisierung: 

 
 Die Landesfeuerwehrschule mit den Standorten Celle und 

Loy stellt eine Plattform für den wichtigen Informations- und 
Erfahrungsaustausch dar, sowohl organisiert in entsprechen-
den Veranstaltungsangeboten als auch im Gespräch der 
Feuerwehrangehörigen untereinander bedingt durch den In-
ternatsbetrieb. 

 Als Kompetenzzentrum des Landes Niedersachsen für die 
Entwicklung und Bewertung von Aus- und Fortbildungstech-
niken sowie technischer Neuerungen im Feuerwehrwesen si-
chert die Landesfeuerwehrschule an den Standorten Celle 
und Loy eine dem Stand von Wissenschaft und Forschung 
entsprechende Qualität. 
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  Motivation durch Ausbildung 
   Ehrenamtlich tätige Feuerwehrangehörige sind grundsätzlich 

ausbildungswillig, wenngleich die Rahmenbedingungen bezüg-
lich der Freistellung seitens des Arbeitgebers häufig sehr schwie-
rig sind. Die  Ausbildung an den Feuerwehrschulen wird immer 
dann von Feuerwehrangehörigen als motivierend empfunden, 
wenn die Ausbildung bezüglich der Übungsobjekte, der realitäts-
nahen Darstellung eines Szenarios und Einsatzdurchführung 
sowie der körperlichen und psychischen Anforderungen an den 
Feuerwehrangehörigen über das hinausgeht, was die kommuna-
le Ausbildung üblicherweise bieten kann. Feuerwehrangehörige, 
die nach einem Lehrgangsbesuch an der Feuerwehrschule in ih-
re Feuerwehr zurückkehren, können diese Motivation weiterge-
ben und so weitere Feuerwehrangehörige für einen Besuch ei-
nes Aus- oder Fortbildungslehrgangs gewinnen. Die Vorausset-
zungen für die oben beschriebene, motivierende Art der Durch-
führung der Ausbildung sind an den Standorten der niedersäch-
sischen Landesfeuerwehrschule zurzeit, und das wird insbeson-
dere im Ländervergleich deutlich, nicht gegeben und müssen ge-
schaffen werden. Die am Schulstandort Loy begonnene Aus-
baumaßnahme ist ein erster konkreter Anfang, der konsequent 
weitergeführt werden muss. Die am Schulstandort Celle zurzeit 
planerisch betrachtete Errichtung eines Ausbildungs- und Trai-
ningszentrums ist unbedingt weiter zu verfolgen. 

 
  Die Ausbildung an den Schulstandorten Celle und Loy wird im 

Flächenland Niedersachsen im Internatsbetrieb durchgeführt. Die 
beste Ausbildung an einer Feuerwehrschule kann aber keine Mo-
tivation erzeugen, wenn der Teilnehmer wegen der Unterbrin-
gung im 3-Bett-Zimmer an der Feuerwehrschule Loy nachts kei-
nen Schlaf findet. Die Rahmenbedingungen des Internatsbe-
triebs insgesamt und die Organisation der Ausbildung müssen 
der Förderung des Ehrenamtes und der Erwachsenenbildung ge-
recht werden.  Hier gibt es großen baulichen Nachholbedarf. 

 
Bedingt durch eine höhere Personalfluktuation, kürzere Verweildauern in den Füh-
rungspositionen sowie zusätzliche Qualifikationsanforderungen ist der Lehrgangsbe-
darf der Träger des Brandschutzes kontinuierlich und zuletzt sogar stark gestiegen. 
Die gegenwärtige Schulkapazität kann den gesamten angeforderten Bedarf der 
Kommunen nicht decken. Die Landesfeuerwehrschule ist in einem hohen Maße aus-
gelastet. Dies liegt zum einen an der flexiblen und bedarfsorientiert ausgerichteten 
Lehrgangsplanung. Zum anderen reagieren die Schulen auch bei kurzfristigen Absa-
gen von Lehrgangsteilnehmern umgehend. Im Regelfall gelingt es mit gutem Erfolg, 
solche Plätze wieder neu zu vergeben.  
 
Die nachstehende Tabelle zeigt einen Überblick über den Verlauf der Auslastung der 
Jahre seit 2003 als Verhältnis aus den angebotenen Lehrgangsteilnehmertagen zu 
den angenommenen Lehrgangsteilnehmertagen. Lehrgangsteilnehmertage sind das 
Produkt aus Anzahl der Lehrgangsteilnehmern und der Dauer der einzelnen Lehr-
gänge in Tagen. Die maximal pro Jahr möglichen Teilnehmertage unterliegen den 
Schwankungen von gesetzlichen Feiertagen an Wochentagen. 
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Celle Loy Celle Loy Celle Loy Celle Loy Celle Loy

Maximal mögliche 
Lehrgangsteilnehmertage 33312 13494 34366 13650 32960 13545 32701 14250 33438 14210

Tatsächlich genutzte 
Lehrgangsteilnehmertage 32735 12819 33837 13815 32542 13101 30037 12983 31813 13414

Auslastungsgrad in % 98 95 98 101 99 97 96 96 95 94

20072003 2004 2005 2006

 

Tabelle 8: Auslastung der Landesfeuerwehrschule an den Standorten Celle und Loy 

 
Die außerordentlich hohe Auslastung in den Jahren 2003 bis 2005 ist darauf zurück-
zuführen, dass im Bereich der hauptberuflichen Ausbildung parallel Oberbrandmeis-
terlehrgänge und Laufbahnlehrgänge (jeweils mit einer Auslastung von 100%) infolge 
der Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung Feuerwehr (APVOFeu) 
durchgeführt worden sind. 
 
Die Lehrgangskapazität der Landesfeuerwehrschule Celle wurde von 120 auf 160 
Teilnehmer erweitert. Es wurden angemessene Unterkünfte, Logistik- und Schu-
lungsräume geschaffen. Diese Maßnahme wurde im Jahr 2001 abgeschlossen. Die 
praktische Ausbildung wird – zum größten Teil mit den Einrichtungen wie sie 1974 in 
Betrieb genommen wurden – auf dem Schulgelände durchgeführt. 
 
Die Landesfeuerwehrschule Loy wurde zuletzt 1989 modernisiert. Die derzeitige Un-
terbringung der Lehrgangsteilnehmer in Dreibettzimmern entspricht nicht mehr dem 
Standard einer modernen Erwachsenenbildungsstätte. Auch der Lehrbereich sowie 
der Küchen- und Speisebereich müssen modernisiert werden. Durch organisatori-
sche Optimierung konnte die Kapazität in jeder vierten Woche von 60 auf 80 Lehr-
gangplätzen erhöht werden.  
 
Anmerkung für den Katastrophenschutz: 
Im Bereich des Katastrophenschutzes ergibt sich ab 2009 ein zusätzlicher steigender 
Bedarf für die Katastrophenschutzbehörden für die Schulung ihrer Mitarbeiter in Stä-
ben. Entsprechend dem Beschluss des Arbeitskreises V (Feuerwehrangelegenhei-
ten, Rettungswesen, Katastrophenschutz und zivile Verteidigung) der Ständigen 
Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder vom 28./29.02.2008 wurden 
die Eckpunkte für die Stabsausbildung auf Landesebene neu definiert. Danach ob-
liegt es nunmehr den Ländern, die Grundschulungen zur weiteren Teilnahme an auf-
bauenden Kursen der Bundesakademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und 
Zivilschutz (AKNZ) in Ahrweiler anzubieten. Niedersachsen hat entsprechend ein 
neues gebührenpflichtiges Ausbildungskonzept entwickelt, welches auf die Schulung 
durch die Landesfeuerwehrschule setzt. Diese niedersächsischen Schulungen sind 
neben den bundesseitig angebotenen E-Learning-Komponenten für den niedersäch-
sischen Katastrophenschutz unverzichtbar. Thematisch bauen sie auf dem ursprüng-
lich seitens der AKNZ angebotenen Kurs zum Führen und Leiten im operativ-
taktischen Bereich 1 (sog. OPT-1) auf. An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass 
der Katastrophenschutz gem. §2 (1) NKatSG als Aufgabe des übertragenen Wir-
kungskreises den Landkreisen und kreisfreien Städten (Katastrophenschutzbehör-
den) obliegt. Die Kostenträger des Katastrophenschutzes sind im § 31 NKatSG fest-
gelegt, so dass die Finanzierung der genannten Maßnahmen für den Katastrophen-
schutz unter diesem Vorbehalt steht. 
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Die Feuerwehrausbildung muss sich den aktuellen Anforderungen anpassen. Sie 
muss so ausgerichtet sein, dass sie auch künftigen Anforderungen und Entwicklun-
gen gerecht werden kann. Eine ständige Fort- und Weiterentwicklung ist insofern un-
erlässlich. Dies gilt sowohl für die theoretische als auch für die praktische Aus- und 
Fortbildung. Unterkunfts-, Versorgungs- und Lehrsaalbereich sollten mindestens den 
heutigen Anforderungen an eine moderne Erwachsenenbildungsstätte entsprechen. 
Für die praktische Ausbildung müssen die Einsatzmittel das technische Spektrum der 
Mittel vor Ort widerspiegeln. Die Fahrzeuge und das technische Gerät für die Ausbil-
dung müssen dem aktuellen Stand der Technik entsprechen. Zum anderen erfordert 
eine fundierte praktische Ausbildung eine größtmögliche Realitäts- und Einsatznähe. 
Dies kann nur auf einem modernen Trainingsgelände mit vielfältigen Übungsmög-
lichkeiten erreicht werden. 
 
Auch muss ein ganzheitlicher Aspekt in der Ausbildung Berücksichtigung finden kön-
nen. In der bisherigen Ausbildung werden alle Lehrgangsteilnehmer in ihrem Lehr-
gang für die gleiche Funktion (z. B. Gruppenführer) ausgebildet. „Ganzheitlich“ heißt, 
dass taktische Einheiten (Gruppe, Zug, Verband [z.B. Kreisfeuerwehrbereitschaft]), in 
denen sie in ihren Feuerwehren regelmäßig zum Einsatz kommen, die Gelegenheit 
zur gemeinsamen Ausbildung erhalten. Damit würde die bisherige Form der Ausbil-
dung um ein wesentliches Element ergänzt. Die Aufarbeitung von Unfällen in der 
Vergangenheit zeigt die Notwendigkeit einer solchen Ausbildung, positive Erfahrun-
gen aus anderen Bundesländern untermauern den Erfolg solcher Ansätze. 
 
Damit die Träger auch in Zukunft ihre Mitglieder auf die kommenden Bedürfnisse 
vorbereiten können, muss eine Landesfeuerwehrschule ein modernes, in die Zukunft 
ausgerichtetes Übungsgelände mit vielfältigen Ausbildungs- und Trainingsmöglich-
keiten bieten: 
 
• Für die Heißausbildung und Wärmegewöhnung sowohl mit herkömmlichen (Fest-) 

Brennstoffen als auch mittels gasbefeuerter Brandsimulationstechnik ist ein mo-
dernes Brandübungshaus erforderlich. Um die Flexibilität in der Gestaltung von 
Übungssituationen zu erhöhen, sollte eine Kombination von stationären und mobi-
len Übungselementen berücksichtigt werden. 

• Die Darstellung von Bränden muss realitätsnah und sicher möglich sein. Sie muss 
mit dem Umweltschutz im Einklang stehen.  
Die Akzeptanz von Anwohnern und Nachbarn bzgl. der Übungsfeuer im Brand-
haus (Brandgut nur Papier, Holz, Stroh etc.) und an der Brandgrube für Flüssig-
keitsbrände (z.B. Kraftstoffe) nimmt ab.  
Um ein realistisches Üben weiterhin zu ermöglichen, müssen diese Arten von 
Bränden umweltverträglich dargestellt werden; die Kombination der konventionel-
len Übungsbrandstätten mit gasbefeuerten Übungsbrandstätten kann nur dem 
Einüben von Standardsituationen dienen. 

• Brand- und Hilfeleistungseinsätze in besonderen Lagen müssen geübt werden 
können. Dies sind Einsätze in Verkehrstunneln, Einsätze in Hoch- / Tiefgaragen, 
Notfalltraining für Atemschutzgeräteträger (als Konsequenz aus tödlichen Atem-
schutzunfällen). 

• Es sind Übungsanlagen vorzusehen, um Brand- und Hilfeleistungseinsätze im Be-
reich von Industrieanlagen trainieren zu lassen, z.B.: Siloanlage, Rohrleitungssys-
teme (Brand / Leckage), Gasanlage, Fasslager, Tanklager. 

• Es ist eine Bahnübungsanlage vorzusehen, um sowohl Brand- als auch Hilfeleis-
tungseinsätze im Bereich von Bahnanlagen üben zu können. 
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• Für eine realitätsnahe Ausbildung ist die Nachbildung von verschiedenen Straßen- 
und Verkehrssituationen erforderlich: Innerorts, Landstraße, Autobahn. 

• Es sind Übungsanlagen vorzusehen, um technische Hilfeleistungseinsätze im Be-
reich von Hoch- und / oder Tiefbauunfällen üben zu können. 

 
Für den Standort Loy sehen die Planungen die Erweiterung auf drei parallel laufende 
Lehrgänge mit ständig 80 Lehrgangsteilnehmern vor. Das Lehrsaalgebäude wird un-
ter Berücksichtigung der vorhandenen Bausubstanz erneuert und erweitert, ein 
Übungshaus wird errichtet. Die HU-Bau für diesen ersten Bauabschnitt ist fertig ge-
stellt. Sie wurde am 29.10.2008 im Ausschuss für Haushalt und Finanzen beraten, 
der Vorlage wurde zugestimmt. Die Baumaßnahme läuft und wird im Juli 2010 fertig 
gestellt sein. 
 
Die weiteren Planungen beinhalten u.a. den Neubau einer Übungshalle. Um den 
heutigen Anforderungen an einen Internatsbetrieb in der Erwachsenenbildung ge-
recht zu werden, sind darüber hinaus der Neubau eines Bettenhauses sowie die Sa-
nierung des Servicebereiches noch erforderlich.  
 
Für den Standort Celle wird zurzeit eine Projektskizze für ein modernes Ausbildungs- 
und Trainingszentrum erstellt. Dieses Zentrum soll die eingangs beschriebenen Mög-
lichkeiten bieten und neben der reinen schulischen Ausbildung den kommunalen 
Feuerwehren umfassende praktische Trainingsmöglichkeiten unter ganzheitlichen 
Ansätzen bieten. 
  
Alle Ausbilder und Lehrkräfte sind hoch motiviert und gut ausgebildet. Sie führen die 
Aus- und Fortbildung der Angehörigen der Freiwilligen, der Berufs- und der Werkfeu-
erwehren mit großem Engagement und hoher Qualität durch.  
 
Sowohl durch inhaltliche Umstrukturierung als auch durch Ausbaumaßnahmen soll 
die Leistungsfähigkeit weiter gesteigert werden, so dass auch in Zukunft die Feuer-
wehrausbildung in Niedersachsen im Vergleich mit anderen Bundesländern auf ei-
nem hohen Standard erfolgen kann. 
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3.4.3.1 Maßnahmen 
 
Folgende Schritte und Maßnahmen sind zur Umsetzung des Konzeptes für die Aus- 
und Fortbildung erforderlich: 
 
- Fertigstellung der Baumaßnahmen in Loy 
- Errichtung einer niedersächsischen Akademie für Brand- und Katastrophenschutz 

(zur Finanzierung s. auch 4.2. und 4.3.) 
 
 

3.4.4. Handlungsfeld 4: Nachwuchsgewinnung 
 
Eine aktivere Gestaltung der Zukunftssicherung ist eine existenzielle Notwendigkeit 
für die Feuerwehren in Niedersachsen. Mitgliedergewinnung und Nachwuchsarbeit 
müssen eine hohe Priorität in der Führungstätigkeit einer Feuerwehr haben.  
In Zukunft muss die Feuerwehr, wenn sie weiterhin über ausreichend qualifiziertes 
Personal verfügen will, aktiver werden. Man darf nicht erwarten, dass die Menschen 
von sich aus zur Feuerwehr kommen. Man muss insbesondere auf die Menschen 
zugehen und sie dort ansprechen, wo sie sind. Bedingt durch die demografische Ent-
wicklung müssen andere, auch neue Wege zur Mitgliedergewinnung eingeschlagen 
werden. So senken z.B. „Schnupperveranstaltungen“ in Verbindung mit „Schnupper-
gutscheinen“ die Hemmschwelle, sich für die Feuerwehr zu interessieren. Gemein-
den sollten bei neu Zugezogenen für eine Mitgliedschaft in der Feuerwehr werben.  
 
Wichtig ist dabei eine neue Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Arbeit der Feu-
erwehr. So wäre z.B. die Öffentlichkeitsarbeit in Kindereinrichtungen und Schulen zu 
verbessern. Neben der Brandschutzerziehung in der Schule kann auf diesem Wege 
auch Werbung für die Feuerwehr betrieben werden. Auch attraktive und animierende 
Internetauftritte sind eine zeitgemäße Form.  
 
Die Konkurrenzsituation bei der Gewinnung engagierter Menschen für eine Mitglied-
schaft in Vereinen und Verbänden wird zunehmen. Allein die demografische Entwick-
lung zwingt zu mehr Sorgfalt, Kreativität und Mühe bei den Versuchen, Menschen, 
vor allem auch Jugendliche, zu einer Aktivität im Feuerwehrbereich dauerhaft zu mo-
tivieren.  
Bisher gilt die Feuerwehr als gesellschaftliche Größe in der Jugendarbeit. Dieser 
Profit und dieses Potenzial, das wir mit den Jugend- und Kinderfeuerwehren in Nie-
dersachsen besitzen, darf nicht verspielt werden. Es gilt, die bestehenden Möglich-
keiten und Chancen zu nutzen. Ob und in welchem Maß sich Jugendliche in der 
Feuerwehr ehrenamtlich engagieren, hängt mit davon ab, inwieweit die Feuerwehr 
ein unverwechselbares und attraktives Leistungsprofil herausstellt, den Bedürfnissen 
von Kindern und Jugendlichen entgegenkommt und neue jugendgerechte Ideen zur 
Gewinnung und langfristigen Bindung von Mitgliedern findet. Dabei bietet die Zu-
sammenarbeit mit anderen Jugendgruppierungen vor Ort die Chance, das eigene 
Angebotsspektrum zu ergänzen und für alle interessanter und spannender zu gestal-
ten.  
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In diesem Zusammenhang kommt es wesentlich auf die Befähigung und das Enga-
gement der Feuerwehrführung sowie auf die fachliche und persönliche Eignung der 
Jugendfeuerwehrwarte und ihrer Stellvertreter sowie der Betreuer und Betreuerinnen 
an. Wenn die Jugendlichen in der Feuerwehr gehalten werden sollen, muss sich an 
der Ausgestaltung der Jugendarbeit insgesamt etwas ändern. Nicht nur die jeweilige 
Jugendfeuerwehr, sondern die Feuerwehr in ihrer Gesamtheit muss sich der Heraus-
forderung stellen, in Zukunft eine aktive, belebende, integrative Jugendarbeit anzu-
bieten und durchzuführen sowie die Begeisterung für ein anschließendes Engage-
ment als Einsatzkraft zu wecken. Deshalb bedarf es sowohl in den Gemeinden als 
auch in den Landkreisen eines Jugendfeuerwehrwartes.  
 
Das Augenmerk muss sich dabei auch noch mehr auf weibliche Mitglieder richten.  
Es ist eine statistisch untermauerte Erkenntnis, dass – gemessen am Anteil der Ge-
samtbevölkerung – ein noch zu geringer Prozentsatz der Jugendfeuerwehrmitglieder 
Mädchen sind, von denen zudem ein geringerer Anteil in die Einsatzabteilung wech-
selt als bei den männlichen Jugendfeuerwehrangehörigen. Dort ist der Frauenanteil 
im Durchschnitt noch geringer. 
Jede Jugendfeuerwehr muss den Anspruch haben „Bei uns ist Jede und Jeder will-
kommen“. Das gilt nicht nur im Hinblick auf das Geschlecht; auch eine Behinderung 
darf ebenso wenig ein k.o. - Kriterium sein wie die Nationalität. Es gilt, auch in den 
Jugendfeuerwehren die gesamtgesellschaftlich gewünschte und belebende kulturelle 
Vielfalt und Barrierefreiheit zu stärken und zu fördern.  
 
Ebenso gilt es, die Jugendlichen mit ihren Erfahrungen, Wünschen und Fähigkeiten 
ernst zu nehmen und ihnen Perspektiven für die Feuerwehrarbeit zu vermitteln, denn 
sie stellen dass Potenzial dar, aus dem sich wesentlich die Feuerwehr der Zukunft 
rekrutieren wird. Insofern ist stets auf wechselseitige Akzeptanz zwischen Jugend-
feuerwehr und Einsatzabteilung hinzuwirken. Deshalb muss auch der Übergangszeit 
von Jugendfeuerwehrangehörigen in den Einsatzdienst durch die Feuerwehrführung 
eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden.  
 
Gleichwohl ist festzustellen, dass allein mit Jugendfeuerwehren eine nachhaltige 
Stabilisierung der Mitgliederentwicklung insbesondere im Einsatzdienst nicht zu er-
reichen sein wird. Hier gilt es zukünftig, diese vom Gesetzgeber zzt. im Rahmen der 
Ausnahmen eingeräumte Möglichkeit der Einrichtung von Kinderfeuerwehren we-
sentlich stärker in Anspruch zu nehmen. Damit können Kinder bereits vor Vollendung 
des 10. Lebensjahres kindgerecht an die Aufgaben und Tätigkeiten der Feuerwehren 
herangeführt und so bei ihnen frühzeitig das Interesse an der Feuerwehr geweckt 
werden. Das ist eine entscheidende Möglichkeit zur Nachwuchsgewinnung.  
 
Es ist ebenso von höchster Bedeutung, in stärkerem Maße Frauen für eine Mitarbeit 
in der Feuerwehr zu gewinnen. Frauen sind eine wichtige Bereicherung für die Feu-
erwehren. Vorurteile und Befindlichkeiten müssen schnellstmöglich überwunden 
werden. Es muss verstärkt und zügig eine breitere Mitwirkung von Frauen und Mäd-
chen auf allen Ebenen und in allen Funktionen angestrebt, ermöglicht und gefördert 
werden.  
 
Die gleichberechtigte Integration von Frauen in die Feuerwehr, die in gleicher Weise 
qualifizierten Einsatzdienst leisten wie ihre männlichen Kameraden, muss überall 
gelebte Realität werden. Deshalb sollten die in einem 2006 bearbeiteten For-
schungsprojekt gewonnenen Erkenntnisse und entwickelten Leitlinien zur Förderung 
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der Integration von Mädchen und Frauen in die Feuerwehr umfassend in die Füh-
rungstätigkeit einer Feuerwehr einfließen.  
 
Mehr Aufmerksamkeit sollte zukünftig auch dem an einzelnen Bereichen der Feuer-
wehrtätigkeit Interessierten, wie z.B. Experten (Chemiker, Physiker, Arbeitsmedizi-
ner, Seelsorger ...) spezieller Fachgebiete oder Eltern von Mitgliedern der Kinder- 
bzw. Jugendfeuerwehr gewidmet werden. Diese können als Fachberater oder Be-
treuer gewonnen werden, um so beratend im Einsatzdienst oder in der Nachwuchs-
arbeit wertvolle Dienste zu leisten.  
 
Es gilt, möglichst alle Bevölkerungsschichten entsprechend ihrer persönlichen Inte-
ressen und Befähigung in die Feuerwehr einzubinden. Deshalb müssen die Bemü-
hungen, bislang unterrepräsentierte Bevölkerungsgruppen in die Feuerwehr zu integ-
rieren, verstärkt werden.  
Freiwilligenagenturen und Kommunale Anlaufstellen sind öffentlich zugängliche Ein-
richtungen, die Menschen beraten, welche sich engagieren möchten. Sie haben 
wichtige Kontakte in die Verwaltung und in die Unternehmen. Deshalb sollten sie 
durch die Feuerwehr über deren Aufgaben und deren Angebote ausreichend infor-
miert werden.  
 

3.4.4.1 Freiwillige Feuerwehren 
3.4.4.1.1 Problemstellung 

Die Altersstruktur der Freiwilligen Feuerwehren spiegelt die demografische Entwick-
lung der Bevölkerung wider. Derzeit ist i.d.R. ein Großteil aktiver Kameraden in ei-
nem Alter „um die vierzig“. Diese erreichen entsprechend kompakt die Altersgrenze. 
Gleichzeitig rücken immer weniger junge Kameraden nach.  
 
Die Bereitschaft für ehrenamtliches Engagement scheint in der Gesellschaft zurück-
zugehen, wobei dieses mit der Größe des jeweiligen Ortes in Zusammenhang zu 
stehen scheint. 
Kleinere Feuerwehren werden aus wirtschaftlichen oder personellen Gründen aufge-
löst oder zusammengelegt. Die erforderliche Personalstärke erreichen manche Feu-
erwehren nur noch auf dem Papier („Karteileichen“). Teilweise ist eine Tagesalarmsi-
cherheit problematisch.  
 
Die Probleme der Feuerwehren und das System Feuerwehr an sich erfahren keine 
öffentliche Wahrnehmung. Es mangelt teilweise an Verständnis von Entscheidungs-
trägern für die Feuerwehren, sodass u.a. Feuerwehren an Entscheidungen nicht be-
teiligt werden.  
 
Es ist zu beobachten, dass Feuerwehren zunehmend mehr Aufgaben übernehmen 
(sollen), die über die originären Aufgaben hinausgehen.  
 
Teilweise treten deutliche Personalverluste beim Übergang Angehöriger der Jugend-
abteilungen in die Einsatzabteilung / aktiver Dienst auf.  
 
Ferner ist zu beobachten, dass ältere Feuerwehrangehörige deutlich vor Erreichen 
der Altersgrenze den Dienst quittieren. Begründet wird das u.a. mit internem Streit / 
Unstimmigkeiten, Überforderung, Desinteresse, mangelnder Kameradschaft, zeitli-
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chen Konflikten, beruflicher Einbindung, familiären Gründe, Perspektivlosigkeit, feh-
lender Unterstützung oder Einsatzbelastung.  
 
Insbesondere die Konkurrenzsituation Beruf und Ehrenamt führt dazu, dass sich gute 
und qualifizierte Feuerwehrangehörige nicht als Führungskraft, Jugendfeuerwehr-
wart, Betreuer oder Fachkraft engagieren können. Als Folge werden z.T. weniger 
qualifizierte oder geeignete Leute eingesetzt, die den Aufgaben nicht ausreichend 
gerecht werden können.  
Diese Tendenz lässt sich auch an den Ergebnissen von Lehrgangsprüfungen fest-
stellen. 
 
Die Freiwilligen Feuerwehren, insbesondere die Jugendabteilungen, stehen bei der 
Mitgliedergewinnung in Konkurrenz mit Organisationen und Verbänden, die sich 
ebenfalls ehrenamtlich bürgerschaftlich engagieren. 
 
3.4.4.1.2. Maßnahmen zur Nachwuchsgewinnung 

3.4.4.1.2.1. Jugendfeuerwehr 
 
Sollen Jugendfeuerwehren als die erfolgversprechende Nachwuchsquelle für Freiwil-
lige Feuerwehren weiterhin genutzt werden, sollten sie auch dort eingerichtet wer-
den, wo bisher keine Notwendigkeit gesehen wurde oder Widerstand herrschte. 
Die Jugendfeuerwehr war schon immer Vorreiter bei der Entwicklung neuer Ideen 
und der Reaktion auf Veränderungen der Gesellschaft.  
 
Öffnung für die 
Zusammenar-
beit 

Ein Aspekt ist die Öffnung hin zu anderen Jugendorganisatio-
nen. Ein positives Beispiel wird im Bereich der Stadt Einbeck 
(Landkreis Northeim) schon seit 2003 praktiziert. Dort gibt es 
gemeinsame Veranstaltungen mit anderen Jugendorganisatio-
nen der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (DLRG, DRK, MHD, 
JUH, ASB, THW)8. Gemeinsamer Ansatz ist auch, dass es uner-
heblich ist, in welcher Organisation ein Kind / Jugendlicher / eine 
Jugendliche mitwirkt, Hauptsache es ist eine der helfenden Ju-
gendorganisationen aus der AG. Die Konkurrenzsituation ist im 
Sinne des Ganzen [hier: Gewinnung für den Dienst in einer der 
helfenden (Jugend-) Organisationen] bereinigt worden. Es gibt 
auch doppelte Mitgliedschaften, die aber durch diese Zusam-
menarbeit unproblematisch sind. Hierdurch werden Vorurteile 
gegenüber anderen Organisationen abgebaut, und beim Übertritt 
in den aktiven Dienst kann auf diesem Fundament des gegen-
seitigen Vertrauens und des Wissens um die anderen Organisa-
tionen erfolgreicher zusammengearbeitet werden. Gleiches gilt 
sinngemäß für die Öffnung hin zu den anderen (kommunalen) 
Anbietern von Jugendarbeit. 

wissenschaftli-
che Untersu-
chungen 

Analytische (wissenschaftliche) Untersuchungen derlokalen Ju-
gendfeuerwehrstruktur (z.B. Landkreis Northeim) sollen Wege 
und Möglichkeiten für die weitere Entwicklung und Maßnahmen 
aufzeigen. Mit Fragestellungen wie: Wie ist die jetzige Lage, wie 
viele Jugendliche sind zukünftig im Einzugsbereich der örtlichen 

                                                 
8 http://www.kats-ju-o-einbeck.de/ 
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JF, gibt es Kooperationsmöglichkeiten, warum interessieren sich 
Jugendliche für die Feuerwehr, besteht der Wille zum Übergang 
in den aktiven Dienst und wenn nein, warum nicht...? sollen Er-
kenntnisse gewonnen werden, um Handlungsbedarfe und –
felder zu identifizieren und eine zielgerichtete Arbeit für die Ju-
gendfeuerwehr zu ermöglichen. 

Gründe für Ju-
gendliche für 
die Jugendfeu-
erwehr 

Die Jugendfeuerwehr hat nicht nur einen feuerwehrtechnischen 
Schwerpunkt. In vielen Fällen werden zusätzliche Freizeitaktivi-
täten mit „Eventcharakter“ angeboten (Skateboard-/ Inline-Skate 
und Mountainbike-Kurse, Sport /-abzeichen, Schwimmen, Bos-
seln, Klettergarten, „Überlebenstraining“, Gelände- und Wald-
spiele, Waldhüttenbau, Ballspiele, WLAN-Party...). Es sind An-
gebote, die die Jugendlichen in Ihrem alltäglichem Umfeld nicht 
vorfinden, die Jugendfeuerwehr als moderne Jugendorganisati-
on („in“) attraktiv machen. Ein positives Leitbild, in dem sich Din-
ge wieder finden wie Gemeinschaft, Freizeitaktivitäten, Kame-
radschaft, Wir-Gefühl, Teamgeist, ist attraktiv. Es wird die Frage 
beantwortet „Was habe ich davon, in die JF einzutreten?“ Es 
wird deutlich gemacht, dass das Feuerwehrtechnische nicht „Al-
les“ ist. Eine reine Leistungs- oder Funktionsorientierung wirken 
abschreckend auf interessierte Jugendliche. Sinnvolle Freizeit-
gestaltung und Abwechslung stehen im Vordergrund, nicht der 
Leistungsgedanke. Dies schließt bei der Teilnahme an Wettbe-
werben das Ziel, unbedingt zu gewinnen, nicht aus. Die Jugend-
lichen werden mit ihren Ideen, Innovationen eingebunden und 
lernen schon früh, Verantwortung für sich und andere zu über-
nehmen. Sie fühlen sich ernst genommen. Ihre Motivation wird 
so gefördert. Eine altersgerechte Gruppeneinteilung berücksich-
tigt die unterschiedlichen Ansprüche von 10-14 Jährigen (z.B. 
JF-Kleidung) und 15-18 Jährigen (hier muss z.B. Feuerwehr „et-
was hermachen“). 

Schlüsselrolle 
der Jugendfeu-
erwehrwarte, 
Betreuer und 
Betreuerinnen 

Der Jugendfeuerwehrwart ist Identifikations- und Integrations-
person für Jugendliche in der Jugendfeuerwehr. Sowohl die 10 – 
14-Jährigen als auch die 15 – 18-Jährigen müssen sich in ihm 
wieder finden können (Sozialkompetenz). Die Jugendfeuerwehr 
kann eine der ersten Feuerwehrformen sein, mit der potenzielle 
Mitglieder der aktiven Wehr in Kontakt kommen. Die Jugendfeu-
erwehr steht und fällt mit der Person des Jugendfeuerwehrwar-
tes und der Unterstützung durch die aktive Wehr. Deshalb kom-
men bei der Bestimmung eines Jugendfeuerwehrwartes Eignung 
und Qualifikation besondere Bedeutung zu. Auf eine gute Eig-
nung und Qualifikation des Jugendfeuerwehrwartes, nicht nur 
bei seiner Fachkompetenz, sondern vor allem auch bei seiner 
Führungs- und Sozialkompetenz (Lehrgänge, Aus- und Fortbil-
dung, Jugendleiter-Card (JuLeiCa)), ist ein besonderes Augen-
merk zu legen. Hohe persönliche (soziale Kompetenz) und fach-
liche (auch Methodik und Didaktik) Qualifikation werden gefor-
dert (nicht „irgendwen“ berufen) und gefördert (Lehrgänge, Aus- 
und Fortbildung). Ungeeignete Jugendfeuerwehrwarte oder eine 
hohe Fluktuation in diesen Funktionen vergraulen Jugendliche. 
Diese kommen meist nicht wieder und sind damit als Nachwuchs 
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verloren. Die Unterstützung des Jugendfeuerwehrwartes durch 
ein Betreuerteam sichert Qualität der Jugendarbeit und beugt 
einem „Ausbrennen“ des Jugendfeuerwehrwartes vor. Von der 
aktiven Wehr sind Jugendfeuerwehrwarte umfassend zu unter-
stützen, werden ernst genommen und in Entscheidungen einge-
bunden (z.B. im Kommando).  

Übergang in 
den aktiven-
Dienst aktiv be-
gleiten 

Die größten Mitgliederverluste treten beim Übergang der Ju-
gendlichen in die aktive Wehr (Einsatzabteilung) auf. Verschie-
dene Lösungsansätze können dieses abmildern. Eine Möglich-
keit ist ein Mentoring / Coaching der älteren JF-Angehörigen: 
Jeder Jugendliche (z.B. ab 16 Jahren) wird von einem Aktiven 
beim Übergang JF-FF begleitet. Es wird die Angst vor „den Akti-
ven“ genommen und einer „keine-Lust-mehr“- Haltung entge-
gengewirkt. Diese Dinge wurden häufig als Gründe dafür ge-
nannt, dass Jugendfeuerwehrangehörige austreten und nicht in 
die aktive Abteilung wechseln. Eine andere Möglichkeit ist die 
Doppelgleisigkeit: Angehörigkeit bei Jugendfeuerwehr und akti-
ver Abteilung. Die bisher gewohnte Umgebung der Jugendfeu-
erwehr wird nicht abrupt verlassen. Gleichzeitig erfolgt eine Ein-
gewöhnung in den aktiven Dienst. Dadurch wird sukzessive die 
neue Rolle gefunden. 

Kooperation mit 
Schulen und 
Kindergärten 

Die Kooperationen mit Schulen und Kindergärten (z.B. Schul-AG 
Tage) ist sinnvoll. Entsprechende Aktionen von Schulen und 
Kindergärten etc. bieten sich als Plattform für die Feuerwehren 
an. Hier werden viele Kinder und Jugendliche direkt erreicht. 
Idealerweise werden durch Gruppendynamik mehrere Interes-
sierte für die JF gewonnen. Durch Brandschutzerzieher der Feu-
erwehren besteht per se schon eine sehr gute Kontaktmöglich-
keit in diese Einrichtungen. 

 
 

3.4.4.1.2.2 Kinderfeuerwehr 
 
Die Kinderfeuerwehren haben als Zielgruppe Kinder in der Altersgruppe der 6 – 10-
Jährigen. Kindern, die das Schulalter erreichen, stehen diverse Angebote zur Frei-
zeitgestaltung zur Auswahl: Sport- und Schützenverein, Fußball, Jugendrotkreuz 
usw.. Die Feuerwehren haben lange Zeit in der Altersgruppe von 6 bis 10 Jahren 
kein Angebot für Kinder vorweisen können. Ein Engagement bei der örtlichen Feuer-
wehr war erst in der Jugendfeuerwehr ab 10 Jahren möglich gewesen. Insbesondere 
den Kindern unter 10 Jahren, die z.B. durch die Brandschutzerziehung an Grund-
schulen großes Interesse an der Feuerwehr bekommen hatten, konnte nur angebo-
ten werden, mit 10 in die JF einzutreten. Häufige Folge: Das Interesse flaut ab, die 
Kinder gehen auf die anderen Angebote ein (s.o.) und sind später nur noch schwer 
für die JF zu begeistern. Ziel muss es sein, die Mitglieder der Kinderfeuerwehr in die 
Jugendfeuerwehr zu übergeben. 
Der Schwerpunkt einer Kinderfeuerwehr ist nicht feuerwehrtechnisch, sondern 
betreuerisch / pädagogisch. Für die Betreuung einer Kinderfeuerwehr kommen Er-
zieher, Kindergärtner, Pädagogen und Eltern in Betracht. Idealerweise lassen sich für 
die Betreuung einer Kinderfeuerwehr kommunale Kräfte (Kindergärten, Kindertages-
stätten, Schulen), geeignete Eltern oder Freiwillige finden, um ehrenamtliche Feuer-
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wehrangehörige nicht über Gebühr zu belasten. Sie können Eltern entlasten und er-
möglichen gleichzeitig den Aufbau eines Netzwerkes mit anderen Eltern. Die Einrich-
tung einer Kinderfeuerwehr wird durch Handreichungen unterstützt, in denen prakti-
sche Fragen zu rechtlichen Grundlagen, Versicherung, Organisation und Satzungen 
beantwortet werden. 

3.4.4.1.2.3. Frauen 
 
In den letzten Jahren hat die zunehmende Zahl von weiblichen Feuerwehrangehöri-
gen den Rückgang der männlichen Feuerwehrangehörigen kompensiert. In der Er-
höhung des Frauenanteils liegt eine Chance für die Nachwuchsgewinnung. Weibli-
che Mitglieder als erfolgversprechende Nachwuchsquelle für Freiwillige Feuerwehren 
sollten auch dort willkommen geheißen werden, wo bisher keine Notwendigkeit zur 
Aufnahme von Frauen gesehen wurde oder Widerstand herrschte. Im Rahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit werden auch Frauen als Erscheinungsbild für Bürger sichtbar. 
Damit wird verdeutlicht: „In unseren Reihen sind Frauen bereits angekommen und 
jederzeit willkommen.“. Es ist eine Aufgabe der Führungskräfte, Vorbehalte abzu-
bauen, und eine Anerkennungskultur herzustellen. Frauenförderung sollte unter Be-
rücksichtigung von Gleichheitsgrundsätzen erfolgen.  
 
Geschlechter-
gerechte Öffent-
lichkeitsarbeit 
und Angebote 

Gezielte Aktionen können auf der Basis schon bestehen der und 
sehr erfolgreicher Aktionen wie „Frauen an den Brandherd“, 
„Frauen sind am Zug“ genutzt werden um gezielt Frauen anzu-
sprechen, sich in der Feuerwehr zu engagieren. Insbesondere 
vor dem Hintergrund der Gruppendynamik sollte Ziel sein, eine 
größere Gruppe Frauen für eine Mitgliedschaft zu interessieren. 
Insbesondere bei den weiblichen Jugendfeuerwehr-Angehörigen 
liegt ein großes Potential. Die Identifikation mit der Feuerwehr ist 
hier bereits vorhanden. Gerade im Hinblick auf eine geschlech-
tergerechte Öffentlichkeitsarbeit kommt einem Engagement bei 
der Übernahme in die aktive Wehr besondere Bedeutung zu. Ei-
ne Reihe von Seminarangebote / Workshops sind spezifisch für 
Feuerwehrfrauen ausgerichtet oder bieten z.B. eine Kinder-
betreuung während der Seminarzeit an. 

Kinder-
betreuung 

Für den Zeitraum der Kindererziehung ist eine Freistellung / Be-
urlaubung vom aktiven Dienst sinnvoll. Dieses Vorgehen erhält 
die Verbindung zur Feuerwehr, signalisiert, willkommen zu sein 
und ermöglicht eine Rückkehr in den aktiven Dienst. 
Eine Kinderbetreuung für Übungsdienstzeiten (durch z.B. För-
derverein, Altersabteilung), bei Einsätzen und für Lehrgänge öff-
net die Teilnahme am aktiven Dienst. Gerade wenn eine Teil-
nahme sonst wegen fehlender Möglichkeit einer Kinderbetreu-
ung zu ungünstigen Zeiten fehlt. 

Beteiligung in 
Entscheidungs-
prozessen 

Analog zur Jugendarbeit werden Frauen in Entscheidungspro-
zesse eingebunden, um deutlich zu machen, dass Frauen in der 
Feuerwehr ernst genommen und insbesondere die Belange der 
Frauen berücksichtigt werden. 

Mentoring/ Coa-
ching Netzwerk 

Analog zur Jugendarbeit werden Frauen durch ein aktives Feu-
erwehrmitglied (Feuerwehrfrau) in der ersten Zeit begleitet und 
betreut. Die Vernetzung von Feuerwehrfrauen gibt ein Gefühl 
der Geborgenheit / Sicherheit und leistet einen Beitrag zur Moti-
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vation. Je breiter ein solches Netzwerk aufgebaut ist, desto bes-
ser wirkt dieses auch nach außen und bietet damit interessierten 
Frauen, die sich bisher nicht als Einzelperson getraut haben, auf 
die Feuerwehr zuzugehen und sich zu engagieren. 

Örtliche 
Gleichstellungs-
beauftragte 

Ein regelmäßiger intensiver Austausch zwischen Feuerwehrfüh-
rung und örtlichen Gleichstellungsbeauftragten erleichtert die 
Gewinnung von Frauen für die Feuerwehr bzw. sichert eine qua-
lifizierte zukunftssichere Zusammenarbeit innerhalb der Feuer-
wehr. 

 

3.4.4.1.2.4 Doppelmitgliedschaft 
 
Pendlerrege-
lung 

Durch eine Pendlerreglung soll die gleichzeitige Mitgliedschaft in 
der Feuerwehr am Arbeits- und Wohnort ermöglicht werden. 

Unvereinbarkeit Angehörigen von Berufs- und Werkfeuerwehren würde es durch 
eine Modifizierung des § 7(2) NBrandSchG ermöglicht werden, 
Orts- und Gemeindebrandmeister Freiwilliger Feuerwehren zu 
sein. Der Dienst in BF oder WF würde Priorität genießen. 

 

3.4.4.1.2.5. Quereinsteiger 
 
Unter Quereinsteiger sind diejenigen zu verstehen, die nicht aus der Jugendfeuer-
wehr in die aktive FF kommen. Hier ist ein großes Potential vorhanden, auch wenn 
derzeit nur ein geringer Zuwachs zu verzeichnen ist. 
 
Neue Gemein-
demitglieder 

Bei der Anmeldung bei der Meldebehörde werden Neubürgern 
Informationen und Kontaktdaten der örtlichen Feuerwehr ausge-
händigt und auf die Möglichkeit hingewiesen, über die Feuer-
wehr in die örtlichen Strukturen hineinzukommen und ein sozia-
les Netzwerk aufzubauen. 

 Als „Begrüßungsgeschenk“ werden durch Vertreter der örtlichen 
Feuerwehr Rauchmelder zusammen mit Kontaktdaten und In-
formationsmaterial überreicht. So ist eine direkte und effektive 
Ansprache möglich. 

 
Spezialisten, 
Fachberater 

Hochqualifizierte Mitbürger können über die Funktion eines 
Fachberaters gewonnen werden. Dadurch ist zum einen deren 
Absicherung bei der Teilnahme an Einsätzen und Feuerwehr-
veranstaltungen gegeben, zum anderen ist eine aufwendige 
(und abschreckende) feuerwehrtechnische Ausbildung nicht 
notwendig. Scheinbare Hürden wie Dienstgrade und Kenntlich-
machung werden dadurch beseitigt. Hier sollte nicht nur der feu-
erwehrtechnische Einsatzbezug (z.B. Fachberater Chemie) im 
Fokus sein, sondern auch Erzieher, Pädagogen, Kindergärtner 
(� Kinder- u. Jugendfeuerwehr, Brandschutzerziehung, Schul-
AGen). 

Schnupperkur-
se, Schnupper-
gutscheine 

Interessierten wird die Möglichkeit angeboten, ohne weitere Ver-
pflichtungen in die Feuerwehr hineinzuschnuppern. Dies kann in 
Form von Gutscheinen gestaltet werden, um sich ein Bild dar-
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über zu verschaffen, was Interessierte erwartet. Stadt- und Orts-
rundfahrten, organisiert durch die Feuerwehr bieten ebenfalls die 
Möglichkeit, einmal in ein Feuerwehrfahrzeug „hineinzuschnup-
pern“. Die Frage des Versicherungsschutzes ist dabei zu klären. 

 
 

3.4.4.1.2.6. Halten der Mitglieder im aktiven Dienst 
 
Grundlage für 
Motivation und 
Zusammenhalt 

Für die Mitglieder ist es für die Motivation und den Zusammen-
halt elementar, von oben nach unten und umgekehrt („Top-
down“ und „Bottom-up“) Ideenbringer einzubinden und zu loben. 
Führungskräfte, Funktions- und Leistungsträger erfahren Motiva-
tion, wenn sie für ihre Leistungen gelobt und ggf. ausgezeichnet 
werden. 

Reaktivierung Ehemaligen aktiven Feuerwehrmitgliedern, die aus beruflichen, 
zeitlichen oder sonstigen Gründen außer Dienst gegangen sind, 
können wieder reaktiviert werden, wenn sie gezielt angespro-
chen werden. 

Einbindung bei 
Zusammenle-
gungen 

In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass eine Zusammenle-
gung von Feuerwehren dort am geräuschlosesten vonstatten 
ging, wo aus den Reihen der betroffenen Feuerwehren die Er-
kenntnis zur Notwendigkeit eines solchen Schrittes gewachsen 
ist, und die Feuerwehrangehörigen aktiv eingebunden wurden. 
Wenn die Zusammenlegung oder Auflösung von Feuerwehren 
unausweichlich sind, muss das Verständnis von innen aus den 
betroffenen Feuerwehren heraus entwickelt werden; Zwang von 
außen sollte letztes Mittel sein. 

 

3.4.4.1.2.7. Schwerpunktsetzung 
 
Innerhalb der Feuerwehren sollte der Weg vom (ausbildungsintensiven) Einheits-
feuerwehrmann hin zu Spezialisten und dem Einsatz überregionaler Kompetenz-
teams führen. Die grundlegenden Anforderungen an die Grundausbildung aller Feu-
erwehrangehörigen sind beizubehalten.  
Zusätzliche Belastungen durch feuerwehrferne Einsätze (Ordnungstätigkeiten, Öl-
spuren, First Responder...) sind durch eine Konzentration auf die Kernaufgaben einer 
(freiwilligen) Feuerwehr abzubauen. Die örtlichen Einsatzpläne (Alarmstichwort – zu 
alarmierender Kräfteansatz) sind zu optimieren. 

3.4.4.1.2.8. Kompensation durch Technik und Taktik 
 
Eine dauerhafte Kompensation von örtlich fehlendem Personal kann nur begrenzt 
durch Technik erfolgen. Taktiken zur Ergänzung (intelligente Alarmierung, AAO, örtli-
che Strukturen) werden als sinnvoll angesehen. 
 
Interkommunale 
Zusammen-
arbeit 

Spezialkräfte, Spezialgeräte / Sonderfahrzeuge werden überre-
gional bzw. gemeinde- / kreisübergreifend vorgehalten und ein-
gesetzt. Die Organisation und Alarmierung wird abgesichert und 
anhand einer Gefährdungsanalyse zwischen den Kommunen 
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abgestimmt. 
Taktische Maß-
nahmen 

Für die Gewährleistung der Tagesalarmsicherheit werden meh-
rere Wehren zusammengezogen. Das Personal von Ortsfeuer-
wehren ergänzt Fahrzeuge von Stütz- oder Schwerpunkt. Die 
Angehörigen der Ortsfeuerwehren führen dazu Ausbildungs- und 
Übungsdienste mit Stütz- oder Schwerpunktfahrzeug(en) durch 
(LF/HLF). 
Bei einem Atemschutzeinsatz wird innerhalb der Gemeinde der 
Sicherheitstrupp (nach FwDV 7) durch eine festgelegte (tages-
alarmsichere) Feuerwehr gestellt. 

Technische 
Maßnahmen 

Bisher personalintensive Arbeiten werden durch den Einsatz 
spezieller Technik weniger personalintensiv (maschinelle Öl-
spurbeseitigung, Verkehrssicherung). 
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3.4.4.2. Berufsfeuerwehren 
 
3.4.4.2.1. Problemstellung 

 
Im Hinblick auf die Diskrepanz zwischen Bewerberzahlen und tatsächlich eingestell-
ten Bewerbern (ohne teilweise den Bedarf zu decken) können die Anforderungen in 
den Auswahlverfahren zunehmend nicht mehr von den Bewerberinnen und Bewer-
bern erfüllt werden. Von der Persönlichkeit und Motivation her geeignete Bewerber 
scheitern z.B. an Sporttests oder an Rechtschreibtests.  
Teilweise ist zu beobachten, dass Bewerber, die bei Berufsfeuerwehren gescheitert 
sind, von hauptberuflichen Werkfeuerwehren eingestellt werden und nach erfolgrei-
cher Laufbahnausbildung scheinbar problemlos zu Berufsfeuerwehren wechseln.  
 

 

Grafik 27: Absolventen der allgemeinbildenden Schulen 1997/1998, 2001/2002, 2005/2006, 
2006/2007 in Niedersachsen 

 
Die Entwicklung der Absolventenzahlen an allgemeinbildenden Schulen Niedersach-
sens zeigt von 1997 bis 2006 einen Rückgang an Hauptschul- und eine Zunahme 
von Realschulabsolventen sowie Abiturienten.  
Allerdings werden in Zusammenhang mit der prognostizierten Bevölkerungsent-
wicklung in den nächsten Jahren die absoluten Absolventenzahlen abnehmen; deut-
lich bei den Realschulen und sehr deutlich bei den Hauptschulen.  
Das bedeutet, dass weniger Absolventen in Lehrberufen in die Berufsausbildung ge-
hen werden. Entsprechend stehen daher später den Berufsfeuerwehren für Stellen-
ausschreibungen im mD9 weniger Bewerber mit abgeschlossener Berufsausbildung 
zur Auswahl. 
                                                 
9 Zur Vereinfachung der Lesbarkeit wird im Folgenden statt der nach Niedersächsischem Beamten-
recht korrekten aktuellen Bezeichnung „Laufbahngruppe 1, Einstiegsamt 2, Fachrichtung Feuerwehr“ 
der alte Terminus „mittlerer feuerwehrtechnischer Dienst“ verwendet und mit “mD“ abgekürzt. Ebenso 
werden für „Laufbahngruppe 2, Einstiegsamt 1, Fachrichtung Feuerwehr“ „gehobener feuerwehrtech-
nischer Dienst“ mit der Abkürzung „gD“ und für die „Laufbahngruppe 2, Einstiegsamt 2, Fachrichtung 
Feuerwehr“ „höherer feuerwehrtechnischer Dienst“ mit der Abkürzung „hD“ verwendet 
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Da eine abgeschlossene Berufsausbildung Voraussetzungen für die Laufbahn des 
mD ist, sind Ausgelernte („Gesellen“) in entsprechendem Alter potentielle Bewerber 
für die Berufsfeuerwehren. Sofern Familienplanung, Wohnsitznahme, Status und 
Gehalt im Lehrberuf einen gewissen Stand erreicht haben, stellt sich für diese Be-
werber die Frage, ob sie noch 18 Monate Anwärterbezüge in Kauf nehmen können / 
wollen. Im Gegensatz zu unmittelbaren Schulabsolventen sinkt hier die Bereitschaft 
zu Veränderungen, sodass tendenziell sinkende Zahlen geeigneter Bewerber bei 
Einstellungsverfahren der Berufsfeuerwehren zu verzeichnen sind.  
So hatte eine nds. BF im Jahre 2009 ca. 500 Bewerbungen für ca. 20 ausgeschrie-
bene Stellen vorliegen, während vier Jahre zuvor ca. 600-800 Bewerbungen für 8 
ausgeschriebene Stellen eingingen. Eine andere BF zeigte folgende Zahlen auf: An-
zahl Bewerber: 280, Auswahl für Einstellungstest: 68, erfolgreich im Sporttest: 42, 
nach psych. Test zum Vorstellungsgespräch: 19, eingestellt: 8. 
 
Zum Vergleich: Die Polizei Niedersachsen stellt Realschulabsolventen und Abiturien-
ten nach Abschluss der jeweiligen Schullaufbahn ein und verzeichnet derzeit wach-
sende Bewerberzahlen. Die Bundeswehr bietet sowohl Schulabsolventen den Ein-
stieg in eine entsprechende Laufbahn (Hauptschule – Mannschafts- und Unteroffi-
zierslaufbahn, Realschule – Feldwebellaufbahn, Abiturienten – Offizierslaufbahn), als 
auch für Interessenten mit abgeschlossener Berufsausbildung (Fachdienst- Feldwe-
bellaufbahn) und Akademiker.  
 
Durch die dargestellte Entwicklung müssen Berufsfeuerwehren ihre Einzugsgebiete 
ausdehnen. Bewerber, deren Heimat weit weg vom Dienstsitz der einstellenden BF 
liegt, orientieren sich nach der Laufbahnausbildung durchaus wieder in Richtung ih-
rer Heimat und wechseln zu einer näher gelegenen BF. Begünstigt wird dieses der-
zeit durch die Auswirkungen der EU-Arbeitszeitrichtlinie. 
 
3.4.4.2.2. Maßnahmen zur Nachwuchsgewinnung 

 
Feuerwehrfahr-
zeuge als rollen-
de Plakatflächen 

Entsprechende Aktionen, z.B. Berufsfeuerwehr Hamburg und 
Berufsfeuerwehr Braunschweig, führten zu einem vermehrten 
Aufkommen an Bewerbungen und weckten das Interesse auf 
eine bis dahin nicht bekannte Berufsfeuerwehr-Laufbahn. 

Präsenz auf  
Berufseinsteiger-
messen 

Die Berufsfeuerwehren haben sich durch die Präsenz bei Be-
rufseinsteigermessen (z.B. IdeenExpo Hannover) oder Infota-
gen an Schulen und Hochschulen („Karrieretage“) darauf ein-
gestellt, auf potentielle Berufseinsteiger zuzugehen. Auch an-
dere Messen (z.B. ABF) bieten gute Möglichkeiten, das poten-
tielle Arbeitsfeld Berufsfeuerwehr bei Interessierten zu platzie-
ren 

Einbindung in 
Studiengänge 

Wirtschaftliche Unternehmen haben in Zeiten des Ingenieur-
mangels gezielt an Hochschulen Praktika angeboten und teil-
weise in Lehrplänen untergebracht. Dadurch konnten qualifi-
zierte Studenten identifiziert und noch vor erfolgreichem Been-
den des Studiums an das Unternehmen gebunden werden. In 
einigen Studiengängen (z.B. Sicherheitstechnik, Rescue Engi-
neering, Hazard Control) konnte dies ebenfalls für Feuerweh-
ren realisiert werden. Bei den Studieninhalten sollte für eine 
Anerkennung der Laufbahnvorraussetzungen (gD, hD) Einfluss 
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genommen werden. 
Berufsausbildung Für den regulären Einstieg in die mD-Ausbildung kann eine bei 

einer Berufsfeuerwehr durchgeführte Berufsausbildung den 
direkten Weg darstellen. Die BF Hannover bietet diese Mög-
lichkeit seit 2009 18-jährigen mit der Berufsausbildung zum 
Rettungsassistenten erfolgreich an. Bei der BF Düsseldorf wird 
seit 2006 eine Stufenausbildung aus handwerklicher Ausbil-
dung (19 Monate) und feuerwehrtechnischer Ausbildung (18 
Monate) praktiziert. 
Die AGBF schlägt für Niedersachsen ein Pilotprojekt in 2011 
vor. Dieses würde sich an Bewerber mit Realschulabschluss 
richten. In 18 Monaten würde eine Ausbildung zum Industrie-
elektriker erfolgen, anschließen würden sich 18 Monate feuer-
wehrtechnische Ausbildung als BM-Anwärter und 18 Monate 
rettungsdienstliche Ausbildung. 

Einstellungsvor-
raussetzungen 
und Auswahlkri-
terien 

Bei körperlicher, feuerwehrtechnischer und sozialer Eignung 
für eine Laufbahn bei der Feuerwehr sollten bisherige Einstel-
lungsverfahren im Hinblick auf mathematisches und naturwis-
senschaftliches Wissen, Rechtschreibkenntnisse, Allgemein-
wissen sowie Tests wie „Figuren erkennen“, „Satzergänzung“ 
oder „Reihenbildung“ zugunsten der Kompetenzen des Bewer-
bers angepasst werden. 

Finanzielle Anrei-
ze 

Die durch den demografischen Wandel zunehmende Konkur-
renz um junge Erwerbspersonen und Nachwuchskräfte unter-
streicht die Notwendigkeit, finanzielle Anreize zu schaffen. So 
wird die Attraktivität des Feuerwehrberufes schon in der Aus-
bildungsphase nachhaltig gefördert. Dies gilt insbesondere für 
diejenigen, die nach Beendigung der Berufsausbildung bereits 
einen gewissen Verdienst verzeichnen können. 

Anhebung Ein-
trittsalter 

Qualifizierten Bewerbern, die oberhalb des bisherigen maxima-
len Einstellungsalters in die Laufbahnen der Feuerwehr eintre-
ten wollen (z.B. Verlust des bisherigen Arbeitsplatzes), könnte 
ein Einstieg ermöglicht werden. Allerdings ist u.U. eine indivi-
duelle Kompensation der Pensionsansprüche erforderlich. 

 
 

3.4.4.3. Nebenberufliche Werkfeuerwehren 
3.4.4.3.1. Problemstellung 

Im Laufe der Jahre ist die Personalstärke in den Produktionsprozessen erheblich zu-
rückgegangen (Automatisierung, Optimierung von Arbeitsprozessen, Verlagerung). 
Dadurch steht entsprechend weniger Personal für die Mitarbeit in der nebenberufli-
che Werkfeuerwehr (WF) zur Verfügung (keine Reserve). Das verbliebene Personal 
ist am Arbeitsplatz daher zunehmend unentbehrlich (drohender Produktionsstill-
stand). Im Zuge von Kosten-Leistungsrechnung (interner und externer Wettbewerb) 
wird das Engagement der Mitarbeiter in der WF zu Lasten der Produktivität zuneh-
mend kritisch gesehen.  
In zunehmendem Maße werden Arbeitskräfte zeitlich befristetet beschäftigt und kön-
nen daher nicht zu einer Tätigkeit in der WF herangezogen werden.  
Bei fehlendem Nachwuchs steigt der Altersdurchschnitt, so dass mit Erreichen der 
Altersgrenze schlagartig die Mitgliederzahl einbricht und Mindestausrückestärken 
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dann dauerhaft nicht mehr erreicht werden. Eine WF ist somit nicht mehr als solche 
anerkennbar.  
Sofern sie freiwillig eingerichtet worden sind, beantragen wirtschaftliche Unterneh-
men bei strukturellen Personalproblemen den Widerruf der Anerkennung der WFen.  
Die Werkfeuerwehren sind als tragende Elemente einer gelebten Sicherheits-
philosophie von zentraler Bedeutung und sollten daher seitens der Unternehmen 
auch so verstanden und unterstützt werden. 
 
3.4.4.3.2. Maßnahmen zur Nachwuchsgewinnung 

 
Arbeitsverträge In Arbeitsverträgen kann die Verpflichtung zur Mitarbeit in der 

Werkfeuerwehr geregelt werden. Betriebsspezifische  und ar-
beitsrechtliche Regelungen können den zeitlichen Aufwand bei 
der Mitarbeit in der Werkfeuerwehr z.B. in Form von 
 

 (..) Std. der Wochenarbeitszeit für WF; 
 Freistellung für Lehrgänge;  
 mehr Urlaub; 

 
 berücksichtigen. 
 

Finanzielle  
Anreize 

Es besteht die Möglichkeit in Form von Prämien oder sonstigen 
Zuwendungen den Mehraufwand für die Mitarbeit in einer WF 
finanziell zu vergüten. Aufgrund der besseren Motivation durch 
derartige Leistungen gegenüber arbeitsvertraglichen Verpflich-
tungen ist diese Maßnahme als besser geeignet anzusehen. In 
Verbindung mit der Unterstützung durch die Unternehmenslei-
tung und internen Werbeaktionen geht die WF direkt an inte-
ressierte oder geeignete Mitarbeiter heran. Insbesondere ge-
zielte Werbemaßnahmen sind gut geeignet, auch die Alters-
struktur einer WF positiv zu beeinflussen. 

 

3.4.4.4. Hauptberufliche Werkfeuerwehren 
3.4.4.4.1. Problemstellung 

Derzeit herrschen bei hauptberuflichen Werkfeuerwehren die Probleme Personalfluk-
tuation und Kostendruck vor. Nach APVOFeu ausgebildetes hauptberufliches Perso-
nal wandert, z.T. unmittelbar mit Bestehen der Abschlussprüfung, vornehmlich zu 
kommunalen Feuerwehren und zur Bundeswehrfeuerwehr ab. So entstehen Perso-
naldefizite bzw. bestehende können nicht abgebaut werden. Unternehmen investie-
ren vergeblich in die Personalrekrutierung und Ausbildung. Somit steht die WF noch 
mehr unter Kostendruck.  
Die Bewerbersituation ist derzeit als ausreichend zu bezeichnen. Stellenausschrei-
bungen haben eine deutliche Resonanz qualifizierter Bewerber zur Folge. Die Inten-
tionen einiger Bewerber sind teilweise in einschlägigen Internet-Foren nachzulesen. 
Dort wird als Weg zu Berufsfeuerwehren die Einstellung und Ausbildung bei hauptbe-
ruflichen Werkfeuerwehren aufgezeigt und u.a. auf die gegenüber Anwärterbezügen 
bessere Bezahlung hingewiesen.  
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Im Hinblick auf Motivation und Berufsperspektiven sind die hauptberuflichen Werk-
feuerwehren aufgrund der Arbeitsplatzsicherheit, der Verbeamtung sowie des Pensi-
onsalters von 60 Jahren gegenüber den kommunalen Feuerwehren im Nachteil. 
Auch die teilweise bessere Bezahlung bei den Werkfeuerwehren wiegen diese 
Nachteile nicht auf. Dieses hat negative Auswirkungen auf die Nachwuchsgewinnung 
bei den Werkfeuerwehren. 
 
3.4.4.4.2. Maßnahmen zur Nachwuchsgewinnung 

 
Einstellungsvor-
aussetzungen 

Eine Anpassung der Einstellungsvoraussetzungen erlaubt eine 
bessere Berücksichtigung der Belange und Tätigkeitsfelder ei-
ner hauptberuflichen Werkfeuerwehr. 

Betriebs-
vereinbarungen 

Innerhalb der Betriebe können durch Betriebsvereinbarungen 
über die Verwendung bei Feuerwehrdienstuntauglichkeit, über 
Tätigkeiten in höherem Alter oder über finanzielle Anreize An-
reizsysteme für die Mitarbeit in der Werkfeuerwehr geschaffen 
werden. 

Renten-
regelungen 

Im Rahmen individueller Vereinbarungen können mit dem Ren-
tenversicherungsträger für Angehörige der Werkfeuerwehren 
die besonderen körperlichen Anforderungen z.B. durch die Ein-
führung von Lebensarbeitzeitkonten berücksichtigt werden. 

Lehrberuf „Werk-
feuerwehrmann 
(IHK)“ 

Mit der Verordnung über die Entwicklung und Erprobung des 
Lehrberufes „Werkfeuerwehrmann (IHK)“ ist eine neue Mög-
lichkeit zum beruflichen Einstieg in die Werkfeuerwehr ge-
schaffen worden. Dieses Verfahren wird seitens der Landes-
gruppe Werkfeuerwehren begleitet. Der Berufsabschluss quali-
fiziert nicht unmittelbar für den Wechsel in das Einstiegsamt 2 
der Laufbahngruppe 1, Fachrichtung Feuerwehr („mD“). 

 
 

Hinweis des Gegen die in der Arbeitsgruppe Nachwuchsgewinnung vorge-  
niedersäch- schlagenen Maßnahmen werden keine grundlegenden Be 
sischen Städte- denken erhoben, wenn sichergestellt ist, dass es sich hierbei  
tages  lediglich um Hinweise bzw. Handreichungen handelt, die keinen 

empfehlenden bzw. verbindlichen Charakter für die kommunalen 
Träger des Brandschutzes haben.  
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3.4.5 Handlungsfeld 5: Integration 
 
Migration und demografischer Wandel verändern zunehmend die Zusammensetzung 
unserer Gesellschaft. In Niedersachsen leben ca. 1,3 Millionen Menschen mit Migra-
tionshintergrund, dies entspricht etwa 17 % der Bevölkerung (vgl. Anhang 1). Diese 
Bevölkerungsgruppe ist durch Heterogenität und unterschiedlich starke regionale 
Ausprägung gekennzeichnet. 
In der für Nachwuchsgewinnung wichtigen Altersgruppe von 6 bis 18 Jahren beträgt 
der Anteil bereits 23 % (vgl. Anhang 2). Trotz des hohen Bevölkerungsanteils sind 
Menschen mit Migrationshintergrund in den Feuerwehren deutlich unterrepräsentiert. 
Da in den Statistiken der Feuerwehren bisher der Migrationshintergrund nicht erho-
ben wird, sind detaillierte Daten nicht verfügbar, einzelne Studien gehen lediglich von 
2 bis 4 % aus). 
 
Die Funktion und Professionalität der Feuerwehren wird auch von Menschen mit 
Migrationshintergrund voll anerkannt. Dem steht aber ein großes Informationsdefizit 
hinsichtlich der Möglichkeiten des eigenen Engagements, der Struktur und der Zu-
gangswege gegenüber. Auch auf Seiten der Feuerwehren besteht Informations- und 
Sensibilisierungsbedarf. Eine Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements von 
Menschen mit Migrationshintergrund liegt im gesamtgesellschaftlichen Interesse. Für 
die Feuerwehren als wichtiger Träger des Ehrenamtes in den örtlichen Gemeinschaf-
ten erschließen sich dadurch neue Potenziale hinsichtlich Nachwuchs- und Kompe-
tenzgewinnung. 
 
Für verlässliche Aussagen hinsichtlich des Anteils der Menschen mit Migrationshin-
tergrund in den Feuerwehren fehlen zurzeit aussagekräftigen Daten. In den offiziellen 
Statistiken auf Landes- bzw. Bundesebene werden Daten über ein Engagement in 
der Feuerwehr nicht erhoben. In Niedersachsen enthält der Jahresbericht über die 
Tätigkeit der Feuerwehr kein Erhebungsmerkmal zum Migrationshintergrund. Der 
Jahresbericht der Niedersächsischen Jugendfeuerwehr e.V. enthält das Merkmal 
deutsche bzw. ausländische Staatsangehörigkeit. Um einen unverhältnismäßig gro-
ßen Aufwand bei der Datenerhebung vor Ort auszuschließen, sollte eine vereinfachte 
Definition des Merkmals Migrationshintergrund angewendet werden.  
 

3.4.5.1. Konzepte und Maßnahmen zur Integration 
 
Auf örtlicher Ebene kommt insbesondere den Freiwilligen Feuerwehren neben der 
eigentlichen Aufgabenerfüllung auch eine herausgehobene Bedeutung hinsichtlich 
des bürgerschaftlichen Engagements und der örtlichen Gemeinschaft zu. Diese be-
sondere Position ist als Chance und Verpflichtung zu sehen. Sowohl unter integrati-
onspolitischen Aspekten als auch als Teil der Maßnahmen zur Sicherstellung des 
Brandschutzes ergeben sich aus einer stärkeren interkulturellen Öffnung der Feuer-
wehren Potenziale für beide Seiten: 
 

 Ein Engagement von mehr Menschen mit Migrationshintergrund in 
den Feuerwehren trägt zu einer besseren gesellschaftlichen Integrati-
on vor Ort bei. 
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 Die Feuerwehren erschließen sich durch eine weitere Öffnung Nach-
wuchskräfte, die bisher keinen Zugang gefunden haben. 

 
Innerhalb dieses Prozesses kommen auf das Land, die Kommunen mit ihren Feuer-
wehren sowie den Landesfeuerwehrverband Niedersachsen e.V. und die Jugendfeu-
erwehr Niedersachsen e.V. ihrer Funktion entsprechend jeweils spezifische Aufga-
ben zu. 
 
Durch die Umsetzung von nach Zielgruppen differenzierten Maßnahmen im Bereich 
der Kommunikation und Organisationsentwicklung sind eher mittel- bis langfristige, 
dann aber nachhaltige Wirkungen zu erwarten. Ein entsprechendes Wirkungsmonito-
ring ist zu etablieren. Die Förderung der Integration im Bereich der Feuerwehren ist 
ein bidirektionaler Prozess. 
 

 Innerhalb der verschiedenen Migrantengruppen müssen zunächst In-
formationsdefizite vermindert und vertrauensbildende sowie Engage-
ment fördernde Maßnahmen umgesetzt werden. Hierzu ist eine ziel-
gruppengerechte und kultursensible Öffentlichkeitsarbeit notwendig. 

 Die Feuerwehren müssen sich besonders auf institutioneller und per-
soneller Ebene verstärkt interkulturell öffnen. Hierzu sind die gesell-
schaftlichen sowie organisationsspezifischen Aspekte landesweit zu 
thematisieren. Die Führungskräfte haben in diesem Prozess eine we-
sentliche Funktion. Ihre Sensibilisierung ist hierbei von besonderer 
Bedeutung, damit sie die ihnen zukommende Multiplikatorenrolle effi-
zient wahrnehmen können. Zudem müssen sich die Feuerwehren in 
örtliche Netzwerke der Jugend- und Integrationsberatungsarbeit ein-
bringen und diese stärker nutzen. 

 
Für die Umsetzung dieser Prozesse bedarf es bei den Funktionsträgern in den Feu-
erwehren interkultureller Kompetenz sowie darüber hinausgehender Unterstützung 
durch die Landesebene (z.B. Ministerium, Landesfeuerwehrverband etc.). Hierzu 
sind Schulungsseminare zu organisieren und deren Durchführung zu verstetigen so-
wie notwendige Handreichungen für den Umgang mit Diversivität bereit zu stellen. 
Die Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen kann unter das Motto „Information – 
Kommunikation – Motivation“ gestellt werden. 
 
Im weiteren Verlauf ist eine Unterteilung in Module sinnvoll, um den verschiedenen 
Strukturen und Aufgaben gerecht zu werden. 
 

 Die Bereiche der Berufs- und Werkfeuerwehren bilden dabei ein ei-
genes Modul. Aufgrund der im Verhältnis zu den Freiwilligen Feuer-
wehren geringen Zahl der Beschäftigten wird der Schwerpunkt in der 
Nachwuchswerbung liegen. 

 Für die Freiwilligen Feuerwehren sollten auf Landesebene 
o grundlegende Informationsmedien erstellt sowie 
o Fortbildungsangebote zu interkulturellen Öffnungsprozessen 

und zur interkulturellen Kompetenz entwickelt werden. 
 Für die Führungskräfte in den Feuerwehren sind Handreichungen zu 

erstellen, die ihre Maßnahmen auf örtlicher Ebene anleiten und unter-
stützen. 

 Auf örtlicher Ebene können die Feuerwehren die Angebote des Lan-
des nutzen und proaktiv unter Einbindung von vorhandenen Netzwer-
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ken umsetzen. Den Führungskräften kommt dabei die Aufgabe zu, 
Wissen und Akzeptanz auf örtlicher Ebene zu stärken. Der Einsatz 
von Fachberatern Integration zumindest auf Kreisebene wird empfoh-
len. 

 
Bei diesen Maßnahmen kann auf die bereits vorhandenen Erfahrungen aus dem Pro-
jekt des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport und der Niedersäch-
sischen Jugendfeuerwehr e.V. zurückgegriffen werden. 
Ziele der Maßnahmen sind, 
 

 die Eltern der Migrantenjugendlichen kultursensibel über die Feuer-
wehren zu informieren, 

 Migrantenjugendliche anzusprechen, um Interesse für ein Engage-
ment in den Feuerwehren zu wecken, sowie 

 die Feuerwehren mit ihren Jugendabteilungen interkulturell zu öffnen, 
 
damit die Migrantenjugendlichen in die Strukturen der Feuerwehren und des bürger-
schaftlichen Engagements hineinwachsen. 
 
Die Spätaussiedler, die über das Grenzdurchgangslager Friedland nach Niedersach-
sen kommen, sollten in den Integrationskursen Grundinformationen über das Feuer-
wehrwesen und dessen Bedeutung erhalten. Auch wenn nur ein Teil der Teilnehmer 
in Niedersachsen verbleiben wird, weil nach Absprache zwischen den Bundeslän-
dern ein Teil der Teilnehmer nach Bayern bzw. Rheinland-Pfalz abgegeben wird, bie-
tet sich durch die ähnlichen Strukturen und Probleme in diesen Bundesländern die-
ses Vorgehen an. In örtlichen Integrationskursen sind diese Grundinformationen 
durch lokale Informationen über Ansprechpartner und Feuerwehrorganisation auszu-
bauen. 
 

Hinweis des Gegen die in der Arbeitsgruppe Integration vorgeschlagenen  
niedersäch- Maßnahmen werden keine grundlegenden Bedenken erhoben, 
sischen Städte-  wenn sichergestellt ist, dass es sich hierbei lediglich um 
tages  Hinweise bzw. Handreichungen handelt, die keinen empfehlen-

den bzw. verbindlichen Charakter für die kommunalen Träger 
des Brandschutzes haben.  
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3.4.6 Handlungsfeld 6: Öffentlichkeitsarbeit 
 
Die Feuerwehr genießt mit 93% das höchste Vertrauen als Dienstleister in der Deut-
schen Bevölkerung (GfK 2008, Readers Digest 2009). Aber der Wert und das Anse-
hen der Freiwilligen Feuerwehren sind in der Bevölkerung nicht mehr ausreichend 
nachhaltig verankert. Die Freiwilligen Feuerwehren stellen zu wenig von innen her-
aus dar. Es gibt offensichtlich neben den traditionellen Gründen zu wenig Anreize, 
warum eine Bürgerin oder ein Bürger Mitglied bei der Freiwilligen Feuerwehr werden 
möchte und warum Arbeitgeber die Freistellung vom Dienst akzeptieren sollten. Alle 
Handlungsfelder benötigen eine offensive lokale Kommunikation mit zentraler Bot-
schaft und Steuerung. 
 
Eine zentrale Frage der Öffentlichkeitsarbeit stellt die Art und Weise der Gewinnung 
von Nachwuchs dar. Hier sind verschiedene Gruppen anzusprechen, die einen un-
terschiedlichen Informationsbedarf haben. Auch die Art und Weise der Ansprache 
und der jeweilige Medieneinsatz müssen professionell auf die Zielgruppe ausgerich-
tet sein. Ergänzt werden sollte dies durch zentrale und örtliche Maßnahmen, die auf-
einander abgestimmt sind, bzw. aufeinander aufbauen. Besonders im Fokus steht 
die Nachwuchsgewinnung für die Kinder- und Jugendfeuerwehren, und auch aktive 
Mitglieder für den Einsatzdienst. Die Belange von Mitbürgern verschiedenen Ge-
schlechts und Altersklassen sowie mit Migrationshintergrund und sonstige für die 
Feuerwehr attraktive Personengruppen (Akademiker, Quereinsteiger) werden dabei 
mit berücksichtigt. 
 

3.4.6.1 Maßnahme 
 
Das Konzept sieht eine zentrale Imagekampagne und flankierende Einzelmaßnah-
men vor. Zentrale Kommunikationsplattform, um lokal überall präsent zu sein und 
dennoch eine zentrale Steuerung zu ermöglichen, einfachen Zugriff durch die Bevöl-
kerung zu ermöglichen und hochaktuell mit einfachen Mitteln zu bleiben, wird das 
Internet sein. 
Der Schwerpunkt ist das Internet mit einem professionell gestalteten Internetauftritt. 
Hier bietet sich zum einen die Möglichkeit eine zentrale Botschaft als Leitmotiv für die 
niedersächsischen Feuerwehren zu vermitteln. Zum anderen können verschiedene 
Hilfestellungen angeboten werden, die die Ortsfeuerwehren bei der Öffentlichkeitsar-
beit unterstützen. 
 

 Web TV mit aktuellen Berichten 
 „mobile Solutions“, als moderne Plattform zur Kommunikation zwi-

schen Internet und Handy. Dieses Portal sichert überall und jederzeit 
den Zugriff auf Informationen der Feuerwehr und erlaubt einen höchst 
aktuellen Dialog mit dem Nutzer. 

 Darstellungsoption für jede Ortsfeuerwehr, 
 Web to Print Funktionalität zur schnellen, individuellen Erstellung von 

Handreichungen für Veranstaltungen der Feuerwehren mit vorbereite-
ten Inhalten 

 Mitglieder- / Interessentenkontaktprogramm, ermöglicht allen freiwilli-
gen Feuerwehren Zugriff auf ein professionelles System, um Mitglie-
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der und Interessenten verwalten zu können. So können Interessenten 
mittels regelmäßiger Kontaktaufnahme (Einladungen, Newsletter, 
Mailing, Zeitschrift,…) kontinuierlich informiert und für eine Mitglied-
schaft begeistert werden. 

 
Aufmerksamkeit erhält die Website durch zentrale Plakat-/ Anzeigenkampagnen und 
/oder Video- / Radiospots. Diese werden unter einem einheitlichen Design gestaltet 
und transportieren die Anliegen der Feuerwehen und lenken die Kommunikation auf 
das Internet. 
 

3.4.6.2 Imagekampagne 
 
Ziel der Imagekampagne ist es, über den vielfältigen Einsatz der Feuerwehren auf-
zuklären. Denn die Feuerwehren sind mehr als nur „Feuerlöscher“. Damit soll in der 
Außenwirkung erreicht werden: 
 

 Information über die Tätigkeitsbereiche 
 positiven Imageausbau 
 Steigerung der Attraktivität 
 Bewusstseinsschärfung 
 Steigerung der Akzeptanz 
 Erhöhung der Glaubwürdigkeit 
 Schaffung einer Plattform als Basis für weitere Einzelmaßnahmen 

 
Die Innenwirkung der Imagekampagne soll die Erhöhung der Motivation der Feuer-
wehrangehörigen und die Verbesserung der Identifikation mit der eigenen Feuerwehr 
erreichen. 
 
Durch eine professionelle Marketingfirma wird die inhaltliche Gestaltung der Kam-
pagne erstellt. Im Sinne eines corporate Designs und dem damit verbundenen hohen 
Wiedererkennungseffekt werden Gestaltungsvorschläge entwickelt. 
 
Als Leitmotiv und Versprechen sind die Werte 

• Glaubwürdigkeit 
• Präsenz 
• Transparenz 
• Teamfähigkeit 
• Kompetenz 
• Tatkraft und 
• Mut der Feuerwehren zu transportieren. 

3.4.6.3 Flankierende Einzelkampagnen 
 
Ziel der Einzelkampagnen ist es, in bestimmten Themen Schwerpunkte zu setzen. 
Dies können sein: 
 

 Förderung des Ehrenamtes 
 Nachwuchsgewinnung 
 Integration von Menschen mit Migrationshintergrund  
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3.4.6.4. WebTV 
 
Das so genannte WebTV – eine Art „Tageschau“  mit einem eigenen Anchorman 
gibt den PR-Auftritten der Feuerwehr Schnelligkeit und Aktualität: Und wie aktuell die 
Feuerwehr ist und sein kann, das zeigt diese Website mit dem WebTV, natürlich 
auch zum Downloaden. 
 
Um voyeuristisches Filmen und Fernsehen zu vermeiden, wird ein Leitfaden erstellt, 
der Hilfestellung gibt, was, wie und wann, mit welcher Priorität zu filmen und zu ver-
öffentlichen ist.  
Eine Zensur findet nicht statt, denn die Kommunikation soll transparent und offen 
sein. Rechts- und sittenwidrige Inhalte werden vom Webadministrator selbstver-
ständlich gesperrt. 
 

3.4.6.5. lokale Kommunikation 
 
Die breite Basis der Kommunikation benötigt einen lokalen Bezug. Es wird für jede 
Ortsfeuerwehr die Möglichkeit geben, sich unter dem Dach des gemeinsamen Inter-
netauftritts darstellen zu können. Dies wird als technische Realisierung in Form eines 
Templates der Fall sein. Jede Ortsfeuerwehr erhält eine Zugangsberechtigung für 
ihren Internetbereich. Dort können und sollen individuelle Texte, Berichte, Bilder, 
Filme, Reportagen, Zeitungsausschnitte, Verlinkungen, Einladungen, Blogs, etc. 
stattfinden. 
 
Dabei bleibt, im Rahmen des vorgegebenen Corporate Design im Internet-
Templates, die so wichtige Individualität der Ortsfeuerwehren, pro Gemeinde erhal-
ten. 
 

3.4.6.6. Finanzierung der Öffentlichkeitsarbeit 
 
Die niedersächsischen Feuerwehren brauchen einen Finanzpartner, um die zentrale 
Herausforderung, -Nachwuchsgewinnung vor dem Hintergrund des demografischen 
Wandels- durch eine professionelle Öffentlichkeitsarbeit lösen zu können. 
 
Dieser Partner muss auf Niedersachsen begrenzt und idealer weise lokal verwurzelt 
sein. Bei der Suche nach einem idealen Partner müssen hinsichtlich Verbreitungs-
grad, Bekanntheitsgrad, Identifizierung mit den Zielen und Vertrauen in der Bevölke-
rung, Gemeinsamkeiten mit den Feuerwehren vorhanden sein. 
 
Bei der VGH findet man die idealen Vorraussetzungen für eine konstruktive Partner-
schaft. Die VGH ist „Heimat“ der Landschaftlichen Brandkasse Hannover, die 1850 
aus der Brand-Assecurations-Sozietät von 1750 hervorgegangen ist. Mit viel Traditi-
on und Nähe agiert sie selbstständig und flächendeckend in Niedersachsen. Die 
Versicherungsgruppe Hannover zeichnet sich durch eine hohe Affinität zur Feuer-
wehr in Niedersachsen aus. Durch ihre Brandschutzmobile leistet die VGH landes-
weit Aufklärungsarbeit, um Schaden zu verhüten, Gefahren abzuwenden und Men-
schen zu sensibilisieren. Bei der Koordinierungsstelle Brandschutzerziehung finden 
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landesweit 1.500 Brandschutzerzieher eine Anlaufstelle und erhalten hilfreiche Mate-
rialien für ihre tägliche Arbeit. 
 
Seitens der VGH wurde die Bereitschaft erklärt, die Ziele der Feuerwehren Nieder-
sachsens als Partner ideell und materiell zu unterstützen.  
 
Durch das Land ist eine professionelle PR und Marketingfirma zu beauftragen, ein 
Leitmotiv als Grundphilosophie und Versprechen zugleich zu entwickeln und ein ent-
sprechendes Umsetzungskonzept zu erarbeiten.  
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4. Umsetzungskonzept zur Sicherung des Brandschutzes 
in Niedersachsen 
 

4.1. Novellierung des Brandschutzgesetzes 
 
Das NBrandSchG vom 8. März 1978  ist durch eine Reihe von Anpassungen –zuletzt 
Ende 2009 – ständig aktualisiert worden. Seit in Kraft treten des NBrandSchG sind 
nunmehr 32 Jahre vergangen. In diesem Zeitraum sind weitreichende technische und 
gesellschaftliche Entwicklungen mit einer tiefgreifenden Umgestaltung aller Lebens- 
und Arbeitsverhältnisse einhergegangen. Wird der demografische Wandel frühzeitig 
aktiv gestaltet, dann ergeben sich größere Handlungsspielräume und mehr Optionen. 
Frühes Handeln setzt systematisch erarbeitete Zukunftsinformationen voraus. Die 
herausgehobene Bedeutung des Niedersächsischen Brandschutzes mit den gefah-
rengeneigten Tätigkeiten der Feuerwehrangehörigen bedarf einer besonderen Wert-
schätzung und einer Strategie zur dauerhaften Sicherung. Die ehrenamtliche Mitwir-
kung einer großen Zahl von Helferinnen und Helfern ist für den Brand- und Katastro-
phenschutz in Niedersachsen von zentraler Bedeutung. Mit Blick darauf ist insbeson-
dere das Ehrenamt im Brand- und Katastrophenschutz nachhaltig zu fördern und 
damit die Basis für eine dauerhafte Sicherung und eine zukunftsorientierte Weiter-
entwicklung unseres Hilfeleistungssystems zu schaffen. Zur nachhaltigen Sicherung 
des niedersächsischen Brandschutzes sind daher die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen den aktuellen und zukünftigen Verhältnissen anzupassen. Starre Vorgaben 
müssen durch Rahmenvorgaben und flexible Lösungen ersetzt werden. Hierbei sind 
die individuellen Verhältnisse der örtlichen Strukturen genauso zu berücksichtigen 
wie die regionalen Unterschiede. Aus den einzelnen Handlungsfeldern lässt sich aku-
ter Änderungsbedarf für die Unvereinbarkeit von Haupt- und nebenberuflichen Funk-
tionen (§7 (2)), die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren (Doppelmitgliedschaft,) 
(§11 (2) und die Kinderfeuerwehren (§11 (3)) ableiten, so dass eine Novellierung des 
NBrandSchG erforderlich ist.  
 
Empfehlung: Das NBrandSchG soll kurzfristig in gemeinsamer Abstimmung mit den 
Beteiligten  den geänderten gesellschaftlichen Lebens- und Arbeitsverhältnissen an-
gepasst werden und den rechtlichen Rahmen zur Sicherstellung des niedersächsi-
schen Brandschutzes vor dem Hintergrund des demografischen Wandels bilden. 
 
 
 
 

4.2. Sicherung der Finanzierung des Brandschutzes 
 
Die zweckgebundenen Zuweisungen aus dem Aufkommen der Feuerschutzsteuer an 
die Kommunen sind wesentlicher Bestandteil der Finanzierung dieser Pflichtaufgabe 
im eigenen Wirkungskreis. Deren effiziente Erfüllung dient dem Schutz aller Bürge-
rinnen und Bürger. Das Konzept zur finanziellen Förderung des Brandschutzes sieht 
eine Aufteilung der Mittel aus der Feuerschutzsteuer zwischen den Kommunen und 
dem Land vor. Der kommunale Anteil beträgt dabei 75%, der des Landes 25%. Die 
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Verteilung des 75%-igen kommunalen Anteils erfolgt schlüsselmäßig nach der Ein-
wohnerzahl, der Anzahl der Ortsfeuerwehren und der Fläche. 
 
Durch das neu gefasste Feuerschutzsteuergesetz, geändert durch Art. 12 des Be-
gleitgesetzes zur Föderalismusreform vom 10.08.2009 – BGBl. I S. 2702 – sollen 
spürbare Auswirkungen auf das Feuerschutzsteueraufkommen erzielt werden: 

• Das Aufkommen soll zur Sicherung der Finanzierung der Brandschutzaufga-
ben in den Ländern auf einem deutlich erhöhten Niveau verstetigt werden. 

• Die Steuersätze werden verändert; im Ergebnis soll ein um 25 % höheres 
Steueraufkommen ab 2011 entstehen. 

• Die Verwaltungszuständigkeit geht auf die Bundessteuerverwaltung über. 
• Die Verteilung des Steueraufkommens auf die Länder erfolgt ab 01.07.2010 

durch monatliche Zahlungen auf der Grundlage des Länderanteils am Ge-
samtaufkommen (deutliche Verringerung der Ausgleichsbeträge und des Ver-
waltungsaufwands im Zerlegungsverfahren). 

 
Abschätzung der verfügbaren FSchSt-Einnahmen 2011 ff 
 
Das bundesweite Feuerschutzsteueraufkommen ist nach den Erfahrungen der letz-
ten Jahre relativ konstant und schwankt um einen Betrag von 320 Mio. €. Das im 
Jahr 2011 verfügbare Steueraufkommen (Erhebungsmonate Dezember 2010 bis No-
vember 2011) lässt sich wie folgt abschätzen (Basis: von MF mitgeteilte Ist-Werte für 
das Steuerjahr 2009): 
 
FSchSt-Aufkommen bundesweit (Ist 2009) 323,0Mio. € 
FSchSt-Aufkommen 2010 (geschätzt, 2011 = 2009 + 25 %) 403,8 Mio. € 
Anteil Niedersachsen (9,8226 %, wie 2008)   39,7 Mio. €. 
 
Planungsgrundlage für den Haushalt (HPE 2011)   34,0 Mio. € 
voraussichtliche Mehreinnahmen +  5,7 Mio. € 
 
 
Empfehlung:  
 
Die alleinige Verwendung der Feuerschutzsteuer für Zwecke des Brandschutzes ist 
aufrechtzuerhalten.  
 
 

4.3. Niedersächsische Akademie für Brand- und Katastrophen-
schutz  
 
Egal ob in Niedersachsen in 3.362 Orts- und Gemeindefeuerwehren mit ihren 1.947 
Jugendabteilungen im Bereich der Freiwilligen Feuerwehren, in 3 Hauptberuflichen 
Wachbereitschaften der Freiwilligen Feuerwehren, in 10 Berufsfeuerwehren oder in 
102 Werkfeuerwehren die Feuerwehrangehörigen ihre Aufgabe ehrenamtlich, ne-
benberuflich oder hauptberuflich versehen: Die Qualität ihrer Arbeit ist hoch und sie 
haben den Anspruch auf eine entsprechende Ausbildung!  
Eine Antwort auf die Auswirkungen des demografischen Wandels in Bezug auf die 
Sicherstellung des Brandschutzes und der Hilfeleistung im zweitgrößten Flächenland 
der Bundesrepublik kann nur lauten, dass u.a. durch eine ganzheitliche, praxis- und 
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zukunftsorientierte Ausbildung die Motivation des Einzelnen gestärkt wird, sich nach 
dem traditionellen Motto der Feuerwehren der Sache zu widmen:  
„Gott zur Ehr´ – dem Nächsten zur Wehr“  
Dabei gilt es,  

• die Lehrgangskapazitäten dem aktuellen und zukünftig zu erwartenden Bedarf der 
Träger des Brandschutzes anzupassen, 

• neben der reinen funktionsbezogenen Ausbildung das Schulungsangebot durch 
eine ganzheitliche Ausbildung zu erweitern,  

• mit einem modernen Trainingsangebot die Verbindung zwischen Theorie und 
Praxis zu schaffen,  

• die Lehrgangsplatzkapazitäten der zentralen Ausbildungsstätten dem aktuellen 
und zukünftig zu erwartenden Bedarf anzupassen,  

• im Rahmen der Ausbildung den Anforderungen des Alltags Rechnung zu tragen, 
indem 58% aller Feuerwehreinsätze dem Bereich der Technischen Hilfeleistung 
und nur 21% der Brandbekämpfung zuzuordnen sind,  

• wie bisher die Führungsausbildung an zentralen Stätten zu bündeln und  
• den Bedarf an Fortbildung zu decken.  

 
Die traditionellen Schulstandorte in Celle und Loy sind im Sinne einer ganzheitlichen, 
praxis- und zukunftsorientierten Feuerwehraus- und fortbildung zu einer  Niedersäch-
sischen Akademie für Brand- und Katastrophenschutz (NABK) weiterzuentwickeln. 
Der Katastrophenschutz obliegt gem. §2 (1) NKatSG als Aufgabe des übertragenen 
Wirkungskreises den Landkreisen und kreisfreien Städten (Katastrophenschutzbe-
hörden). Die Kostenträger des Katastrophenschutzes sind im § 31 NKatSG festge-
legt, so dass die Finanzierung der genannten Maßnahmen für den Katastrophen-
schutz unter diesem Vorbehalt steht. 
 

Zitat: „Willst du für ein Jahr vorausplanen, so baue Reis. Willst du für ein Jahr-
zehnt vorausplanen, so pflanze Bäume. Willst du für ein Jahrhundert planen, so 
bilde Menschen.  
(von Tschuang-Tse, 4. Jh. v. Chr.)“  

 
Die Basisausbildung der Feuerwehrangehörigen aus den Freiwilligen Feuerwehren, 
Berufsfeuerwehren und Werkfeuerwehren erfolgt zunächst vor Ort. Die darüber hin-
aus gehende Aus- und Fortbildung sowohl im Bereich der Führungs- als auch der 
technischen Schulung erfolgt an den zentralen Ausbildungsstätten des Landes in 
Celle und Loy und sichert die umfassende Handlungskompetenz im Brand- und Ka-
tastrophenschutz unserer Feuerwehren. Das Lehrgangsprogramm ist modular struk-
turiert und baut aufeinander auf, so dass die Lehrgangsteilnehmerinnen und -
teilnehmer aus den verschiedenen Feuerwehren funktionsbezogen (d.h. in Abhän-
gigkeit der Funktion innerhalb ihrer Wehr) ausgebildet werden. Um dem gestiegenen 
Bedarf der Träger des Brandschutzes in diesem Bereich decken und den gesetzli-
chen Auftrag des Landes erfüllen zu können, gilt es, unter Beibehaltung des bisheri-
gen Ausbildungsangebots, die Lehrgangskapazität zu erhöhen.  
 
Die strategische Entwicklung der Aus- und Fortbildung und deren permanente, pra-
xisorientierte Anpassung zur Nachwuchssicherung der niedersächsischen Feuerweh-
ren stellt darüber hinaus die zentrale Herausforderung dar. Die dabei von allen zu 
beachtenden gesellschaftlichen Einflussfaktoren sind:  
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• demografischer Wandel,  
• ständiger Wandel im Arbeitsleben,  
• zunehmende Technisierung,  
• höhere Einsatzbelastungen,  
• steigende Anzahl von Naturkatastrophen,  
• steigende Gefahr von terroristischen Bedrohungen,  
• neue Methoden, Verfahren und Inhalte,  
• hohe Anforderungen an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von morgen.  

 
Mit der bewährten Ausbildungsphilosophie – Nähe zu den Feuerwehren – hoher rea-
litätsnaher Praxisanteil – würde eine Niedersächsische Akademie für Brand- und Ka-
tastrophenschutz (NABK) eine moderne innovative Lösung darstellen. Mit ihr wäre es 
möglich, den benannten Herausforderungen effizient und qualifiziert zu begegnen.  
 
Zur Orientierung, Motivation und weiteren Qualitätsverbesserung braucht das Feuer-
wehr- und Katastrophenschutzwesen in Niedersachsen ein Leuchtturmprojekt, das 
den Weg zur nachhaltigen Sicherung des niedersächsischen Brandschutzes auf ho-
hem Leistungsniveau weist. Die zeitnahe Realisierung einer modernen und innovati-
ven „Niedersächsischen Akademie für Brand- und Katastrophenschutz“ ist eine Säule 
zur Sicherstellung des Brandschutzes in Niedersachsen. Sie stellt in der strategi-
schen Ausrichtung „Sicheres Niedersachsen 2020“ einen wesentlichen Baustein für 
den Brandschutz dar. 
 
 
Empfehlung: Realisierung einer Niedersächsischen Akademie für Brand und Katast-
rophenschutz. 
 
 

4.4. Evaluation / Qualitätsmanagement 
 
Der Prozess der Umsetzung und Realisierung dieser strategischen Ziele wird im We-
sentlichen über ein umfassendes Qualitätsmanagement gesteuert, das zum Aufbau, 
zur Sicherung und zur Fortentwicklung moderne Instrumente benötigt. Mit Berichts-
pflichten, Zielvereinbarungen, Controlling-, Budget- und Evaluationsinstrumenten 
kann der Zielerreichungsgrad bewertet werden. 
 
Politik und Verwaltungsführung steuern die Feuerwehr durch Vorgabe von Leistungs- 
und Finanzzielen und tragen hierfür die Verantwortung. Die Feuerwehr sorgt dafür, 
dass diese Vorgaben auch tatsächlich erreicht werden und hat dies zu verantworten. 
Ein begleitendes Controlling umfasst die regelmäßige Information über die Entwick-
lungen im Umfeld, im Einsatz aufgetretene oder zu erwartende Abweichungen von 
den Vorgaben sowie Vorschläge, wie steuernd eingegriffen werden kann.   
 
Das Leitbild zur Sicherung des niedersächsischen Brandschutzes vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels beschreibt das strategische Ziel für die Zukunft. 
Die spezifischen Maßnahmen in den präzise beschriebenen Handlungsfeldern liefern 
Optionen zur erfolgreichen Umsetzung der Strategie. Ein strukturiertes Qualitätsma-
nagement stellt für ein effizientes Brandschutzsystem eine Methode dar, die zum ei-
nen den aktuellen Stand der Wissenschaft und Technik umsetzt und zum anderen 
die zur Verfügung stehenden personellen, materiellen und finanziellen Ressourcen 
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optimal einsetzt. Qualitätsmanagement darf nicht nur von der Einsicht der handeln-
den Personen abhängen, sondern ist vielmehr für die Sicherstellung eines flächen-
deckenden, bedarfsgerechten und fachgerechten Brandschutzes in Niedersachsen 
hilfreich.  
Eine entscheidende Aufgabe des Qualitätsmanagements ist – neben der Optimie-
rung von Strukturen und Prozessen auf lokaler und regionaler Ebene – der überregi-
onale Vergleich. Nur so lässt sich erkennen, ob die lokalen Gegebenheiten an den 
landesweit formulierten „aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik“ anknüpfen.  
 
Unabdingbare Voraussetzung für ein sinnvolles Qualitätsmanagement ist eine lan-
desweite Dokumentation. Hierfür sind eine landesweite einheitliche Datenerfassung 
sowie der Aufbau einer Referenzdatenbank als landesweite Leistungsstatistik mit 
Vorgabe von Zielbereichen notwendig. 
Mit der Einsatzerfassungssoftware „Feuerwehr direkt“ besteht ein Instrument, das 
diese Erfassung erstellen kann. Eine wesentliche Voraussetzung bei der Entwicklung 
eines Feuerwehrinformationssystems ist es, keinen administrativen Mehraufwand, 
z.B. durch Doppelerfassungen, entstehen zu lassen. Ziel muss es vielmehr sein, 
dass vorhandene Informationen aus Fachverfahren über automatisierte Schnittstellen 
bereitgestellt werden. Eine nachträgliche Eingabe von Daten sollte weitgehend ent-
fallen. Hierbei wäre nur rein statistisches Zahlenmaterial zur Datenerfassung rele-
vant. Somit werden die datenschutzrechtlichen Bestimmungen für personenbezoge-
ne Daten beachtet und nicht berührt. 
 
Das Hauptkriterium bei der Bestimmung der geeigneten Kennzahl ist die Fähigkeit 
der entsprechenden Kennzahl, die Zielerreichung schlüssig und vollständig darzu-
stellen. Kennzahlen dienen dazu, strategische Ziele klar und unmissverständlich 
auszudrücken sowie die Entwicklung der Zielerreichung verfolgen zu können. Über 
das Messen von strategischen Zielen sollen die Ergebnisse der eingeleiteten Maß-
nahmen zur Sicherstellung des niedersächsischen Brandschutzes vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels operationalisiert werden.  
 
Empfehlung: Der Prozess der Umsetzung und Realisierung dieser strategischen 
Ziele wird im Wesentlichen über ein umfassendes Qualitätsmanagement gesteuert, 
das zum Aufbau, zur Sicherung und zur Fortentwicklung moderne Instrumente benö-
tigt.  
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4.5 Fazit 
 
Mit diesem Leitbild zur Sicherung des Brandschutzes in Niedersachsen vor dem Hin-
tergrund des demografischen Wandels sind die Maßnahmen, Hinweise und Empfeh-
lungen hinterlegt worden, die unter Berücksichtigung von gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und technischen Entwicklungen sowie der Erwartungen der Bürgerinnen 
und Bürger, der Landesregierung und des Parlaments kontinuierlich überprüft und 
fortgeschrieben werden können.  
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Anlagen 
 

A1 Dokumentation der Projektarbeit 
 
Projektstruktur 
 

 
Für die Projektarbeit wurden 5 Arbeitgruppen eingerichtet.  

 
 
In jeder Arbeitsgruppe wirkten Vertreter der verschiedensten Institutionen und Inte-
ressengruppen mit. 
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Beteiligte: 
 
 

Arbeitsgruppe Grundlagen 
 

 Herr Dr. Kielhorn (MI, Arbeitsgruppenleitung) 

 Herr Adler (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 

 Herr Alldinger (Kreisbrandmeister Landkreis Gifhorn) 

 Herr Banse (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 

 Herr Grothe (Kreisbrandmeister Landkreis Schaumburg) 

 Herr Schwarz (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 

 Herr Sicks (Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuer-

wehren in Niedersachsen) 

 

 Die kommunalen Spitzenverbände - Niedersächsischer Städ-

tetag, Niedersächsischer Landkreistag und Niedersächsi-

scher Städte- und Gemeindebund - wurden informell einge-

bunden. 

 
 

Arbeitsgruppe Schutzziele 
 

 Herr Günter (MI, Arbeitsgruppenleitung) 

 Herr Beese (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 

 Herr Bothe (Niedersächsischer Städtetag) 

 Herr Ernst (Niedersächsischer Städte- und Gemeindebund) 

 Herr Hindahl (MI, Kommunalaufsicht) 

 Herr Keitel (Regionsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 

 Herr Knabenschuh (Polizeidirektion Osnabrück, Dezernat 23) 

 Herr Kröhl (KOMBA Niedersachsen) 

 Herr Mann (KOMBA Niedersachsen) 

 Herr Moravec (LFS Celle) 

 Herr Nienstedt (KFV Duderstadt-Eichsfeld) 

 Herr Prell (Kreisbrandmeister, KFV Osnabrück) 

 Herr Schwarz (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 
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 Herr Stalinski (Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufs-

feuerwehren in Niedersachsen) 

 Herr Vogt (Landesgruppe Werkfeuerwehren im LFV Nieder-

sachsen) 

 Herr von Hausen (Stadtbrandmeister, StFV Wolfsburg) 

 Herr Ziaja (KOMBA Niedersachsen) 

 
 

Arbeitsgruppe Nachwuchsgewinnung 
 

 Herr Thies (Polizeidirektion Hannover, Arbeitsgruppenleitung) 

 Herr Busch (Landesgruppe Werkfeuerwehren im LFV Nie-

dersachsen) 

 Herr Busch (Polizeidirektion Hannover) 

 Frau Driefert (Landesbetrieb für Statistik und Kommunikati-

onstechnologie Niedersachsen) 

 Herr Eggers (Landesjugendfeuerwehrwart ,Nds. Jugendfeu-

erwehr e.V.) 

 Herr Ernst (zeitw.) (Niedersächsischer Städte- und Gemein-

debund) 

 Herr Homann (Region Hannover, Regionsjugendfeuerwehr) 

 Herr Peper (Landesbetrieb für Statistik und Kommunikations-

technologie Niedersachsen) 

 Herr Schiller (Polizeidirektion Hannover) 

 Herr Schlagowski (Stadt Lüneburg) 

 Herr Schulz (Landkreis Lüchow-Dannenberg) 

 Herr Schwarzer (zeitw.) (Niedersächsischer Landkreistag) 

 Herr Stieler (KOMBA Niedersachsen) 

 Herr Vogt (Landesgruppe Werkfeuerwehren im LFV Nieder-

sachsen) 

 Frau von Behr (LFS Celle) 

 Frau Wagner (Landkreis Lüchow-Dannenberg) 

 Herr Wittig (KOMBA Niedersachsen) 

 Herr Zerbe (zeitw.) (Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Be-

rufsfeuerwehren in Niedersachsen) 
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Arbeitsgruppe Förderung des Ehrenamtes 
 
 

 Herr Prellberg (LFS Loy, (Arbeitsgruppenleitung)) 

 Herr Blohm (Industrie- und Handelskammer Oldenburg) 

 Herr Ernst (Niedersächsischer Städte- und Gemeindebund) 

 Herr Even (Leiter Werkfeuerwehr Exxon Mobil Production 

Großenkneten) 

 Herr Eyhusen (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersach-

sen) 

 Frau Fahrenholz, stellv. Landesjugendfeuerwehrwartin 

 Herr Hermann (Niedersächsisches Ministerium für Soziales, 

Frauen, Familie, Gesundheit und Integration) 

 Frau Hoppe (FUK Niedersachsen) 

 Herr Junker (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 

 Herr Knabenschuh (Polizeidirektion Osnabrück) 

 Herr Lenz (Leiter HWB Emden) 

 Herr Röttger (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 

 Herr Schröder (Niedersächsischer Landkreistag) 

 Herr Schwarz (Regierungsbrandmeister, LFV Niedersachsen) 

 Herr Stahlmann (Ortsbrandmeister Holzminden) 

 Herr Wittschurky (FUK Niedersachsen) 

 
 

Arbeitsgruppe Integration 
 

 Herr Kropf (Polizeidirektion Lüneburg, Arbeitgruppenleitung) 

 Herr Bothe (Niedersächsischer Städtetag) 

 Herr Dinc (AWO Region Hannover) 

 Frau Driefert (Landesbetrieb für Statistik und Kommunikati-

onstechnologie Niedersachsen) 

 Herr Eggers (Landesjugendfeuerwehrwart ,Nds. Jugendfeu-

erwehr e.V.) 
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 Herr Fehling (LFV Niedersachsen) 

 Herr Jeitner (Niedersächsisches Ministerium für Inneres und 

Sport, Referat 51) 

 Frau Köchel (Leitstelle für Integration Landkreis Harburg) 

 Frau Ledins (PD Lüneburg) 

 Herr Leker (PD Lüneburg) 

 Herr Peper (Landesbetrieb für Statistik und Kommunikations-

technologie Niedersachsen) 

 Herr Schlagowski (Leitstelle für Integration Stadt Lüneburg) 

 Herr Schröder (Niedersächsischer Landkreistag) 

 Herr Schulz (Kreisbrandmeister Landkreis Lüchow-

Dannenberg, LFV Niedersachsen) 

 Herr Stieler (KOMBA Niedersachsen) 

 Frau von Behr (LFS Celle) 

 Frau Wagner (Landkreis Lüchow-Dannenberg) 

 Herr Wittig (KOMBA Niedersachsen) 

 Herr Zerbe (Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuer-

wehren Niedersachsen) 
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A2 Begriffe und Abkürzungen 
 
 
 
  
AAO Alarm- und Ausrückeordnung 

 
AGBF Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren 

 
AKNZ Bundesakademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zi-

vilschutz 
 

APVOFeu Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahnen 
des feuerwehrtechnischen Dienstes 
 

ASB Arbeiter Samariter Bund 
 

BF Berufsfeuerwehr 
 

DLRG Deutsche Lebensretttungsgesellschaft 
 

DRK Deutsches Rotes Kreuz 
 

FF Freiwillige Feuerwehr 
 

FUK Feuerwehrunfallkasse Niedersachsen 
 

FWDV Feuerwehrdienstvorschrift 
 

HWB Hauptberufliche Wachbereitschaft 
 

JF Jugendfeuerwehr 
 

JUH Johanniter Unfallhilfe 
 

JuLeiCa Jugendleiter Card 
 

KFV Kreisfeuerwehrverband 
 

KomSpV Kommunale Spitzenverbände 
 

LFS Landesfeuerwehrschule 
 

LFV Landesfeuerwehrverband Niedersachsen 
 

LSKN Landesamt für Statistik und Kommunikationstechnologie Nieder-
sachsen 
 

MHD Malteser Hilfsdienst 
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NBrandSchG Niedersächsisches Gesetz über den Brandschutz und die Hilfe-

leistung der Feuerwehren 
 

NLT Niedersächsischer Landkreistag 
 

NSGB Niedersächsischer Städte und Gemeindebund 
 

NST Niedersächsischer Städtetag 
 

O.R.B.I.T.-
Studie 

Entwicklung eines Systems zur Optimierten Rettung, Brandbe-
kämpfung mit integrierter technischer Hilfeleistung 
 

PD Polizeidirektion 
 

RBM Regierungsbrandmeister 
 

THW Technisches Hilfswerk 
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A3 Hinweise zur Durchführung der Brandschutzsbedarfsplanung in 
Niedersachsen 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 

Hinweise 
 

zur 
Durchführung der Brandschutzbedarfsplanung 

in Niedersachsen 
 
 
 
 
 
 

Hannover im   Juni 2010 
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An der Erarbeitung der Hinweise haben mitgewirkt: 
 
Burkhard  B e e s e,  Landesfeuerwehrverband Niedersachsen, 
Klaus  B o t h e,  Niedersächsischer Städtetag, 
Berthold  E r n s t,  Niedersächsischer Städte- und Gemeindebund, 
Ulf  G ü n t e r,  Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport, 
Helmut von  H a u s e n,  Landesfeuerwehrverband Niedersachsen, 
Lars  H i n d a h l,  Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport, 
Bernd  K e i t e l,  Landesfeuerwehrverband Niedersachsen, 
Tobias  K n a b e n s c h u h,  Polizeidirektion Osnabrück,  

Dezernat 23 – Brandschutz, 
Martin  K r ö h l,  KOMBA Gewerkschaft Niedersachsen, 
Martin  M a n n,  KOMBA Gewerkschaft Niedersachsen, 
Oliver  M o r a v e c,  Niedersächsische Landesfeuerwehrschulen, 
Marius  N i e n s t e d t,  Kreisfeuerwehrverband Duderstadt – Eichsfeld, 
Heiner  P r e l l,  Kreisfeuerwehr Osnabrück, 
Karl-Heinz  S c h w a r z,  Landesfeuerwehrverband Niedersachsen 
Thomas  S t a l i n s k i,  AGBF Niedersachsen, 
Joachim  V o g t,  Landesgruppe Werkfeuerwehren im Landesfeuerwehrverband 

Niedersachsen 
Thomas  Z i a j a,  KOMBA Gewerkschaft Niedersachsen. 
 
 
Der Inhalt der „Hinweise für die Erstellung von Brandschutzbedarfsplänen in Nieder-
sachsen“ stellt die Meinung und Empfehlung der Mitglieder der vorgenannten Perso-
nen dar. 
 
Eine inhaltliche Abstimmung mit den entsendenden Gremien hat noch nicht stattge-
funden. 
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Präambel 

Vertreter des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport, der Arbeitsge-
meinschaft der kommunalen Spitzenverbände und des Landesfeuerwehrverbandes 
Niedersachsen e. V. haben in einer Arbeitsgruppe im Rahmen der Erstellung eines 
Gesamtkonzeptes zur Sicherung des Brandschutzes in Niedersachsen unter beson-
derer Berücksichtigung des demografischen Wandels eine gemeinsame Empfehlung 
zur Durchführung der Brandschutzbedarfsplanung in Niedersachsen erarbeitet. 
 
Die Verfasser möchten mit dieser Empfehlung den Trägern des Brandschutzes und 
der Hilfeleistung eine fachlich fundierte, allgemein und einfach anwendbare Hilfestel-
lung für eine einheitliche Durchführung der Brandschutzbedarfsplanung ohne externe 
Hilfe in den Städten und Gemeinden Niedersachsens an die Hand gegeben. Die 
Brandschutzbedarfsplanung sollen Feuerwehren und Gemeinden gemeinsam und 
ohne fremde Hilfe z. B. durch Ingenieurbüros oder Wirtschaftsberatungsunternehmen 
durchführen können. Für eine Hilfestellung stehen im Übrigen die ehrenamtlichen 
Regierungsbrandmeisterinnen und Regierungsbrandmeister sowie die hauptberufli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Dezernate Brandschutz, Katastrophen-
schutz und zivile Verteidigung in den zuständigen Polizeidirektionen zur Verfügung. 
 
Die Brandschutzbedarfsplanung soll den Gemeinden und ihren Feuerwehren (Frei-
willige Feuerwehren und Berufsfeuerwehren) eine risikoabhängige bedarfsgerechte 
Planung bzw. Überprüfung ihrer Feuerwehrstrukturen ermöglichen. Die Möglichkeiten 
der interkommunalen Zusammenarbeit können und sollen bei der Planung berück-
sichtigt werden. 
 
Auf der Grundlage dieser Hinweise soll erreicht werden, dass in Niedersachsen ein 
möglichst auf gleichem Niveau liegender und vergleichbarer Sicherheitsstandard für 
den Brandschutz und die Hilfeleistung gewährleistet wird. Dieser Standard soll den 
durch die Gemeinden finanzierbaren Mindeststandard darstellen.  
 
Die Hinweise basieren auf den Kriterien, die 1998 erstmals in Deutschland als „Quali-
tätskriterien für die Bedarfsplanung von Feuerwehren in Städten“ der Arbeitsgemein-
schaft der Leiter der Berufsfeuerwehren in der Bundesrepublik Deutschland (AGBF-
Bund) beschrieben worden sind [1]. Diese Hinweise haben sich seitdem zu einer 
bundesweit anerkannten Regel der Technik entwickelt. Sie werden auch als AGBF-
Schutzziele bezeichnet. 
 
Die Schutzziele beinhalten jeweils die Festlegung 
 

• von zeitlichen Randbedingungen (Hilfsfrist),  
• von für den Einsatz benötigten Kräften (taktische Einheiten) und 
• des prozentualen Anteils der Fälle, in denen die zeitlichen Randbedingungen 

und die benötigten Kräfte eingehalten bzw. erreicht werden (Erreichungs-
grad). 

 
Die Schutzziele sollen in den Gemeinden durch eine politische Willenserklärung fest-
gelegt werden. 
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Der Brandschutzbedarfsplan soll vom Rat der Gemeinde beschlossen werden. 
 
Die Einhaltung der Schutzziele soll überprüft werden. Der Brandschutzbedarfsplan 
soll regelmäßig fortgeschrieben werden. 
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Einleitung 

Die Abwehr von Gefahren durch Brände und die Hilfeleistung bei Unglücksfällen so-
wie Notständen sind Aufgaben der Gemeinden, der Landkreise sowie des Landes. 
 
Brandschutz und Hilfeleistung obliegen nach § 1 Absatz 2 des Niedersächsischen 
Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren (Nieder-
sächsisches Brandschutzgesetz – NBrandSchG) [2] den Gemeinden und Landkrei-
sen als Aufgabe des eigenen Wirkungskreises. 
 
Die Gemeinden haben für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben eine Feuerwehr vorzu-
halten. Diese Feuerwehr ist den örtlichen Verhältnissen entsprechend leistungsfähig 
aufzustellen, auszurüsten, zu unterhalten und einzusetzen. Die Angehörigen der 
Feuerwehr sind aus- und fortzubilden. Die für die Brandbekämpfung erforderlichen 
Anlagen, Mittel und Geräte hat die Gemeinde bereitzuhalten (§ 2 Absatz 1 
NBrandSchG). Die Kosten, die der Gemeinde für die Sicherstellung von Brandschutz 
und Hilfeleistung entstehen, haben die Gemeinden zu tragen (§ 25 Absatz 1 
NBrandSchG).  
 
Ihre Aufgaben nehmen die Gemeinden eigenverantwortlich wahr. Gemeinsam mit 
den bestellten Feuerwehrführungskräften sind die örtlichen Verhältnisse zu bewerten 
und daraus Rückschlüsse für die Ausrüstung und die Stärke der Feuerwehr zu zie-
hen.  
 
Die „Verordnung über die kommunalen Feuerwehren (Feuerwehrverordnung – 
FwVO)“ [3] gibt den Verantwortungsträgern eine Richtschnur vor. So sind Freiwillige 
Feuerwehren (außer in Städten mit Berufsfeuerwehr) in Ortsfeuerwehren zu gliedern, 
die hinsichtlich ihrer Stärke und Ausrüstung dreistufig aufgebaut sind. Es handelt sich 
dabei um Mindestvorgaben. Eine Vorgabe, wie viele Ortsfeuerwehren eine Gemein-
de insgesamt aufzustellen, auszurüsten, zu unterhalten und einzusetzen hat, enthält 
die Verordnung nicht. Im Einzelfall können aufgrund der örtlichen Randbedingungen 
durchaus weitergehende Anforderungen zu erfüllen sein. 
 
Eine Gemeinde hat somit auch bei Einhaltung der Mindestvorgaben regelmäßig zu 
prüfen, ob Brandschutz und die Hilfeleistung mit den vorhandenen Strukturen sicher-
gestellt werden können. 
 
Die Brandschutzbedarfsplanung stellt ein geeignetes Instrument dar, mit dem die 
vorhandenen Strukturen überprüft werden können und mit dem festgestellt werden 
kann, ob die Aufgabe Brandschutz und Hilfeleistung durch die Feuerwehr erbracht 
werden kann. Im Übrigen bietet sie die Möglichkeit nachzuweisen, dass Brandschutz 
und Hilfeleistung auch bei Abweichungen von den Vorgaben der FwVO sichergestellt 
werden kann. In einem solchen Fall kann eine Befreiung von der FwVO bei der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde beantragt werden. 
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Aufgaben der Feuerwehr 

Die gesetzlichen Aufgaben obliegen den Gemeinden als Träger der Feuerwehren. 
Wahrgenommen werden sie durch die Feuerwehren. Darüber hinaus gibt es freiwilli-
ge Aufgaben. Über die Durchführung freiwilliger Aufgaben durch die Feuerwehr ent-
scheidet die Gemeinde. 
 
Die Pflicht- und die freiwilligen Aufgaben stellen das Leistungsspektrum dar, das eine 
Feuerwehr in der Gemeinde zu erbringen hat. Die sächliche und personelle Ausstat-
tung ist daraufhin auszurichten. 
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Grundlagen und Ziele der Brandschutzbedarfsplanung 

Grundlage der Brandschutzbedarfsplanung ist  
 

• die Betrachtung des Gefahrenpotenzials und 
• die Festlegung von Schutzzielen. 

 
Ziel der Brandschutzbedarfsplanung ist es festzustellen, ob mit den vorhandenen 
Strukturen und der vorhandenen Ausrüstung die Feuerwehr ihre Aufgaben in einer 
vom NBrandSchG geforderten Weise erfüllen können. Sie bietet den kommunalen 
Entscheidungsträgern eine fachlich fundierte Basis, auf der in die Zukunft gerichtete 
Organisations-, Personal- und Investitionsentscheidungen getroffen werden können. 
 
Sie ist ebenso ein geeignetes Mittel, um feststellen zu können, ob auch bei Abwei-
chungen von den Strukturvorgaben und Mindeststandards der Mindeststärkeverord-
nung bzw. künftig der Feuerwehrorganisationsverordnung eine wirkungsvolle Gefah-
renabwehr gewährleistet werden kann. 
 

Gefahrenpotenzial 
Die Betrachtung des Gefahrenpotenzials beginnt mit der Beschreibung der 
Gemeinde. Sie erfasst die charakteristischen Eigenschaften, die für den Einsatz 
der Feuerwehr von Bedeutung sein können. Dazu gehören u. a. topografische 
Angaben, Angaben zur Siedlungs- und Infrastruktur einschließlich der Lösch-
wasserversorgung, Einwohnerdaten, Angaben zu Gewerbe- und Industrieberei-
chen sind zu erfassen. Dies gilt insbesondere dann, wenn ein erhöhtes Brand- 
oder Hilfeleistungsrisiko vorliegen könnte. 
 
In der Gefahrenbeschreibung erfolgt die Erfassung und Darstellung der Gefah-
ren und Risiken in einer Gemeinde. 
 
Die Gefahrenbeschreibung für die Gemeinde oder den jeweiligen zu betrach-
tenden Ortsteil kann in Form einer Risikoabschätzung oder als Gefahrenanaly-
se erfolgen. 
 
Risikoabschätzung: 
In einer Risikoabschätzung werden Einzelrisiken betrachtet. Für jedes Einzelri-
siko wird ein bestimmter Risikowert ermittelt. Das Gesamtrisiko ergibt sich aus 
der Summe der Einzelrisiken. In Abhängigkeit der Größe des Gesamtrisikos 
kann für die spätere Ermittlung der Soll-Struktur eine (tabellarische) Zuordnung 
der erforderlichen Ausstattung erfolgen. 
 
Gefahrenanalyse: 
In einem ersten Schritt werden Gefahrenkategorien und ihre kennzeichnenden 
Merkmale festgelegt. Danach kann ein Gefahrenkataster erstellt werden. Das 
Kataster kann tabellarisch erfasst und grafisch auf einer Gemeindekarte erfol-
gen. Über die Gefahrenkategorien kann für die spätere Ermittlung der Soll-
Struktur eine (tabellarische) Zuordnung der Ausstattung erfolgen. Einsätze in 
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den Gefahrenkategorien der unteren Stufen könnten durch Grundausstattungs- 
und Stützpunktfeuerwehren gemeinsam bewältigt werden. Für Einsätze in den 
höheren Gefahrenkategorien ist eine zusätzliche Ausstattung erforderlich, so 
dass hier Stütz- und Schwerpunktfeuerwehren die Einsätze abdecken könnten. 
Hinsichtlich der Zuordnung der erforderlichen Ausstattung muss nicht zwingend 
der dreistufige Aufbau der Freiwilligen Feuerwehren zugrunde liegen. 
 
Durch Auswertung der Einsatzstatistik mindestens der vergangenen fünf Jahre 
und ihre Darstellung über das Gemeindegebiet können Bereiche mit besonde-
ren Gefahrenschwerpunkten festgestellt werden.  
 

Schutzziele und ihre Bedeutung für die Planung 
Um die Leistungsfähigkeit und Einsatzbereitschaft einer Feuerwehr bemessen 
zu können, müssen die entsprechenden Bewertungskriterien festgelegt werden. 
Bewertungskriterien sind die Schutzziele. 
 
Die Schutzziele beinhalten jeweils die Festlegung 
 

• von zeitlichen Randbedingungen (Hilfsfrist),  
• von für den Einsatz benötigten Kräften (taktische Einheiten) und 
• des prozentualen Anteils der Fälle, in denen die zeitlichen Randbedin-

gungen und die benötigten Kräfte eingehalten bzw. erreicht werden (Er-
reichungsgrad). 

 
Zunächst gilt es ein standardisiertes Schadensereignis zu beschreiben. Es 
muss sich dabei um ein Ereignis handeln, das regelmäßig Personenschäden 
zur Folge hat. Als sogenanntes „kritisches“ Schadenereignis ist in Deutschland 
der Brand in einer Wohnung im ersten oder zweiten Obergeschoss eines mehr-
geschossigen Wohngebäudes mit verrauchten Rettungswegen anerkannt. 
 
In einem solchen Ereignis ist die Aufgabe Menschenrettung als zeitkritisch zu 
bewerten. Der einsatztaktische Grundsatz lautet: Menschenrettung geht vor 
Brandbekämpfung. Aber auch bei der Durchführung der Menschenrettung dür-
fen die eigenen Einsatzkräfte nicht gefährdet werden. Deshalb ist parallel zur 
Menschenrettung mit der Brandbekämpfung zu beginnen. 

Zeitliche Randbedingungen 
Als zeitliche Parameter müssen zunächst zwei Zeitgrenzen beachtet werden: 
 

• Für die Menschenrettung gilt seit der ORBIT-Studie in den 1970er Jah-
ren als wissenschaftlich fundiert und allgemein anerkannt: 
  => ca. 13 Minuten als Erträglichkeitsgrenze für eine Person im Brand-
rauch, 
  => ca. 17 Minuten als Reanimationsgrenze für eine Person im Brand-
rauch. 

• Für die Sicherheit der Einsatzkräfte und zur Verhinderung der schlagarti-
gen Brandausbreitung muss der Löscheinsatz vor dem „Flash-Over“ lie-
gen. Er kann bei einem Wohnungsbrand ca. 18 Minuten nach Brandaus-
bruch auftreten. 
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Weitere zeitliche Parameter müssen in Ermangelung genauer statistischer Da-
ten oder genauerer wissenschaftlicher Untersuchungen angenommen werden. 
Erfahrungswerte zeigen, dass bei einem kritischen Wohnungsbrand die Zeit 
vom Entdecken des Brandes bis zum Eingang der Meldung in der Feuer-
wehreinsatzleistelle (FEL) ca. dreieinhalb Minuten beträgt. Als Gesprächs- und 
Dispositionszeit in der FEL können eineinhalb Minuten unterstellt werden. 
 
Unter Berücksichtigung der Erträglichkeitsgrenze von 13 Minuten stehen somit 
nach der Alarmierung als Eintreffzeit (= Ausrücke- und Anfahrzeit) für die (ers-
ten) mit einem Feuerwehrfahrzeug eintreffenden Einsatzkräfte acht Minuten 
zur Verfügung. Unter Berücksichtigung der „Flash-Over“-Grenze von 
18 Minuten stehen als Eintreffzeit für (weitere) Einsatzkräfte 13 Minuten zur 
Verfügung.  

Für den Einsatz benötigte Kräfte 
Um die Menschenrettung rechtzeitig durchführen zu können, sind bei einem 
kritischen Wohnungsbrand die ersten 9 Einsatzkräfte (eine Löschgruppe = 
1/8/9), innerhalb von acht Minuten nach der Alarmierung erforderlich. Hier-
durch ist die Einleitung der Menschenrettung unter Vernachlässigung der Ei-
gensicherung möglich. Nach weiteren fünf Minuten sind zusätzlich sechs 
Einsatzkräfte (eine Löschstaffel) = 1/5/6) zur Unterstützung bei der Menschen-
rettung, zur Brandbekämpfung, zur Entrauchung sowie zur Eigensicherung der 
Einsatzkräfte erforderlich. Als 16. Funktion wird ein (übergeordneter) Einsatz-
leiter benötigt, da zwei taktische Einheiten zum Einsatz kommen. Der Einsatz-
leiter sollte möglichst zeitnah zur ersten taktischen Einheit eintreffen. 
 
Der zeitliche Ablauf stellt sich wie folgt dar: 
 

 

Erreichungsgrad 
Anhand der anerkannten Maßstäbe Zeit und Einsatzstärke legt die Gemeinde 
im Rahmen ihrer kommunalen Selbstverwaltung fest, bei wie vielen Einsatzfäl-
len diese Maßstäbe zu erreichen bzw. einzuhalten sind (Erreichungsgrad). 
 
Der Höhe des Erreichungsgrades ist eine Kenngröße für den Grad an Sicher-
heit, der der Bevölkerung in einer Gemeinde gegeben werden soll. Sie ist in-
sofern eine Größe, die über eine (politische) Willensbildung in der Gemeinde 
festgelegt werden muss. 
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Aus der Schutzzielfestlegung heraus ergeben sich in Verbindung mit der Be-
trachtung des Gefährdungspotenzials die Soll-Anforderungen. Dies sind die 
Standorte von Feuerwehrhäusern mit ihrer Ausrüstung und die dafür erforder-
liche Personalstärke. Die Möglichkeiten, die die interkommunale Zusammen-
arbeit bieten kann, sollten hierbei berücksichtigt werden. 
 
Abschließend sind die vorhandenen Strukturen (Ist-Zustand) den Soll-
Anforderungen gegenüberzustellen. Es ist zu prüfen, ob die vorhandenen 
Strukturen geeignet sind, die Schutzziele zu erreichen. Sofern Maßnahmen 
aufgrund der Gegenüberstellung erforderlich sind, um die Leistungsfähigkeit 
und die Einsatzbereitschaft Feuerwehr zu sichern, sind diese zu beschreiben. 
 
Werden die Schutzziele für die Brandbekämpfung eingehalten, ist mit hinrei-
chender Sicherheit davon auszugehen, dass, bei Vorhandensein der Ausrüs-
tung, die Aufgabe Hilfeleistung ebenfalls als sichergestellt angesehen werden 
kann. Als „kritisches“ Ereignis kann hier der PKW-Unfall mit eingeklemmter 
Person zugrunde gelegt werden. 
 
Er soll in regelmäßigen Abständen (drei bis fünf Jahre) überprüft und fortge-
schrieben werden. 
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Gefährdungspotenzial 

Beschreibung der Gemeinde 
Die Beschreibung der Gemeinde kann in einem Fließtext, veranschaulicht durch 
Kartenbilder und Grafiken, verfasst werden oder in einer tabellarischen Über-
sicht dargestellt werden. Dabei sind insbesondere die für einen Einsatz der 
Feuerwehr relevanten Besonderheiten des Gemeindegebietes zu berücksichti-
gen. 
 
Von Bedeutung sein können insbesondere die 

• Topografie, 
• Größe und Einwohnerzahl, ggf. aufgeteilt auf Ortsteile, 
• Flächennutzung (unterteilt nach Nutzungsarten), 
• Bebauung und Siedlungsstruktur, 
• Industrieanlagen, 
• Verkehrsflächen (Straße, Bahnanlagen, Wasserstraßen) und die 
• Löschwasserversorgung. 

Gefahrenbeschreibung 
Die Feuerwehr kann den Eintritt von Ereignissen selbst nicht beeinflussen. Ob 
und welcher Einsatz von der Feuerwehr verlangt wird, hängt vom Risiko ab, das 
in einer Gemeinde besteht. 
 
Das Risiko beschreibt den Zusammenhang zwischen Eintrittswahrscheinlichkeit 
für einen Schaden und dessen erwartete Größe: 
 
Risiko = Eintrittswahrscheinlichkeit x Schadensgröße 
 
Das Risiko bzw. das Eintreten eines Ereignisses ist eine maßgebliche Größe 
bei der Bedarfsplanung. Die Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Schadenser-
eignisses ist allerdings mittels einfacher Verfahren nicht zu berechnen.  
 
Das Risiko kann deshalb zum Einen über eine vereinfachte Risikoabschätzung 
durchgeführt werden, die aus bestimmten Einzelrisiken ein Gesamtrisiko ermit-
telt. Zum Anderen kann es über eine Gefahrenanalyse dargestellt und bewertet 
werden.  

Risikoabschätzung 
Die Risikoabschätzung erfolgt nach dem vom Landesfeuerwehrverband Hes-
sen auf der Grundlage eines am Institut der Feuerwehr Sachsen-Anhalt entwi-
ckelten Verfahrens zur „Bestimmung der notwendigen Mindestausrüstung“ [4].  
 
Hierbei wird aus gewichteten Einzelrisiken ein gemitteltes Gesamtrisiko ermit-
telt. Dies erfolgt mathematisch durch eine einfache Addition der Einzelrisiken: 

R1 + R2 + R3... = Rges 

Die Abschätzung wird tabellarisch (s. Anlage 2) durchgeführt.  
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Die Ergebnisse setzen sich aus dem Einsatzaufkommen, der Einwohnerzahl, 
den örtlichen Betrieben und aus den außergewöhnlichen Risiken zusammen. 
Mit dieser Verfahrensweise kann möglichen individuellen und möglicherweise 
überzogenen Betrachtungen vorgebeugt werden.  
 
Grundlage des Verfahrens ist das Erheben korrekter Daten und eine objekti-
vierte Betrachtung der Ergebnisse. 
 
Die Eintrittswahrscheinlichkeit wird im Verfahren als Wichtungsfaktor w ein-
geführt. Um die Schadensgröße (Ausmaß von Schadensereignissen) unter-
scheiden zu können, wird eine fiktive Kennzahl Z eingeführt. 
 
Mit der Summe aus den Risikowerten wird in einer vom Institut der Feuerwehr 
in Sachsen-Anhalt erstellten Tabelle das Risiko auf einer zehnstufigen Skala 
ermittelt. Diese Prozedur wird für die verschiedenen Risiken in ähnlicher Wei-
se durchgeführt.  
 
Die Mindestausstattung der Feuerwehr beruht auf den ermittelten Gesamtrisi-
kofaktoren der jeweils betrachteten Ortsteile.  
 
Für festgestellte besondere Risiken wie z. B. ABC (Vorhandensein von Ein-
richtungen mit atomaren bzw. nuklearen-, biologischen- und chemischen Risi-
ken) oder W (Gewässer) ist die Ausstattung der Feuerwehr um geeignete 
Sonderausstattung ggf. unter Berücksichtigung der interkommunalen Zusam-
menarbeit zu ergänzen 

Risiko R1 
Das Risiko R1 wird aufgrund der tatsächlichen Einsätze pro Jahr durch Aus-
wertung der Jahresstatistik bemessen (s. Anlage 2, Tabelle 1).  
 
Zur Bestimmung der fiktiven Kennzahl Z bezogen auf die Schadensgröße 
kann eine Bewertung der Ereignisse in f1 für geringfügig, f2 für mäßig oder f3 
für schwerwiegend erfolgen. Mit diesen fiktiv gewählten Faktoren 
 

f1 =     1 für geringfügig (kleinere Einsätze z.B. Kleinbrand, Fehlalarme 
durch BMA, böswillige und  Täuschungsalarme, Ölspuren, Tü-
ren öffnen, Tierrettung u.s.w.) 

f2 =   10 für mäßig (orientiert sich hauptsächlich an der Schadenshöhe 
bzw. an der Art und Anzahl der Personenschäden, z.B. VU oder 
Zimmerbrand bis 10 Verletzten) und 

f3 = 100 für schwerwiegend (orientiert sich hauptsächlich an der Scha-
denshöhe bzw. an der Art und Anzahl der Personenschäden, 
z.B. einfacher VU, MANV oder Wohnungsbrand mit Toten oder 
mehr als 10 Verletzten) 

 
soll der Schwere bzw. der Bedeutung der Ereignisse Rechnung getragen 
werden. Ebenso soll sich hierdurch der Aufwand, welchen die Feuerwehren 
in der Schadenabwehr zu leisten haben, widerspiegeln.  
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Die Anzahl der Ereignisse n1-3 für die drei Schadengrößen erfährt bei der 
Verwendung der fiktiven Kennzahl Z als Ereigniszahl eine Wertung, um das 
Ergebnis statistisch deutlicher hervorzuheben.  
 
Die Wichtung der Brand- und Hilfeleistungseinsätze wird im Rückblick auf die 
durchschnittliche Verteilung der Einsätze (beispielsweise 35/65) nach 
Einsatzart 

• Brandeinsätze (=> 35% Anteil am Jahreseinsatzaufkommen: w=0,35) 
und 

• Hilfeleistungseinsätze (=> 65% Anteil am Jahresaufkommen: w=0,65) 
durch den Wichtungsfaktor w berücksichtigt. 

Risiko R2 

Durch das Risiko R2 werden die Gefahren, die in Wohn- und Freizeitberei-
chen entstehen können, einer Bewertung unterzogen. Die Bestimmung des 
Risikos erfolgt in diesem Verfahren ausschließlich einwohnerabhängig (s. 
Anlage 2, Tabelle 2). 
 
Die Mindestausrüstung von Grundausstattungs-, Stützpunkt- oder Schwer-
punktfeuerwehren allein in Abhängigkeit von der Einwohnerzahl festzulegen, 
kann nur als Orientierung dienen. Gefahren im Wohn- und Freizeitbereich 
können nicht allein durch die Einwohnerzahl erfasst werden. Eine Gefahr der 
Unterbewertung dieses Risikowertes besteht beispielsweise in der Altbau-
substanz und aus leerstehenden Gebäuden. Gleichermaßen werden Sied-
lungsstrukturdaten (soziale Brennpunkte, Altersstruktur) nicht differenziert 
berücksichtigt. 
 
Im Hinblick auf ein einfaches Verfahren lässt sich mit Hilfe der Einwohnerzahl 
jedoch eine ausreichende, einfache und unkomplizierte Bewertung des Risi-
kos R2 vornehmen.  

Risiko R3 

Das Risiko R3 bewertet die Risiken, die in Betrieben oder Unternehmen infol-
ge der Gefahren durch Fertigung, Transport und Lagerung im Zusammen-
hang mit Produktionsaktivitäten bestehen (s. Anlage 2, Tabelle 3). 
 
Zur Bestimmung der fiktiven Kennzahl Z bezogen auf die Unternehmensgrö-
ße wird die Zahl der Beschäftigten herangezogen. So kann eine Bewertung 
der Ereignisse in f1 für klein, f2 für mittel oder f3 für groß erfolgen. Mit diesen 
fiktiv gewählten Faktoren 
 

f1 =     1 für klein (Unternehmen mit bis zu 20 Beschäftigten) 
f2 =   10 für mittel (Unternehmen von 21 bis zu 200 Beschäftigten) und 
f3 = 100 für groß (Unternehmen mit mehr als 200 Beschäftigten) 

 
soll der Schwere bzw. der Bedeutung der Ereignisse Rechnung getragen 
werden. Ebenso soll sich hierdurch der Aufwand, welchen die Feuerwehren 
in der Schadenabwehr zu leisten haben, widerspiegeln. Sofern genauere sta-
tistische Daten nicht zur Verfügung stehen, können diese Zahlen auch ge-
schätzt werden.  
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Die Anzahl der Ereignisse n1-3 für die drei Schadengrößen erfährt bei der 
Verwendung der fiktiven Kennzahl Z als Ereigniszahl eine Wertung, um das 
Ergebnis statistisch deutlicher hervorzuheben.  
 
Eine Gefahr der Unterbewertung dieses Risikowertes besteht beispielsweise 
darin, dass die Zahl der Beschäftigten immer weiter sinkt, die Sachwerte und 
das tatsächliche Gefährdungspotenzial jedoch immer weiter steigt. 
 
Schwierigkeiten bei der Bewertung der Risikos R3 können insbesondere in 
den nachstehenden Bereichen auftreten: 
 

• Landwirtschaftliche Betriebe mit Massentierhaltung,  
• Räume für die Vorratshaltung von Heu, Stroh und Futtermitteln,  
• Unterstellplätze für hochwertige Landtechnik (Mähdrescher u.ä.),  
• alte Liegenschaften der Landwirtschaft (leerstehende Viehställe und 

Vorratsräume), die durch Aufgabe vorhanden sind und nicht mehr ge-
nutzt werden,  

• Lagerräume und –hallen (das vorhandene Gefahrenpotenzial wird auf 
Grund der hohen Brandlast und durch die geringe Anzahl von ständi-
gen Arbeitsplätzen nicht ausreichend erfasst),  

• Einrichtungen ohne ständig Arbeitsplätze (Beschäftigte sind z. B. in 
Energieumspannwerken, Druckerhöhungs- oder Druckminderungssta-
tionen von Erdöl, Erdgaspipelines nicht ständig anwesend),  

• große Handelsunternehmen, wie Möbelhäuser, Einkaufs-, Outlet-
zentren u.ä.,  

• Beherbergungsstätten, wie Gaststätten, in denen Unterkunftsmöglich-
keiten angeboten werden, Pensionen oder kleine Hotels.  

  
Das Gefährdungspotential derartiger Einrichtungen soll bei der Risikoanalyse 
im Risiko R4 berücksichtigt werden, damit das vereinfachte Verfahren für das 
Risiko R3 beibehalten werden kann.  

Risiko R4 

Durch das Risiko R4 werden die besonderen Risiken in einer Kommune ana-
lysiert (s. Anlage 2, Tabelle 4). Dadurch wird die Möglichkeit geschaffen, 
auch Gefahren zu bewerten, die in den Risiken R1-3 nicht ausreichend bewer-
tet werden können. 
 
Der außergewöhnliche Risikobereich wird in fünf Gruppen unterteilt: 
 

• Straßenverkehrswege, 
• Schienenverkehrswege, Luftverkehrsplätze, Wasserwege, 
• Gebäude mit überdurchschnittlich hohem Gefahrenpotenzial, 
• Gebäude mit überdurchschnittlich hoher Konzentration an Menschen 

und 
• besonders gefährdete Produktionsbereiche oder Lager (auch in der 

Land- und Forstwirtschaft). 
 
Diese Bereiche können mit jeweils 2 Punkten bewertet werden. Daraus ergibt 
sich in der Summe eine Höchstzahl von 10 Punkten. 
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Die Einstufung der Objekte in die einzelnen Risikobereiche kann von Ortsteil 
zu Ortsteil unterschiedlich sein. Sie bedarf daher einer genauen, ausführlich 
und differenzierten Betrachtung. Gespräche in den Ortsfeuerwehren sollen 
dazu dienen, ein subjektives Risikoempfinden in eine für die Gemeinde 
gleichmäßige Risikobewertung zu überführen. 

Gesamtrisiko Rges 

Der additive Wert  
R1 + R2 + R3 + R4 = Rges 

ergibt das Gesamtrisikos Rges.. 
 
Für das Gesamtrisiko gibt es in diesem Verfahren sechs Gesamtrisikokate-
gorien (s. Anlage 2, Tabelle 5).  

Gefahrenanalyse 
Für die Durchführung der Gefahrenanalyse wird empfohlen, die Einsatzstatis-
tik mindestens der vergangenen fünf Jahre auszuwerten und in geeigneter 
Weise auf einer Gemeindekarte grafisch darzustellen. Signifikante Ereignisse 
können ergänzend in Textform beschrieben und bewertet werden. 
 
Die Einteilung in Kategorien (Gefahrenarten und Gefährdungsstufen) erfolgte 
in Anlehnung an die FwOVO vom 29.08.2001 des Hessischen Ministeriums 
des Innern und für Sport (s. Anlage 3) [5] sowie die Verwaltungsvorschrift zur 
Erstellung einer Bedarfs- und Entwicklungsplanung für den Brandschutz und 
die technische Hilfe und zur Regelausstattung der Feuerwehren mit Fahrzeu-
gen (Planungs- und AusstattungsVV) [6]. 
 
Hierin wird in die nachstehenden Gefahrenkategorien unterschieden (s. Anla-
ge 3, Tabellen 1 bis 4): 
 

 

Das Gemeindegebiet ist getrennt nach Gefahrenarten den vorhandenen Ge-
fahrenstufen zuzuordnen. Die Darstellung kann tabellarisch oder grafisch in 
einer Gemeindekarte erfolgen. 
 
Hinsichtlich der Sicherstellung des zweiten Rettungsweges durch Rettungsge-
räte der Feuerwehr ist die Höhe der Wohngebäude ein wesentliches zu be-
rücksichtigendes Merkmal. Gebäude geringer Höhe sind entsprechend der 
Niedersächsischen Bauordnung – NBauO – [7] Gebäude bei denen der Fuß-
boden von jedem Aufenthaltsraum höchstens 7 m über der Geländeoberkante 
liegt. Bei Gebäuden geringer Höhe beträgt somit die Brüstungshöhe der zum 
Anleitern bestimmten Fenster nicht mehr als 8 m. Deshalb kann der zweite 
Rettungsweg mit tragbaren Leitern der Feuerwehr (4-teilge Steckleiter) sicher-
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gestellt werden. Bei allen anderen Wohngebäuden ist der zweite Rettungsweg 
über ein Hubrettungsfahrzeug sicherzustellen. Eine Ausnahme bilden be-
standsgeschützte Wohngebäude, bei denen der zweite Rettungsweg über die 
3-teilige Schiebleiter sichergestellt werden muss. 
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Festlegung der Schutzziele 

Ohne die Festlegung von Schutzzielen kann die Brandschutzbedarfsplanung nicht 
durchgeführt werden. Jede Gemeinde soll deshalb die Schutzziele im Rahmen der 
kommunalen Selbstverwaltung eigenständig definieren und damit über das Schutzni-
veau in ihrem Gebiet entscheiden. 
 
Die Festlegung der Schutzziele soll den nachstehenden allgemein anerkannten Emp-
fehlungen folgen: 
 

1. Hilfsfrist 
Die Hilfsfrist umfasst einen Zeitraum von maximal 13 Minuten. Der Zeitraum 
beginnt mit der Alarmierung der jeweiligen Feuerwehr und endet mit dem Ein-
treffen der alarmierten Kräfte am Einsatzort. 
 

2. Taktische Einheiten 
Die erste Einheit, die am Einsatzort eintreffen muss, ist die Löschgruppe 
(1/8/9). Sie soll in einer Hilfsfrist von 8 Minuten am Einsatzort eintreffen. Die 
zweite Einheit, die am Einsatzort eintreffen muss, ist die Löschstaffel (1/5/6). 
Sie soll in einer Hilfsfrist von 13 Minuten, d. h. 5 Minuten nach der ersten Ein-
heit, eintreffen. Als 16. Funktion wird ein (übergeordneter) Einsatzleiter benö-
tigt, da zwei taktische Einheiten zum Einsatz kommen. Der Einsatzleiter sollte 
möglichst zeitnah zur ersten taktischen Einheit eintreffen. 
 

3. Erreichungsgrad 
Der Erreichungsgrad ist der prozentuale Anteil der Einsätze, bei denen die 
Zielgrößen Hilfsfrist und taktische Einheiten eingehalten werden. Ein Errei-
chungsgrad von 90% sollte im Gemeindegebiet angestrebt werden. 
 

 
Diese Empfehlungen gelten gleichermaßen in Gemeinden mit Freiwilliger Feuerwehr 
und in Gemeinden mit Berufsfeuerwehr. 
 
Sinkt der Erreichungsgrad unter 80%, ist zu befürchten, dass nicht mehr von einer 
den Anforderungen genügenden leistungsfähigen und einsatzbereiten Feuerwehr 
ausgegangen werden kann.  
 
Bei der Ermittlung des Erreichungsgrades sind jedoch nur die bemessungsrelevanten 
Ereignisse heranzuziehen. Einsätze, die aufgrund der eingehenden Meldung ent-
sprechend der Alarm- und Ausrückeordnung nicht den Einsatz der taktischen Einhei-
ten nach Nr. 2 erfordern, müssen nicht berücksichtigt werden.  
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Ermittlung der Soll-Struktur 

Ermittlung der erforderlichen Standorte von Feuerwehrhäusern  
Die Bestimmung der erforderlichen Standorte bzw. die Überprüfung der vor-
handenen Standorte erfolgt am einfachsten auf grafischem Wege. Dazu werden 
die in Abhängigkeit der Hilfsfristen möglichen Einsatzbereiche auf einer Ge-
meindekarte dargestellt. 
 
Maßgebend für die Grenzen der Einsatzbereiche ist die nutzbare Fahrzeit vom 
Feuerwehrhaus zur Einsatzstelle. Die nutzbare Fahrzeit ist die Hilfsfrist 
(8 Minuten für die erste taktische Einheit [Löschgruppe], 13 Minuten für die 
zweite taktische Einheit [Löschstaffel]) abzüglich der Ausrückezeit. 
 
Die Ausrückezeit ist als Jahresmittelwert der jeweils zu betrachtenden Feuer-
wehr zu bestimmen.  
 
 Hilfsfrist Ausrückezeit 

beispielhaft 
Nutzbare Fahrtzeit 

Beispielhaft 
Löschgruppe  8 Minuten –  4 Minuten = 4 Minuten 
Löschstaffel 13 Minuten –  5 Minuten = 8 Minuten 

 
Die Einsatzbereiche können unterschieden werden in den Bereich, in dem als 
erste taktische Einheit (Ausrückebereich) in einer Hilfsfrist von 8 Minuten Hilfe 
geleistet werden kann und in die Bereiche, in dem als zweite taktische Einheit 
(Unterstützungsbereich) in einer Hilfsfrist von 13 Minuten Hilfe geleistet werden 
kann. 
 
Die Grenzen der Einsatzbereiche können näherungsweise dadurch ermittelt 
werden, dass bei Einsatzfahrten unter Inanspruchnahme von Sonderechten und 
der Nutzung von blauem Blinklicht und dem Einsatzhorn eine Durchschnittsge-
schwindigkeit von 40 km/h (= 670 m/min) innerhalb geschlossener Ortschaften 
angesetzt werden kann. Außerhalb geschlossener Ortschaften können 60 km/h 
(= 1000 m/min) angesetzt werden. 
Daraus ergeben sich Einsatzbereiche, die, in Luftlinie gemessen, als Kreise 
gleicher Zeiten (Isochronen) mit dem Feuerwehrhaus als Mittelpunkt auf der 
Karte eingetragen werden können (Kreis-Methode). 
 
Eine genauere Ermittlung kann unter Eintragung der maximal möglichen Weg-
strecken erfolgen. Die Verbindung der Endpunkte auf der Karte begrenzt und 
kennzeichnet den Einsatzbereich (Polygon-Methode).  
 
Es wird empfohlen, die Einsatzbereiche für die beiden Hilfsfristen farblich abge-
grenzt darzustellen. 
 
Einsatzbereiche benachbarter Feuerwehren können im Rahmen der interkom-
munalen Zusammenarbeit berücksichtigt werden. 
 



132   Anlagen 

 

Ermittlung der erforderlichen Soll-Ausstattung  
Die Ermittlung der erforderlichen Ausstattung erfolgt auf der Grundlage der Be-
schreibung des Gefährdungspotenzials (Kapitel 5). Dies kann über eine Risiko-
analyse oder eine Gefahrenanalyse erfolgen. 
 
Über die Risikoanalyse erfolgt die Zuordnung der Mindestausstattung im Ge-
meindegebiet bzw. in den einzelnen Gemeindeteilen in Abhängigkeit des jewei-
ligen Gesamtrisikos nach Tabelle 6 der Anlage 2.  
 
Über die Gefahrenanalyse erfolgt die Zuordnung der Mindestausstattung im 
Gemeindegebiet bzw. in den einzelnen Gemeindeteilen nach Anlage 4, Tabel-
len 1 bis 4. 
 
Bei der in den Tabellen zugeordneten Mindestausstattung handelt es sich je-
weils um Empfehlungen. Im Einzelfall sind Abweichungen nicht nur möglich, sie 
können aufgrund der örtlichen Gegebenheiten auch notwendig sein. 
 
 

Ermittlung der erforderlichen Personalstruktur  
Die erforderliche Personalstruktur (Mindeststärke) folgt direkt aus der Soll-
Ausstattung an Einsatzfahrzeugen.  
 
Die Mindeststärke der Freiwilligen Feuerwehr errechnet sich aus der taktischen 
Besetzung der Fahrzeuge nach FwDV 3 in Trupp-, Staffel- oder Gruppenstärke 
zuzüglich einer Personalreserve von mindestens 100%. Soweit ein Staffellösch-
fahrzeug die Mindestausstattung darstellt, bemisst sich die erforderliche Stärke 
aus der Löschgruppe (als taktische Grundeinheit) zuzüglich einer Personalre-
serve von mindestens 100%. Die Zugführerfunktion wird über den ELW 1 er-
fasst (s. auch Anlage 2, Tabelle 6). Die Führungskräfte Orts- und Gemeinde-
brandmeister sowie deren Stellvertreter sind – soweit sie nicht als Zugführer er-
fasst werden – hinzuzurechnen. 
 
Die Anforderungen an die Ausbildung ergeben sich aus der FwDV 2 für die je-
weils wahrzunehmende Funktion in den taktischen Einheiten. 
 
Die Mindeststärke einer Berufsfeuerwehr bemisst sich über die Funktionen in 
den taktischen Einheiten und den weiteren erforderlichen Funktionen in Abhän-
gigkeit des jeweiligen Personalfaktors. Die Anforderungen an die Ausbildung 
ergeben sich aus der APVOFeu in der jeweils gültigen Fassung. 
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Bewertung der Leistungsfähigkeit und der Einsatz-
bereitschaft einer Feuerwehr 

Ausstattung 
Durch einen Vergleich der Ist-Ausstattung mit der Soll-Ausstattung ist zu prüfen, 
ob die Aufgaben, die aus dem Gefährdungspotential resultieren, bewältigt wer-
den können.  
 
Es wird empfohlen, den Vergleich in einer tabellarischen Darstellung zu führen. 
Sofern zusätzliche Ausstattung erforderlich ist, sollte diese auch in der Tabelle 
erfasst werden.  
 

Personalstruktur 
Beim Vergleich der Soll-Personalstruktur mit der vorhandenen Personalstruktur 
kommt der Überprüfung der Verfügbarkeit die wesentliche Bedeutung zu. Die 
absolute Anzahl der aktiven Feuerwehrangehörigen dürfte in den meisten Fäl-
len der unter 7.3 benannten Mindeststärke entsprechen. Um die Schutzziele 
einhalten zu können, muss das erforderliche Personal jederzeit, also insbeson-
dere tagsüber, verfügbar sein. 
 
Die Verfügbarkeit, d. h. die Einsatzbereitschaft des Personals, kann durch eine 
Auswertung der Einsätze des vergangenen Jahres erfolgen. Es empfiehlt sich 
aber, hierzu auch eine Befragung aller Mitglieder, z. B. mit Hilfe eines Erhe-
bungsbogens, durchzuführen. 
 
Zur Darstellung der Verfügbarkeit gehört auch die Darstellung der Ausbildung, 
insbesondere im Hinblick auf den immer erforderlichen Einsatz von Atem-
schutzgeräteträgern und Maschinisten. 
 

Zusammenfassung und Bewertung 
In der abschließenden Bewertung ist festzuhalten, ob alle Ziele erreicht werden 
können. 
 
Insbesondere sind hier zusammenfassend alle Maßnahmen, die bei der sächli-
chen Ausstattung oder im personellen und organisatorischen Bereich getroffen 
werden sollten, aufzuführen. 
 
Die Aufstellung eines mittel- bis langfristigen Fahrzeugbeschaffungskonzeptes 
oder eine Änderung in den Einsatzbereichen der einzelnen Feuerwehren, eine 
Anpassung der Alarm- und Einsatzpläne, könnten jeweils Ergebnisse der 
Brandschutzbedarfsplanung sein und dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit 
und Einsatzbereitschaft der Feuerwehr auch in die Zukunft blickend zu sichern. 
 
Ebenso können an dieser Stelle Vorschläge zur Förderung des Ehrenamtes 
und der Mitgliedergewinnung ausführlich erläutert werden.  
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Anlage – 2 – 
 
Tabelle 2.1 
Ermittlung des Risikos R1 mit Beispielzahlen in einer Microsoft Excel©-Tabelle 
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Anlage – 2 – 
Tabelle 2.2 
Ermittlung des Risikos R2 mit Beispielzahlen in einer Microsoft Excel©-Tabelle 
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Anlage – 2 – 
Tabelle 2.3 
Ermittlung des Risikos R3 mit Beispielzahlen in einer Microsoft Excel©-Tabelle 
 

 
 
 
Diese Daten sind aus dem Online-Portal des NLSKN in dieser Struktur nicht recher-
chierbar. Sie sind z.B. durch örtliche Erhebungen zu ermitteln. 
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Anlage – 2 – 
Tabelle 2.4 
Ermittlung des Risikos R4 mit Beispielzahlen in einer Microsoft Excel©-Tabelle 
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Anlage – 2 – 
Tabelle 2.5 
Ermittlung des Risikos Rges. mit Beispielzahlen in einer Microsoft Excel©-Tabelle 
Zuordnung von Personal und Ausstattung in Abhängigkeit der Risikokategorie 
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Anlage – 2 – 
Tabelle 2.6 
Empfehlung zur Mindestausstattung mit Beispielzahlen in einer Microsoft Excel©-
Tabelle in Abhängigkeit der Risikokategorie 
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Anlage – 3 – 
 
Gefahrenkategorien 
 
Tabelle 3.1 – Brand 
Gefahrenkategorie  Kennzeichnende Merkmale 
B 1 • weitgehend offene Bauweise, 

• im Wesentlichen Wohngebäude, 
• Gebäude mit bis zu zwei Vollgeschossen, maximal 8 m Brüstungshöhe 
• land- und forstwirtschaftlich genutzte Anwesen und Flächen, 
• keine nennenswerten Gewerbe- oder Handwerksbetriebe, 
• keine baulichen Anlagen besonderer Art oder Nutzung10. 

  
B 2 • überwiegend offenen Bauweise, teilweise Reihenbebauung, 

• überwiegend Wohngebäude, 
• Gebäude mit bis zu zwei Vollgeschossen, maximal 8 m Brüstungshö-

he, 
• einzelne kleine Handwerks-, Gewerbe- und Beherbergungsbetriebe, 
• keine oder nur eingeschossige kleine bauliche Anlagen besonderer Art 

oder Nutzung. 
  
B 3  • offene und geschlossene Bauweise, 

• Mischnutzung, 
• Gebäude mit mehr als zwei Vollgeschossen, Brüstungshöhe > 8 m 
• im wesentlichen Wohngebäude, 
• kleinere baulichen Anlagen besonderer Art oder Nutzung, kleinere Ein-

kaufszentren, 
• Gewerbebetriebe ohne erhöhten Umgang mit Gefahrstoffen, 
• Industrie- und Gewerbebetriebe mit Werkfeuerwehr. 

  
B 4 • zum überwiegenden Teil großflächig geschlossenen Bauweise, 

• Gebäude mit mehr als zwei Vollgeschossen, Brüstungshöhe > 8 m, 
• Mischnutzung, u. a. mit Industrie- und Gewerbebetrieben, 
• Große bauliche Anlagen besonderer Art oder Nutzung, 
• Industrie- und Gewerbebetriebe mit erhöhtem Umgang mit Gefahrstof-

fen ohne Werkfeuerwehr. 
 
Tabelle 3.2 – Technische Hilfeleistung 
Gefahrenkategorie  Kennzeichnende Merkmale 
T 1 • kleinere Ortsverbindungsstrassen, Ortsverkehr, kein Schienenverkehr, 

• keine nennenswerten Gewerbe- oder Handwerksbetriebe. 
  
T 2 • größere Ortsverbindungsstrassen, Kreis- und Landesstraßen, 

• geringer Durchgangsverkehr, kein Schienenverkehr 
• einzelne kleinere Gewerbe- oder Handwerksbetriebe. 

  
T 3  • Landes- und Bundesstrassen, Durchgangsverkehr,  

• Schienenverkehr, kleinere Personen- und Güterbahnhöfe 
• größere Gewerbe- oder Handwerksbetriebe. 

  
T 4 • Kraftfahrstrassen, vierspurige Bundesstrassen, Autobahnen, 

• Starker Durchgangsverkehr, 
• Schienenverkehr, Personen- und Güterbahnhöfe, 
• Industrie- und Gewerbegebiete, Industrie- und Gewerbebetriebe mit 

                                                 
10 Definition bauliche Anlagen besonderer Art oder Nutzung siehe § 51 NBauO 
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Gefahrenkategorie  Kennzeichnende Merkmale 
erhöhtem Umgang mit Gefahrstoffen ohne Werkfeuerwehr. 

 
Tabelle 3.3 – Gefahrstoffe (atomare, biologische und chemische Gefahrstoffe) 
Gefahrenkategorie  Kennzeichnende Merkmale 
ABC 1 A kein genehmigungspflichtiger Umgang mit radioaktiven Stoffen, 

B keine Anlagen oder Betriebe, die mit biologischen Gefahrstoffen um-
gehen, 

C kein besonderer Umgang mit chemischen Gefahrstoffen. 
  
ABC 2 A Anlagen oder Betriebe, die mit radioaktiven Stoffen umgehen, die nach 

FwDV 500 in die Gefahrengruppe I A eingestuft sind, 
B Anlagen oder Betriebe, die mit biologischen Gefahrstoffen umgehen, 

die nach FwDV 500 in die Gefahrengruppe I B eingestuft sind, 
C Anlagen oder Betriebe, die in geringem Umfang mit chemischen Ge-

fahrstoffen umgehen. 
  
ABC 3  A Anlagen oder Betriebe, die mit radioaktiven Stoffen umgehen, die nach 

FwDV 500 in die Gefahrengruppe II A oder III A eingestuft sind, 
B Anlagen oder Betriebe, die mit biologischen Gefahrstoffen umgehen, 

die nach FwDV 500 in die Gefahrengruppe II B oder III B eingestuft 
sind, 

C Anlagen oder Betriebe, die in mittlerem oder größerem Umgang mit 
chemischen Gefahrstoffen umgehen, Chemikalienhandlungen oder -
lager. 

 
Tabelle 3.4 – Wassergefahren 
Gefahrenkategorie  Kennzeichnende Merkmale 
W 1 • keine nennenswerten Gewässer vorhanden, 

• kleinere Bäche. 
  
W 2 • größere Weiher, Seen, Badeseen. 

  
W 3  • Flüsse und Seen ohne gewerbliche Schifffahrt,  

• Sportschifffahrt, Sportboothäfen. 
  
W 4 • Flüsse und Seen mit gewerblicher Schifffahrt, 

• Hafenanlagen, 
• Bundeswasserstrassen. 
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Anlage – 4 – 
 
Gefahrenkategorien mit empfohlener Mindestausstattung in einer Microsoft Excel©-
Tabelle 
 
Tabellen 4.1 – 4.4 
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A 4 Zeitungsberichte zur Förderung des Ehrenamtes 
 

 

11.11.2009 
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A 5 Orden und Ehrenzeichen der Feuerwehr 
 
 
Geltende Fassung Vorschlag Neufassung 

Beschluß des Niedersächsischen 
Landesministeriums  

über die Verleihung von Ehrenzeichen 
für Verdienste  

im Feuerlöschwesen *). 

  
Fundstelle: Nds. MBl. 1955 Nr. 8, S. 110 
Zuletzt geändert durch Beschluss vom 
24.04.1956 (Nds. MBl. 1956 Nr. 23, S. 342) 
 

 
Beschluss der Niedersächsischen Landesre-
gierung 
über die Verleihung von Ehrenzeichen für 
Verdienste im Feuerlöschwesen  
 
 
 
Der Beschluss vom 08.06.1954/25.01.1955 
(Nds. MBl. 1955, S. 8) zuletzt geändert durch 
Beschluss vom 25.04.1956 (Nds MBl. S. 342) 
erhält mit Wirkung vom xx.09.2010 folgende 
Fassung: 

  
1/0. 
 
Zur Anerkennung und Würdigung von Verdiens-
ten um den Brandschutz im Lande Niedersach-
sen wird ein 
Brandschutzehrenzeichen gestiftet. 
 
Das Brandschutzehrenzeichen wird in fünf Stufen 
verliehen: 
 
Stufe 1:  
Feuerwehrehrenzeichen für 25jährige Dienste im 
Brandschutz, 
Stufe 2:  
Feuerwehrehrenzeichen für 40jährige Dienste im 
Brandschutz, 
Stufe 3:  
Feuerwehrehrenzeichen für 50jährige Dienste im 
Brandschutz, 
Stufe 4:  
Feuerwehrehrenzeichen für besondere Verdiens-
te als Steckkreuz in Bronze 
und  
Stufe 5:  
Feuerwehrehrenzeichen für besondere Verdiens-
te als Steckkreuz in Silber 
und  
Stufe 6 
Feuerwehrehrenzeichen der Sonderstufe als 
Steckkreuz. 

 
1.  

 
 
Angehörigen anerkannter Feuerwehren im Lande 
Niedersachsen sowie den uniformierten Angehö-
rigen der Niedersächsischen Landesfeuerwehr-
schulen wird für 25-, 40- und 50jährige Dienste 
im Feuerlöschwesen vom Minister des Innern ein 
Ehrenzeichen verliehen. Über die Verleihung des 

 
1. 
 
Angehörigen der niedersächsischen Feuerweh-
ren wird für 25-, 40- und 50jährige Dienste im 
Bereich des abwehrenden Brandschutzes und 
der Hilfeleistungen das Feuerwehrehrenzeichen 
verliehen. 
Über die Verleihung des Ehrenzeichens erhält 
der Beliehene ein Besitzzeugnis. 
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Ehrenzeichens erhält der Beliehene ein Besitz-
zeugnis. 

 

 
2.  

 
Das Feuerwehrehrenzeichen ist hoch-oval und 
hat eine Größe von 40 X 48 mm. Es zeigt über 
einem Bande mit der Inschrift "Für Verdienste im 
Feuerlöschwesen", umgeben von einem Flam-
menkranz, das niedersächsische Landeswappen 
und über ihm in einem runden Schilde die Zahl 
"25", "40" oder "50". Die Ausführung mit der Zahl 
"25" ist matt-silbern. Bei der Ausführung mit der 
Zahl "40" sind Band, Flammenkranz und Zahl 
matt-golden, das Landeswappen matt-silbern, die 
Ausführung mit der Zahl "50" ist matt-golden, das 
Landeswappen goldenpoliert. 

 
2. 
 
Das Feuerwehrehrenzeichen ist hoch-oval und 
hat eine Größe von 40 X 48 mm.  
Es zeigt über einem Bande mit der Inschrift "Für 
Verdienste im Feuerlöschwesen", umgeben von 
einem Flammenkranz, das niedersächsische 
Landeswappen und über ihm in einem runden 
Schilde die Zahl "25", "40" oder "50".  
Die Ausführung mit der Zahl "25" ist mattsilbern. 
Bei der Ausführung mit der Zahl "40" sind Band, 
Flammenkranz und Zahl mattgolden, das Lan-
deswappen mattsilbern, die Ausführung mit der 
Zahl "50" ist mattgolden, das Landeswappen 
goldenpoliert. 

  
3. 
 
Das Feuerwehrehrenzeichen für besondere 
Verdienste in Bronze kann verliehen werden 
 

a) für besonders mutiges und entschlosse-
nes Verhalten bei der Brandbekämpfung 
oder bei sonstigen Einsätzen der Feuer-
wehren  

oder 
b) bei besonderen Verdiensten auf dem 

Gebiet der Wissenschaft, Technik oder 
Organisation des Brandschutzwesens 

auf lokaler Ebene. 
  

4. 
 
Das Feuerwehrehrenzeichen für besondere Ver-
dienste hat die Form des Malteserkreuzes in 
Größe von 35 X 35 mm. Es zeigt auf weißemail-
liertem Grund ein rotes Flammenkreuz und in der 
Mitte ebenfalls in Emaille (rot/silber) das Lan-
deswappen. Der Rand der Flammen, des Kreu-
zes und des Landeswappens sind bronzefarben. 

  
5. 
 
Das Feuerwehrehrenzeichen für besondere 
Verdienste in Silber kann verliehen werden 
 

c) Für besonders mutiges und entschlosse-
nes Verhalten bei der Brandbekämpfung 
oder bei sonstigen Einsätzen der Feuer-
wehren  

oder 
d) bei besonderen Verdiensten auf dem 

Gebiet der Wissenschaft, Technik oder 
Organisation des Brandschutzwesens. 

auf regionaler Ebene. 
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6. 
 
Das Feuerwehrehrenzeichen für besondere Ver-
dienste hat die Form des Malteserkreuzes in 
Größe von 35 X 35 mm. Es zeigt auf weißemail-
liertem Grund ein rotes Flammenkreuz und in der 
Mitte ebenfalls in Emaille (rot/silber) das Lan-
deswappen. Der Rand der Flammen, des Kreu-
zes und des Landeswappens sind silberfarben. 

3.  
 
 
Für hervorragende Leistung bei der Brandbe-
kämpfung, bei Unglücksfällen und Notständen 
oder bei besonders anerkennungswürdigen Ver-
diensten auf dem Gebiete der Wissenschaft, 
Technik oder Organisation des Feuerschutzwe-
sens kann das Ehrenzeichen der Sonderstufe 
verliehen werden. 

7. 
 
Das Feuerwehrehrenzeichen der Sonderstufe 
kann verliehen werden  

a) für besonders herausragende Leistungen 
bei der Abwehr von Gefahren durch 
Brände oder bei der Hilfeleistung bei Un-
glücksfällen sowie bei Notständen (Ab-
wehrender Brandschutz und Hilfeleistun-
gen)  

oder  
b) bei besonders anerkennungswürdigen 

Verdiensten auf dem Gebiet der Wissen-
schaft, Technik oder Organisation des 
Brandschutzwesens. 

 
 

4.  
 
Das Ehrenzeichen der Sonderstufe hat die Form 
des Malteserkreuzes in Größe von 50 X 50 mm. 
Es zeigt auf weißemailliertem Grund ein rotes 
Flammenkreuz und in der Mitte ebenfalls in 
Emaille (rot/weiß) das Landeswappen. Der Rand 
des Kreuzes und der Rand des Landeswappens 
sind goldfarben. 

 
 

 
8. 
 
Das Ehrenzeichen der Sonderstufe hat die Form 
des Malteserkreuzes in Größe von 50 X 50 mm. 
Es zeigt auf weißemailliertem Grund ein rotes 
Flammenkreuz und in der Mitte ebenfalls in 
Emaille (rot/silber) das Landeswappen. Der Rand 
der Flammen, des Kreuzes und des Landeswap-
pens sind goldfarben. 
 

 
5. 

 
Das Ehrenzeichen für langjährige Dienste wird 
an der linken oberen Außentasche des Feuer-
wehrrockes und das Ehrenzeichen der Sonder-
stufe als Steckkreuz an der linken unteren Brust-
seite getragen. 

 
9. 
 
Das Feuerwehrehrenzeichen wird an der linken 
oberen Außentasche des Feuerwehrrockes ge-
tragen. 
Es wird jeweils nur das Feuerwehrehrenzeichen 
der höchsten Stufe getragen. 
 
Das Feuerwehrehrenzeichen für besondere Ver-
dienste und das Feuerwehrehrenzeichen der 
Sonderstufe werden als Steckkreuz an der linken 
unteren Brustseite getragen. 
Bei Verleihung des Feuerwehrehrenzeichens der 
Sonderstufe ist das Feuerwehrehrenzeichen für 
besondere Verdienste als Steckkreuz abzulegen. 
Ein Feuerwehrehrenzeichen der Stufe 4 oder 5 
wird neben dem Feuerwehrehrenzeichen der 
Stufen 1 bis 3 getragen. 
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6. 
 
 
Das Nähere bestimmt der Minister des Innern. 
Soweit bisher auf Grund des Erl. vom 29. 6. 1949 
(ABl. f. Nds. S. 316) eine Anerkennungsurkunde 
ausgehändigt wurde, können ihre Inhaber die 
Verleihung des in Betracht kommenden Ehren-
zeichens bis zum 30. Juni 1955 beantragen. 

 

 
 
Das Nähere bestimmt das zuständige Ministeri-
um. 
 
 

 
Hannover, den 8. 6. 1954/25. 1. 1955. 
MdI. II/4 120 704 – 1. 
 
Das Niedersächsische Landesministeri-

um 
 

 
Hannover, den    .09.2010 
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A. 6 10 Thesen zur Feuerwehrunfallkasse 
 
Soziale Sicherheit = Attraktives Ehrenamt – 10 Thesen zur FUK Niedersachsen 

 
• Vertretung der Feuerwehren in der Selbstverwaltung  

 In den Selbstverwaltungsgremien arbeiten Vertreter der niedersächsischen Feuerwehren mit den Vertretern 
der Kommunen und ihrer Spitzenorganisationen partnerschaftlich und vertrauensvoll zusammen. Der Lan-
desfeuerwehrverband als Spitzenverband aller niedersächsischen Feuerwehren hat seine Vertreter vorge-
schlagen; sie nehmen die sozialen Belange der Feuerwehrangehörigen selbst in die Hand. Die eigenständige 
Selbstverwaltung verursacht pro Jahr etwa Kosten in Höhe von 16.000 €. Das sind noch nicht einmal 12 Cent 
pro aktiven Feuerwehrangehörigen. 

• Kundenorientierung und Kundennähe  
Die FUK ist da, wann und wo ihre Kunden sie brauchen: Feste Servicezeiten, Dienstleistungstage, barriere-
freie Räume und Medien, ein Regionalbüro in Oldenburg. 

• Persönliche Ansprechpartner, alles aus einer Hand  
Jede/r Versicherte/r hat ihren/seinen Ansprechpartner. Alle Leistungen werden aus einer Hand erbracht. Un-
sere Fallmanager besuchen die Versicherten vor Ort, um die notwendigen Reha-Maßnahmen zu bespre-
chen. Das verbessert die Lebensqualität und hilft Kosten sparen. Wo es Ermessensspielräume gibt, nutzen 
wir sie zu Gunsten der Versicherten. 

• Passgenauer Gefahrenausgleich  
Unsere Versicherten werden für das Allgemeinwohl tätig. Sie riskieren ihre Gesundheit für andere, sie opfern 
sich für andere auf. Unsere satzungsmäßigen Mehrleistungen tragen diesem Umstand Rechnung. Feuer-
wehrangehörige haben den „Löffel Butter obendrauf“ verdient. Die Mehrleistungen werden nicht nach dem 
Gießkannenprinzip ausgeschüttet, sondern sind nach der Art der unfallbringenden Tätigkeit differenziert. Sie 
werden ständig darauf überprüft, ob sie der sozialen Wirklichkeit standhalten und ob sie noch zielgenau sind. 

• Feuerwehrtechnische Ausrichtung  
Der technische Beratungs- und Aufsichtsdienst spricht die Sprache der Feuerwehren – unsere Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sind aktive Feuerwehrkameraden. Sie betreiben Prävention mit Augenmaß (geschnei-
dert). 

• Unterstützung der Feuerwehrverbände  
Wir unterstützen den Landesfeuerwehrverband und seine Arbeitskreise und Ausschüsse, vor allem, wenn es 
um sicherheitstechnische Fragen geht. Damit fördern wir das niedersächsische Feuerwehrwesen. 

• Unterstützung der Kommunen  
Neben den Feuerwehren sind die Kommunen unsere Partner. Wir unterstützen sie in allen Fragen rund um 
die Feuerwehrsicherheit. Wir sind weniger „Aufsicht“, sondern mehr „Beratung.“ Mit dem Angebot unserer 
gebührenfreien Bauplanungsberatung entlasten wir die Kommunen wirksam. 

• Gezielte Öffentlichkeitsarbeit  
Unsere Infomedien sind gefragt. Die Info-Blätter sind bundesweit einzigartig, unser Magazin „FUK-News“ er-
scheint vierteljährlich in einer Auflage von 12.800 Exemplaren und erreicht alle wichtigen Multiplikatoren im 
Feuerwehrwesen. Das von der FUK herausgegebene Handbuch „Psychische Belastungen im Feuerwehrein-
satz“ ist das Standardwerk der Kriseninterventionspsychologie. 

• Beitragssicherheit 
Der Haushalt der FUK, der zu mehr als 80 % aus gesetzlichen und satzungsmäßigen Leistungen besteht, ist 
finanziell ausgeglichen. Seit drei Jahren ist der Beitrag stabil. Durch internes Controlling, durch kontinuierli-
che Prozessoptimierung und durch intelligente Zusammenarbeit mit anderen Versicherungsträgern werden 
Verwaltungs- und Verfahrenskosten gesenkt. Die historisch gewachsene Unterstützung durch die öffentlich-
rechtlichen Versicherer in Niedersachsen bringt uns einzigartige Vorteile. 

• Reformfähigkeit, moderne Verwaltung, motivierte Mitarbeiter  
– kleines Schnellboot, kein Tanker  
Wir sind ein kleines modernes Dienstleistungsunternehmen, das mit zeitgemäßen Führungsmitteln gesteuert 
wird. Wir sind in der Lage, notwendige Modernisierungen vorzunehmen. Unsere hervorragend ausgebildeten 
Mitarbeiter/innen qualifizieren sich ständig weiter. 

 
Diese Vorteile können nachhaltig nur in einer eigenständigen Organisationsform gewährleistet wer-
den – die FUK ist Teil des „Systems Feuerwehr“, und Feuerwehr kann halt Feuerwehr am besten! 
Insbesondere das Prinzip der Gefahrenausgleichszulagen durch das von der Selbstverwaltung getra-
gene Mehrleistungssystem würde in einer anderen Organisationsform dauerhaft auseinander zu 
brechen drohen – es gibt heute schon Kassen, die für ihre Versicherten aus dem Ehrenamtsbereich 
keine Mehrleistungen vorhalten; sie wurden auf dem Altar der Haushaltskonsolidierung geopfert! 
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